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(Nr. 10113.) Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche. Vom 20. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: f 


Stiftungen. 


Artikel 1. 

§. 1. Für die Genehmigung einer Stiftung, die nach der Stiftungsurkunde 
ausſchließlich dem Intereſſe der Mitglieder einer beſtimmten Familie oder mehrerer 
beſtimmter Familien dient (Familienſtiftung), iſt das Amtsgericht zuſtändig, in 
deſſen Bezirke die Stiftung ihren Sitz haben ſoll. 

Wird in Anſehung einer Familienſtiftung, deren Verwaltung oder Be— 
aufſichtigung nach der Stiftungsurkunde von dem Gerichte geführt werden ſoll, 
das Landgericht oder das Oberlandesgericht durch den Juſtizminiſter mit der 
Verwaltung oder der Beaufſichtigung beauftragt, fo iſt das beauftragte Gericht 
auch für die Genehmigung der Stiftung zuſtändig. 

$. 2. Das Gericht hat zu prüfen, ob die Stiftungsurkunde deutlich und 
beſtimmt gefaßt iſt und ob fie ausreichende Beſtimmungen über die Beſtellung 
eines Vorſtandes enthält. 

Stehen der Genehmigung der Stiftung Bedenken entgegen, ſo iſt die Ge⸗ 
nehmigung zu verſagen oder eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung der Bedenken 
zu beſtimmen. In letzteren Falle iſt die Genehmigung nach dem Ablaufe der 
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Friſt zu verfagen, wenn nicht inzwifchen die Bedenken beſeitigt ſind. Gegen die 
Verfügung, durch welche die Genehmigung ertheilt oder verſagt wird, findet die 
ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Beſteht das Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von Todeswegen, ſo 
hat das Gericht vor der Entſcheidung über die Genehmigung die Mitglieder 
der berufenen Familie öffentlich aufzufordern, ſich in einem hierfür beſtimmten 
Termine zu erklären, widrigenfalls ihnen gegen die Entſcheidung die Beſchwerde 
nicht zuſtehe. Die Beſchwerde ſteht jedem Erben, dem Teſtamentsvollſtrecker und 
den in dem Termin erſchienenen Mitgliedern der berufenen Familie zu. 


Artikel 2. 

Für die Verfaſſung einer Familienſtiftung gelten folgende Vorſchriften: 

§. 1. Die Aenderung der Verfaſſung ſowie die Aufhebung der Stiftung 
kann durch Familienſchluß erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn die Aenderung 
der Verfaſſung oder die Aufhebung der Stiftung durch die Stiftungsurkunde 
oder durch Familienſchluß verboten iſt. 

$. 2. Der Familienſchluß muß einſtimmig gefaßt werden. 

Die Errichtung des Familienſchluſſes wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß nur ein berechtigtes Familienmitglied vorhanden iſt. 

$. 3. Der Familienſchluß bedarf der Aufnahme und der Genehmigung 
durch das Gericht, dem die Verwaltung oder Beaufſichtigung der Stiftung 
uſteht. 
a F. 4. Zu der Errichtung des Familienſchluſſes müſſen alle Familien⸗ 
mitglieder zugezogen werden, die entweder ihren Wohnſitz innerhalb des Deutſchen 
Reichs haben oder zur Wahrnehmung ihrer Rechte in den Stiftungsangelegen⸗ 
heiten einen innerhalb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevollmächtigten beftellt 
und die Bevollmächtigung durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde 
dem Vorſtand oder dem Gerichte nachgewieſen haben. 

$. 5. Für ein geſchäftsunfähiges oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränktes 
Familienmitglied iſt ſein geſetzlicher Vertreter zuzuziehen. Dies gilt auch von 
ſolchen Familienmitgliedern, welche vor dem Ablaufe des dreihundertundzweiten 
Tages nach dem Tage geboren werden, an welchem ihr Vater und, wenn die 
Mutter bei der Familienſtiftung für ihre Perſon betheiligt iſt, auch dieſe die 
Zuſtimmung zu dem Familienſchluß erklärt haben. 

Die zuſtimmende Erklärung des geſetzlichen Vertreters bedarf der Gr 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

$. 6. Steht die Vertretung geſchäftsunfähiger oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkter Familienmitglieder Vormündern oder Pflegern zu, welche 
der Aufſicht verſchiedener Vormundſchaftsgerichte unterworfen find, oder würde 
die Beſtellung von Vertretern ſolcher Familienmitglieder verſchiedenen Vormund⸗ 
ſchaftsgerichten obliegen, ſo kann auf Antrag des Vorſtandes der Stiftung der 
Juſtizminiſter einem Vormundſchaftsgerichte die Beſtellung eines gemeinſamen 


= I 
Vertreters und die Genehmigung der Erklärung des Vertreters übertragen, ſoweit 
die Intereſſen der betheiligten Familienmitglieder nicht im Gegenſatze zu ein⸗ 
ander ſtehen. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auf die Genehmigung von Erklärungen 
der kraft elterlicher Gewalt berufenen geſetzlichen Vertreter entſprechende Anwendung. 

$. 7. Der Vorſtand der Stiftung hat mit dem Geſuch um Aufnahme 
des Familienſchluſſes einen Entwurf des letzteren ſowie ein Verzeichniß der zu⸗ 
zuziehenden Familienmitglieder einzureichen. 

Beſtehen gegen den Entwurf keine Bedenken oder ſind die erhobenen Be⸗ 
denken erledigt, ſo hat das Gericht einen Termin zur Aufnahme des Familien⸗ 
ſchluſſes zu beſtimmen. 

$. 8. Zur Theilnahme an der Errichtung des Familienſchluſſes iſt be⸗ 
rechtigt: 

1. wer ſeine Zugehörigkeit zu der berufenen Familie durch öffentliche Ur⸗ 
kunden nachweift; 

2. wer von den Berechtigten, die in dem Termine zur Aufnahme des 
Familienſchluſſes erſchienen ſind, und von dem Vorſtande der Stiftung 
als berechtigt anerkannt wird. 


| §. 9. Wer außer den Fällen des §. 8 die Berechtigung zur Theilnahme 
h 


5 
5 
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in Anſpruch nimmt, iſt von dem Gericht aufzufordern, binnen drei Monaten 
ſeine Berechtigung oder die Erhebung der Klage gegen diejenigen, welche die 
Berechtigung beſtreiten, nachzuweiſen, widrigenfalls der ohne ſeine Zuziehung 
errichtete Familienſchluß für ihn verbindlich ſein werde. 

5 Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung der Aufforderung. Die Genehmigung 
g des Familienſchluſſes darf erſt erfolgen, wenn die Friſt abgelaufen und im Falle 
rechtzeitiger Klageerhebung über die Berechtigung rechtskräftig entſchieden iſt. 

= F. 10. Beſteht kein Grund zu der Annahme, daß außer den angezeigten 
1 noch andere nach F. 4 zuzuziehende Familienmitglieder vorhanden find, fo genügt 
i die eidesſtattliche Verſicherung des Vorſtandes der Stiftung, daß ihm ſolche Mit- 
5 glieder nicht bekannt ſind. 

d Anderenfalls darf der Familienſchluß nicht genehmigt werden, bevor die 
f Familienmitglieder, deren Leben oder Aufenthalt unbekannt iſt, im Wege des 
f Aufgebotsverfahrens mit ihrem Widerſpruchsrecht ausgeſchloſſen ſind. 


§. 11. Für das Aufgebotsverfahren iſt das Amtsgericht zuſtändig, in 
deſſen Bezirke die Stiftung ihren Sitz hat. 

Antragsberechtigt iſt der Vorſtand der Stiftung. 

In dem Aufgebote ſind die Familienmitglieder, deren Leben oder Auf⸗ 
enthalt unbekannt iſt, unter Bezeichnung des Gegenſtandes des Familienſchluſſes 
aufzufordern, ſpäteſtens im Aufgebotstermine gegen den Familienſchluß Wider⸗ 
ſpruch zu erheben, widrigenfalls fie mit ihrem Widerſpruch ausgeſchloſſen werden 
würden. a 
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S8. 12. Die Zuſtimmung zu dem Familienſchluß iſt in dem zur Auf 
nahme beſtimmten Termin oder in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten 
Urkunde zu erklären. i 

Erklärt ſich ein nach den $$. 4, 5 zuzuziehendes Familienmitglied oder fein 
Vertreter auf die Aufforderung des Vorſtandes nicht, ſo iſt er auf Antrag des 
Vorſtandes von dem Gericht unter Mittheilung des Entwurfes des Familien⸗ 
ſchluſſes zu dem im F. 7 Abſ. 2 bezeichneten oder einem beſonderen Termine 
mit dem Hinweiſe zu laden, daß er als dem Familienſchluſſe zuſtimmend an⸗ 
geſehen werden würde, wenn er nicht ſpäteſtens im Termine dem Gerichte gegen- 
über ſeinen Widerſpruch erkläre. 

§. 13. Die Genehmigung des Familienſchluſſes erfolgt, wenn den Vor⸗ 
ſchriften der $$. 4 bis 12 genügt, insbeſondere auch die im F. 5 Abſ. 1 vor 
geſehene Friſt abgelaufen iſt. 

$. 14. Die Vorſchriften der $$. 2 bis 13 finden keine Anwendung, ſoweit 
durch die Stiftungsurkunde oder durch Familienſchluß ein Anderes beſtimmt iſt. 


i Artikel 3. 

Auf eine Familienſtiftung, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs im bisherigen Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts 
beſteht, finden die Vorſchriften über rechtsfähige Stiftungen ſowie die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes über Familienſtiftungen Anwendung. Iſt über die Beſtätigung 
einer Familienſtiftung vor der bezeichneten Zeit noch nicht endgültig entſchieden, 
jo gelten für die Entſcheidung die Vorſchriften des Artikel 1 F. 2. 

Iſt bei der vom König ertheilten Beſtätigung der Familienſtiftung die 
Aenderung der Verfaſſung oder die Aufhebung der Stiftung ausgeſchloſſen worden, 
ſo bedarf ein die Verfaſſung ändernder oder die Stiftung aufhebender Familien⸗ 
ſchluß der Genehmigung des Königs. 8 


Artikel 4. 
Die Aenderung der Verfaſſung einer rechtsfähigen Stiftung, die nicht eine 
Familienſtiftung iſt, ſowie die Aufhebung einer ſolchen Stiftung kann durch 
Beſchluß des Vorſtandes mit ſtaatlicher Genehmigung erfolgen. 


Anfall des Vermögens eines Vereins oder einer Stiftung. 


Artikel 5. 
§. 1. Das Anfallrecht in Anſehung des Vermögens eines Vereins be⸗ 
ſtimmt ſich ausſchließlich nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
§. 2. Das Vermögen einer rechtsfähigen Stiftung fällt mit dem Er⸗ 
löſchen der Stiftung, wenn fie von einer Gemeinde oder einer ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechtes errichtet oder verwaltet war, an die Körperſchaft, 


\ 
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in den übrigen Fällen an den Fiskus. Das Vermögen iſt thunlichſt in einer 


dem Zwecke der Stiftung entſprechenden Weiſe zu verwenden. 
5 Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden keine Anwendung, wenn durch die 


Verfaſſung der Stiftung ein anderer Anfallberechtigter beſtimmt iſt. 


Erwerbsbeſchränkungen für juriſtiſche Perſonen. 


Artikel 6. 
§. 1. Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen an juriſtiſche Per⸗ 
ſonen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit ihrem vollen Betrage nach der Genehmigung 
des Königs oder der durch Königliche Verordnung beſtimmten Behörde, wenn 
ſie Gegenſtände im Werthe von mehr als fünftauſend Mark betreffen. Wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen werden mit vier vom Hundert zu Kapital gerechnet. 
§. 2. Die Genehmigung kann auf einen Theil der Schenkung oder der 
Zuwendung von Todeswegen beſchränkt werden. 

§. 3. Mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark wird beſtraft: 

1. wer für eine juriſtiſche Perſon, die in Preußen ihren Sitz hat, als 
deren Vorſteher eine Schenkung oder eine Zuwendung von Todes⸗ 
wegen in Empfang nimmt und nicht binnen vier Wochen die erforder- 

liche Genehmigung nachſucht; 2 

2. wer einer juriſtiſchen Perſon, die nicht in Preußen ihren Sitz hat, 
eine Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen verabfolgt, bevor 
die. erforderliche Genehmigung ertheilt iſt. 

§. 4. Die Vorſchriften der §F. 1 bis 3 gelten nicht für Familienſtiftungen. 


Artikel 7. 

§. 1. Juriſtiſche Perſonen, die in Preußen ihren Sitz haben, bedürfen zum 
Erwerbe von Grundſtücken im Werthe von mehr als fünftauſend Mark der Ge⸗ 
nehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Dies gilt nicht für Familienſtiftungen, für juriſtiſche Perſonen, deren Rechts⸗ 
fähigkeit auf einem neben dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſtehenden Reichsgeſetze 
beruht, ſowie für ſolche juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes, welche nach 
den für fie geltenden Geſetzen ohne die im Abf. 1 bezeichnete Genehmigung 
Grundeigenthum erwerben können. 

Sparkaſſen, die durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt haben, 
können ein von ihnen beliehenes Grundſtück im Zwangsverſteigerungsverfahren 
ohne die Genehmigung erwerben. 

§. 2. Juriſtiſche Perſonen, die in einem anderen Bundesſtaat ihren Sitz 
haben, bedürfen zum Erwerbe von Grundſtücken im Werthe von mehr als fünf- 
tauſend Mark der Genehmigung des Königs oder der durch Königliche Verordnung 
beſtimmten Behörde. 

Der gleichen Genehmigung bedürfen ausländiſche juriſtiſche Perſonen zum 
Erwerbe von Grundſtücken ohne Rückſicht auf den Werth. 
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$.3. Die in den 90. 1, 2 vorgeſchtiehene Genehmigung iſt nicht erforderlich 1 


zu einem Erwerbe, der auf Grund einer nach Maßgabe des Artikel 6 genehmigten 
Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen erfolgt. 


Verjährung gewiſſer Anſprüche. 


i Artikel 8. 
§. 1. In vier Jahren verjähren: 
1. die Anſprüche der Kirchen, der Geiſtlichen und der ſonſtigen Kirchen⸗ 
beamten wegen der Gebühren für kirchliche Handlungen; 
2. die Anſprüche auf Zahlung der von einer Verwaltungsbehörde, einem 
Verwaltungsgericht oder einer Auseinanderſetzungsbehörde nicht oder zu 
wenig eingezogenen Koſten 5 


3. die Anſprüche der Ortsbehörden wegen der Gebühren für Handlungen 


der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder für ihre Thätigkeit als gerichtliche 
Hülfsbeamte 

4. die Anſprüche auf Rückerſtattung von Koſten, die von einer öffentlichen 
Behörde mit Unrecht erhoben find; 

5. die Anſprüche auf Rückſtände von Verkehrsabgaben, die in Folge einer 
beſonderen Berechtigung an Privatperſonen zu entrichten ſind. 

§. 2. Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buchs und des Artikel 169 Abf. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Die Verjährung beginnt, unbeſchadet der Vorſchrift des §. 201 Satz 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, für die im F. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Anſprüche mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Gebühren 
oder Koſten fällig werden, für die im §. 1 Nr. 4, 5 bezeichneten An⸗ 
ſprüche mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der Anſpruch entſteht. 

2. Soweit die im $. 1 Nr. 1, 2 bezeichneten Gebühren und Koſten der 
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegen, wird die 
Verjährung auch durch eine an den Zahlungspflichtigen erlaſſene Auf 
forderung zur Zahlung und durch die Bewilligung einer von ihm nach⸗ 
geſuchten Stundung unterbrochen. Wird die Verjährung unterbrochen, 
ſo beginnt eine neue Verjährung nicht vor dem Schluſſe des Jahres, 
in welchem der für die Beendigung der Unterbrechung maßgebende 
Zeitpunkt eintritt, und im Falle der Bewilligung einer Stundung nicht 
vor dem Schluſſe des Jahres, in welchem die bewilligte Friſt abläuft. 


Artikel 9. 


Die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 


Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz⸗Samml. S. 140) werden, ſoweit ſie ſich 
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uf öffentliche, zu den Staatskaſſen fließende Verkehrsabgaben der im F. 2 des 
Geſetzes bezeichneten Art beziehen, unbeſchadet abweichender reichsgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften, auf den ganzen Umfang der Monarchie ausgedehnt. 

Die im Abſ. 1 bezeichneten Vorſchriften finden auf ſonſtige öffentliche Ge⸗ 
bühren entſprechende Anwendung, ſofern nicht abweichende beſondere Beſtim⸗ 
mungen beſtehen. 


Geſetzliche Zinſen. 


Artikel 10. 

Soweit in Geſetzen, die neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft bleiben, 
die Verzinſung einer Schuld mit mehr als vier vom Hundert für das Jahr vor⸗ 
geſchrieben iſt, tritt an die Stelle dieſer Verzinſung die Verzinſung mit vier vom 
Hundert. Dies gilt für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs auch dann, wenn die Verzinſung ſchon vorher begonnen hat. 


Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen. 


Artikel 11. 
Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen ſind, wenn nicht ein Anderes beſtimmt 
iſt, an der Kaſſe in Empfang zu nehmen. 


Beurkundung von Grundſtücksveräußerungen. 


Artikel 12. f 

F. 1. Für einen Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, das 
Eigenthum an einem Grundſtücke gegen Uebernahme einer feſten Geldrente zu 
übertragen (Rentengutsvertrag), genügt bei den durch Vermittelung der General⸗ 
kommiſſion begründeten und bei den vom Staate ausgegebenen Rentengütern 
die ſchriftliche Form. . 

Das Gleiche gilt für den in den §§. 16, 17 des Geſetzes über die Ent⸗ 
eignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗Samml. S. 221) 
bezeichneten Vertrag über die freiwillige Abtretung von Grundeigenthum. 

§. 2. Wird bei einem Vertrage, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, 
das Eigenthum an einem in Preußen liegenden Grundſtücke zu übertragen, einer 
der Vertragſchließenden durch eine öffentliche Behörde vertreten, ſo iſt für die 
Beurkundung des Vertrags außer den Gerichten und Notaren auch der Beamte 
zuſtändig, welcher von dem Vorſtande der zur Vertretung berufenen Behörde 
oder von der vorgeſetzten Behörde beſtimmt iſt. 

§. 3. In dem vormaligen Herzogthume Naſſau find an Orten, die nicht 
Sitz eines Amtsgerichts find, auch die Bürgermeiſter zuſtändig, Kauf⸗ und 
Tauſchverträge über Grundſtücke ihres Amtsbezirkes zu beurkunden, wenn der 
Kaufpreis oder der Werth der eingetauſchten Gegenftände nicht mehr als fünf⸗ 
hundert Mark beträgt. 
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8.4. Auf die Beurkundung, die ein nach den $$. 2, 3 zuſtändiger Der 


amter vornimmt, finden die Vorſchriften des $. 168 Satz 2 und der $$. 169 
bis 180 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, des $. 191 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und des Artikel 41 des 
Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 
Iſt nach dieſen Vorſchriften ein Dolmetſcher zuzuziehen, ſo kann die erforderliche 
Beeidigung des Dolmetſchers durch den beurkundenden Beamten erfolgen. 


Ermächtigung von Handelsmällern zu Kaufgeſchäften. 


Artikel 13. 

Die öffentliche Ermächtigung, deren Handelsmäkler zu Verkäufen oder 
Käufen bedürfen, wird für Orte innerhalb des Bezirkes einer Handelskammer 
oder einer kaufmänniſchen Körperſchaft durch dieſe vorbehaltlich der Beſtätigung 
des Regierungspräſidenten, für andere Orte durch den Regierungspräſidenten ertheilt. 

Die Ermächtigung wird erſt wirkſam, wenn der Handelsmäkler den Eid 
leiſtet, daß er die ihm obliegenden Pflichten getreu erfüllen werde. Für die Ab⸗ 
nahme des Eides iſt das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke der Handels 
mäkler feine Geſchäftsräume oder in Ermangelung ſolcher feine Wohnung hat. 
Die Beeidigung kann auch von der Handelskammer oder der kaufmänniſchen 
Korporation vorgenommen werden, welche die Ermächtigung ertheilt hat. 

Auf die Rücknahme der Ermächtigung findet die Vorſchrift des §. 120 
Nr. 3 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 237) Anwendung. 


Geſinderecht. 


Artikel 14. 

8.1. Die Vorſchrift des $. 616 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet auf 
das Geſindeverhältniß Anwendung. 

Die Vorſchriften der Geſindeordnungen, nach welchen der Dienſtberechtigte 
für den von dem Geſinde einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden in 
weiterem Umfang als nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ver⸗ 
antwortlich iſt, treten außer Kraft. 

Der Dienſtberechtigte kann ſeine Entſchädigungsanſprüche wegen Verletzung 
der dem Geſinde aus dem Dienſtverhältniß obliegenden Verpflichtungen gegen 
deſſen Lohnforderung aufrechnen. 

Ein Wohnſitz wird durch das Geſindeverhältniß nicht begründet. 

§. 2. Im Geltungsbereiche der Däniſchen Geſindeordnung vom 10. Mai 
1854 werden an Stelle der bisherigen Vorſchriften über das Geſinderecht die 
Schleswig⸗Holſteiniſche Geſindeordnung vom 25. Februar 1840 (Chronol. Samml. 


f 
; 
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S. 35) ſowie die für ihr Geltungsgebiet erlaſſenen ſonſtigen Vorſchriften des 
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Geſinderechts, ſoweit fie noch in Kraft find, mit den ſich aus $. 1 ergebenden 
Aenderungen eingeführt. 


* e 


§. 3. In denjenigen Theilen des Oberlandesgerichtsbezirkes Caſſel, in 
welchen beſondere Vorſchriften über das Geſinderecht nicht beſtehen, werden die 
Vorſchriften des §. 7 der Kurheſſiſchen Verordnung, das Geſindeweſen in den 
Landſtädten und auf dem Lande betreffend, vom 18. Mai 1801 Neue Samml. 
der Landesordnungen Band IV S. 368) inſoweit eingeführt, als fie privat- 
rechtliche Nachtheile an den Vertragsbruch knüpfen. 

Unter dem zurückſtehenden Lohne im Sinne des F. 7 Abſ. 5 der Ver 
ordnung vom 18. Mai 180] iſt der laufende Dienſtlohn, jedoch höchſtens der 
Lohn für ein Vierteljahr zu verſtehen. 


Leibgedingsvertrag. 


| Artikel 15. 
; Steht mit der Ueberlaſſung eines Grundſtücks ein Leibgedingsvertrag (Leib⸗ 
zꝛsnuchts⸗, Altentheils⸗, Auszugs⸗, Ausgedingevertrag) in Verbindung, fo gelten für 

das ſich aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältniß, ſoweit nicht abweichende 

Vereinbarungen getroffen ſind, folgende Vorſchriften: 

§. 1. Der Erwerber des Grundſtücks iſt verpflichtet, dem Berechtigten an 
dem Grundſtück eine den übernommenen wiederkehrenden Leiſtungen entſprechende 
Reallaſt und, wenn dem Berechtigten das Recht eingeräumt iſt, ein auf dem 
Grundſtücke befindliches Gebäude oder einen Theil eines ſolchen Gebäudes zu 
bewohnen oder mitzubewohnen oder einen Theil des Grundſtücks in ſonſtiger 
Weiſe zu benutzen, eine entſprechende perſönliche Dienſtbarkeit mit dem Range 
unmittelbar hinter den zur Zeit der Ueberlaſſung beſtehenden Belaſtungen zu beſtellen. 
. §. 2. Auf das Schuldverhältniß finden die Vorſchriften der $$. 759, 760 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Leibrente Anwendung. 
§. 3. Hat der Verpflichtete dem Berechtigten Erzeugniſſe ſolcher Gattung 

zꝛx!u leiſten, wie fie auf dem überlaſſenen Grundſtücke gewonnen werden, fo kann 
der Berechtigte nur Erzeugniſſe von der mittleren Art und Güte derjenigen ver- 
langen, welche auf dem Grundſtücke bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung 
gewonnen werden. 

K. 4. Laſten, die auf einen dem Berechtigten zur Benutzung überlaſſenen 
Theil des Grundſtücks entfallen, hat der Verpflichtete zu tragen. 
8 §. 5. Iſt dem Berechtigten eine abgeſonderte Wohnung zu gewähren, fo 
hat der Verpflichtete ſie ihm in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche ge⸗ 
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eigneten Zuſtande zu überlaffen und während der Dauer ſeiner Verpflichtung in 
dieſem Zuſtande zu erhalten. a 

Wird das Gebäude durch Zufall zerſtört, ſo hat der Verpflichtete die 
Wohnung in einer nach den Umſtänden der Billigkeit entſprechenden Zeit und 
Weiſe wiederherzuſtellen und bis zur Wiederherſtellung dem Berechtigten eine 
angemeſſene andere Wohnung zu beſchaffen. ; 

§. 6. Iſt dem Berechtigten eine abgeſonderte Wohnung zu gewähren, fo 
iſt er befugt, ſeine Familie ſowie die zur ſtandesgemäßen Bedienung und zur 
Pflege erforderlichen Perſonen in die Wohnung aufzunehmen. 

Hat der Verpflichtete dem Berechtigten die Mitbenutzung ſeiner Wohnung 
zu geſtatten, ſo erſtreckt ſich die Befugniß des Berechtigten zur Aufnahme ſeiner 
Familie nicht auf Perſonen, die erſt nach der Schließung des Leibgedings⸗ 
vertrags durch Eheſchließung, Ehelichkeitserklärung oder Annahme an Kindesſtatt 
Familienangehörige geworden ſind, und nicht auf Kinder, die aus dem Haus⸗ 
ſtande des Berechtigten ausgeſchieden waren. 


§. 7. Unterläßt der Verpflichtete die Bewirkung einer vertragsmäßigen 
Leiſtung, ſo ſteht dem Berechtigten nicht das Recht zu, wegen der Nichterfüllung 
oder des Verzugs nach $. 325 Abſ. 2 oder F. 326 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
von dem Vertrage zurückzutreten oder nach §. 527 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Herausgabe des Grundſtücks zu fordern. 


$. 8. Veranlaßt der Verpflichtete durch fein Verhalten eine ſolche Störung 
der perſönlichen Beziehungen zu dem Berechtigten, daß dieſem nicht zugemuthet 
werden kann, die Wohnung auf dem Grundſtücke zu behalten, ſo hat er dem 
Berechtigten, falls dieſer die Wohnung aufgiebt, den für die Beſchaffung einer 
anderen angemeſſenen Wohnung erforderlichen Aufwand ſowie den Schaden zu 
erſetzen, der daraus entſteht, daß dieſer andere ihm gebührende Leiſtungen nicht 
auf dem Grundſtück in Empfang nehmen kann, ſtatt der Leiſtungen kann der 
Berechtigte Entſchädigung in Geld verlangen. 

§. 9. Veranlaßt der Berechtigte durch fein Verhalten eine ſolche Störung 
der perſönlichen Beziehungen zu dem Verpflichteten, daß dieſem nicht zugemuthet 
werden kann, ihm das fernere Wohnen auf dem Grundſtücke zu geſtatten, ſo 
kann ihm der Verpflichtete die Wohnung unter Gewährung einer angemeſſenen 
Räumungsfriſt kündigen. 

Macht der Verpflichtete von dieſer Befugniß Gebrauch, ſo hat er dem 
Berechtigten eine Geldrente zu gewähren, die nach billigem Ermeſſen dem Werthe 
der Vortheile entſpricht, welche er durch die Befreiung von der Pflicht zur Ge⸗ 
währung der Wohnung und zu Dienſtleiſtungen erlangt. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet auch Anwendung, wenn der Berechtigte 
durch andere Umſtände als durch das Verhalten des Verpflichteten ohne eigenes 
Verſchulden genöthigt iſt, das Grundſtück dauernd zu verlaſſen. 

§. 10. Iſt ein Leibgedinge für mehrere Berechtigte, insbeſondere für Che 
gatten, vereinbart, ſo wird der Verpflichtete durch den Tod eines der Berechtigten 


zu dem Kopftheile des Verſtorbenen von feiner Verpflichtung frei, foweit die 
geſchuldeten Leiſtungen zum Zwecke des Gebrauchs oder Verbrauchs unter den 
Berechtigten getheilt werden mußten. 


Staatsſchuldbuch. 


Artikel 16. 
Das Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 120) wird dahin geändert: 
I, Der H. 9 erhält folgende Faſſung: 

Eine Ehefrau wird, unbeſchadet der Vorſchriften des Artikel 97 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, zu 
Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes zugelaſſen. 

II. Der F. 12 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Zur Ausſtellung dieſer Beſcheinigungen iſt das Nachlaßgericht und, 
falls der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnſitz 
noch Aufenthalt hatte, auch derjenige Konſul des Reichs zuſtändig, in 
deſſen Amtsbezirke der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls feinen Wohnſitz 
oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, ſofern dem Konſul von dem 
Reichskanzler die Ermächtigung zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen 
ertheilt iſt. 


III. Der F. 24 wird geſtrichen. 


Schuldverſchreibungen auf den Inhaber. 


Artikel 17. 

§. 1. Bei den von dem Staate oder einem Kommunalverband ausgeſtellten 

Schuldverſchreibungen auf den Inhaber hängt die Gültigkeit der Unterzeichnung 

davon ab, daß die Schuldverſchreibung vorſchriftsmäßig ausgefertigt iſt. Der 
Aufnahme dieſer Beſtimmung in die Urkunde bedarf es nicht. 

Die Ausfertigung erfolgt bei den über das Kapital lautenden Schuld⸗ 
verſchreibungen durch eigenhändige Unterzeichnung des Vermerkes „Ausgefertigt“ 
ſeitens des damit beauftragten Beamten, bei Zins- und Erneuerungsſcheinen 
durch den Aufdruck eines Trockenſtempels, der bei den Schuldverſchreibungen des 
Staates den Königlich Preußiſchen Adler, bei den Schuldverſchreibungen eines 
Kommunalverbandes das dieſem zuſtehende Siegel enthalten muß. 

§. 2. Bei Zinsſcheinen, die für Schuldverſchreibungen der im F. 1 be 
zeichneten Art oder für Rentenbriefe der zur Vermittelung der Ablöſung von 
Renten in Preußen beſtehenden Rentenbanken ausgegeben find, iſt der im $. 804 
Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Anſpruch ausgeſchloſſen, ohne 
daß es der Ausſchließung in dem Scheine bedarf. 5 
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Das Gleiche gilt für Zinsſcheine von Pfandbriefen einer öffentlichen land⸗ 
ſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalt oder einer provinzial-(kommunal⸗ 
ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalt. 


Artikel 18. 

F. 1. Bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die von einer Preußiſchen 
Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes ausgeſtellt find, kann 
der Inhaber von dem Ausſteller verlangen, daß die Schuldverſchreibung auf 
ſeinen Namen oder auf den Namen eines von ihm bezeichneten Dritten um⸗ 
geſchrieben wird, es ſei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht be⸗ 
rechtigt iſt. Zu Gunſten des Ausſtellers gilt der Inhaber als zur Verfügung 
über die Urkunde berechtigt. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf Zins-, Renten⸗ und Gewinn⸗ 
antheilſcheine ſowie auf die auf Sicht zahlbaren Schuldverſchreibungen keine 
Anwendung. 

F. 2. Die Umſchreibung auf den Namen einer juriſtiſchen Perſon, die 
ihren Sitz außerhalb des Deutſchen Reichs hat, kann nicht verlangt werden. 

F. 3. In den Fällen des $. 1667 Abſ. 2, des $. 1815 und des H. 2117 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann die Umſchreibung mit der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Beſtimmung verlangt werden. f 

§. 4. Eine Ehefrau bedarf zu einer Verfügung über die umgeſchriebene 
Schuldverſchreibung dem Ausſteller gegenüber nicht der Zuſtimmung des Ehemannes. 

§. 5. Wer zur Verfügung über die umgeſchriebene Schuldverſchreibung 
berechtigt iſt, kann, ſolange die Schuldverſchreibung nicht gekündigt iſt, von dem 
Ausſteller die Umſchreibung auf ſeinen Namen oder den Namen eines Dritten, 
die Rückverwandlung in eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber und gegen 
Aushändigung der Urkunde die Ertheilung einer neuen Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber verlangen. 

$. 6. Die Koſten der Umſchreibung, der Rückverwandlung in eine Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber und der Ertheilung einer neuen Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber hat der Antragſteller zu tragen und vorzuſchießen. 

$. 7. Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die erforderlichen Ausführungs⸗ 
vorſchriften. Sie können insbeſondere Beſtimmungen treffen 

1. über die Form der an den Ausſteller zu richtenden Anträge und der 
Vollmacht zur Stellung ſolcher Anträge, 

2. über die Form des Nachweiſes, daß der Antragſteller oder der 
Empfänger der Zahlung der in der Schuldverſchreibung genannte 
Gläubiger oder ſonſt zur Verfügung über die Schuldverſchreibung be⸗ 
rechtigt oder zur Vertretung des Berechtigten befugt iſt, 

3. über die Form der Umſchreibung und der Rückperwandlung in eine 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber, 

4. über die Sätze, nach denen die im $. 6 bezeichneten Koſten zu be 
meſſen ſind. 


5 bo 
§. 8. Iſt den nach Maßgabe des F. 7 Nr. 1, 2 beſtimmten Erforder⸗ 
niſſen genügt, ſo gilt der Antragſteller oder der Empfänger der Zahlung zu 
Gunſten des Ausſtellers als zur Verfügung über die Schuldverſchreibung be⸗ 
rechtigt oder zur Vertretung des Berechtigten befugt. 

$. 9. Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldverſchreibung, 
die auf den Namen umgeſchrieben iſt, kann, wenn nicht in der Urkunde das 
Gegentheil beſtimmt iſt, im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt 
werden. 

Die Vorſchriften des §. 799 Abſ. 2 und der $$. 800, 805 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

$. 10. Die Vorſchriften der §§. 1 bis 9 gelten auch für Schuld— 
verſchreibungen, die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus— 
geſtellt oder auf den Namen umgeſchrieben worden ſind. 

§. 11. Für die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuld— 
verſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten iſt eine Stempel⸗ 
abgabe nicht zu entrichten. 


Unſchädlichkeitszeugniß. 
„Artikel 19. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Ertheilung von Unſchädlichkeits⸗ 
zeugniſſen zum Zwecke der Befreiung eines Theiles eines Grundſtücks von deſſen 
Belaſtungen bleiben mit folgenden Maßgaben in Kraft: f 

1. Bei der Entſcheidung, ob der Grundſtückstheil im Verhältniſſe zum 

Hauptgrundſtücke von geringem Werthe und Umfang iſt, wird, wenn 
die Belaſtungen, von denen der Theil befreit werden ſoll, noch auf 
anderen Grundſtücken desſelben Eigenthümers haften, die Geſammtheit 
der belaſteten Grundſtücke als Hauptgrundſtück behandelt. 

2. Das Unſchädlichkeitszeugniß kann auf einzelne Belaſtungen beſchränkt 

werden. 
Artikel 20. 

Im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau und auf der Inſel 
Helgoland treten die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erleichterung der 
Abveräußerung einzelner Theile von Grundſtücken in der Provinz Hannover, 
vom 25. März 1889 (Geſetz-Samml. S. 65) mit den im Artikel 19 beſtimmten 
Aenderungen in Kraft, auf das Verfahren und das Koſtenweſen finden ergänzend 
die allgemeinen Vorſchriften, die für Gemeinheitstheilungen im Gebiete des vor⸗ 
maligen Herzogthums Naſſau und in der Provinz Schleswig-Holſtein gelten, 
entſprechende Anwendung. f 

Die Unſchädlichkeitszeugniſſe, die bezüglich der im $. 1 Nr. 3 des Geſetzes 
vom 25. März 1889 bezeichneten Geſchäfte ausgeſtellt werden, find ſtempel- und 
gebührenfrei. 

Gr. 10113.) 


u 


Landeskulturrenten. 


Artikel 21. 
Das Geſetz, betreffend die Errichtung von Landeskultur⸗Rentenbanken, 
vom 13. Mai 1879 (Geſetz⸗Samml. S. 367) wird dahin geändert: 

I. Im F. 14 Abſ. 1 werden die Worte „Der Darlehnsſucher hat durch 
Eintragung eines Vermerks in das Grund» oder Hypothekenbuch das 
Vorrecht der Rente vor allen ſpäteren Eintragungen oder geſetzlichen 
Hypotheken zu ſichern“ erſetzt durch die Worte: 

„Der Darlehnsſucher hat eine Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Einräumung der Rente in das Grundbuch eintragen zu 
laſſen “. 

II. Der F. 24 erhält folgenden Abſ. 3: 

Bei der Eintragung der Rente iſt zugleich auf Grund des Be⸗ 
ſchluſſes der Auseinanderſetzungsbehörde ($. 22) eine Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des Vorzugsrechts für die 
Rente einzutragen. 

III. An die Stelle des $. 25 Abſ. 1 tritt folgende Vorſchrift: 

Die Eintragung des Vorzugsrechts der Rente im Grundbuch 
erfolgt auf Grund einer Beſcheinigung der Auseinanderſetzungsbehörde, 
daß die zweckmäßige Ausführung der Drainirungsanlage geſchehen iſt. 

IV. An die Stelle des F. 27 Abſ. 1 tritt folgende Vorſchrift: 

Die Eintragung der im F. 24 Abſ. 3 bezeichneten Vormerkung 
und des Vorzugsrechts der Rente erfolgt ohne Vorlegung der über 
die vorhandenen Realrechte ausgefertigten Urkunden. Wird eine ſolche 
Urkunde nachträglich vorgelegt, ſo hat das Grundbuchamt die Ein⸗ 
tragung auf ihr zu vermerken. 5 


Der Eintragung nicht bedürfende Rechte. 


Artikel 22. 


Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs bedürfen der Eintragung nicht: : 

1. das in den Fällen der Enteignung oder der Grundabtretung zu Zwecken 
des Bergbaubetriebs beſtehende geſetzliche Vorkaufsrecht; 

2. die Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechte, welche nach den §§. 8, 142 des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. S. 705) 
im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können; 

3. die den Rentenbanken überwieſenen Renten und die Domänen⸗Amorti⸗ 
ſationsrenten; die für die Provinz Hannover bisher geltenden entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 
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Nachbarrechtliche Befchränfungen des Eigenthums. in 


Artikel 23. 

§. 1. Werden im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes zwei 
Grundſtücke durch eine Mauer geſchieden, zu deren Benutzung die Eigenthümer 
der Grundſtücke gemeinſchaftlich berechtigt find, fo kann der Eigenthümer des einen 
Grundſtücks dem Eigenthümer des anderen Grundſtücks nicht verbieten, die Mauer 
ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen, wenn ihm nachgewieſen wird, daß durch die 
Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird. 

Der ſich aus der Vorſchrift des Abſ. 1 ergebende Anſpruch unterliegt 
nicht der Verjährung. 

§. 2. Der Eigenthümer des Grundſtücks, von dem aus die Erhöhung er⸗ 
folgt iſt, kann dem Eigenthümer des anderen Grundſtücks die Benutzung des 
Aufbaues verbieten, bis ihm für die Hälfte oder, wenn nur ein Theil des Auf- 
baues benutzt werden ſoll, für den entſprechenden Theil der Baukoſten Erſatz ge⸗ 
leiftet wird. Solange das Verbietungsrecht beſteht, hat der Berechtigte den Mehr⸗ 
aufwand zu tragen, den die Unterhaltung der Mauer in Folge der Erhöhung 
verurſacht. 

Das Verbietungsrecht erliſcht durch Einigung der Eigenthümer. 

§. 3. Wird die Mauer zum Zwecke der Erhöhung verſtärkt, ſo iſt die Ver⸗ 
ſtärkung auf dem Grundſtück anzubringen, deſſen Eigenthümer die Erhöhung 
unternimmt. Der von dem Eigenthümer des anderen Grundſtücks nach §. 2 zu 
erſetzende Betrag der geſammten Baukoſten erhöht ſich um den entſprechenden 
Theil des Werthes der zu der Verſtärkung verwendeten Grundfläche. Verlangt 
der Eigenthümer des Grundſtücks, auf dem die Verſtärkung angebracht worden 
iſt, die Erſatzleiſtung, ſo iſt er verpflichtet, dem Eigenthümer des anderen Grund⸗ 
ſtücks das Eigenthum an der zu der Mauer verwendeten Grundfläche ſeines Grund⸗ 
ſtücks ſoweit zu übertragen, daß die neue Grenzlinie durch die Mitte der ver⸗ 
ſtärkten Mauer geht, die Vorſchriften über den Kauf finden Anwendung. 


Artikel 24. 

Hat im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes der Eigen⸗ 
thümer eines Grundſtücks vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf Grund des Artikel 663 des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs von ſeinem 
Nachbar verlangt, daß er zur Errichtung einer Scheidemauer beitrage, ſo bleiben 
für das Recht und die Pflicht zur Errichtung der Mauer die bisherigen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 


Widerrufliches Eigenthum an Grundſtücken. 9 
Artikel 25. s 
Steht im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes dem früheren 
Eigenthümer eines Grundſtücks auf Grund eines Rechtsgeſchäfts, durch welches 
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das Grundſtück veräußert worden iſt, ein Recht zu, vermöge deſſen bei dem Ein⸗ 
tritt eines beſtimmten Umftandes das Eigenthum an dem Grundſtücke mit rück⸗ 
wirkender Kraft an ihn zurückfällt, ſo verwandelt ſich das Rückfallsrecht zu der 
Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, in einen Anſpruch 
auf Rückübertragung des Eigenthums und Befreiung des Grundſtücks von den 
dem Rückfallsberechtigten gegenüber nicht wirkſamen Belaſtungen. Diejenigen, 
gegen welche ſich der Anſpruch richtet, ſind verpflichtet, die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs zu bewilligen. 

Die vor der im Abſ. 1 bezeichneten Zeit erfolgte Eintragung des Rüde 
fallsrechts gilt als Eintragung einer Vormerkung. 


Form der Auflaſſung. 


Artikel 26. 

Für Grundſtücke, die im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes 
belegen ſind, gelten folgende Vorſchriften: 

§. 1. Die Auflaſſung ſowie die zur Beſtellung oder Uebertragung eines 
Erbbaurechts erforderliche Einigung kann außer vor dem Grundbuchamt auch vor 
einem anderen Preußiſchen Amtsgericht oder vor einem Preußiſchen Notar erklärt 
werden. Durch Königliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß auch die 
Amtsgerichte oder die Notare anderer Bundesſtagten zuſtändig find. 

Jeder Theil iſt berechtigt, zu verlangen, daß die Auflaſſung vor dem Grund—⸗ 
buchamt erfolgt. 

F. 2. Bei der Auflaſſung bedarf es der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Theile nicht, wenn das Grundſtück durch ein Amtsgericht oder einen Notar ver⸗ 
ſteigert worden iſt und die Auflaſſung noch in dem Verſteigerungstermine ftattfindet, 


Uebertragung des Eigenthums an buchungsfreien Grundſtücken. 
Artikel 27. 

Zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundſtücke, das im Grund⸗ 
buche nicht eingetragen iſt und auch nach der Uebertragung nicht eingetragen zu 
werden braucht, iſt die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers über den 
Eintritt der Uebertragung erforderlich. Die Einigung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung; wird einer der Betheiligten durch eine öffentliche Bes 
hörde vertreten, fo genügt die Beurkundung durch einen nach Artikel 12 $. 2 
für die Beurkundung des Veräußerungsvertrags zuſtändigen Beamten. 

Die Uebertragung des Eigenthums kann nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen. i 


Beſitzſchutz bei Grunddienſtbarkeiten. 
Artikel 28. 
Für den Schutz der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit gelten, auch bevor 
das Grundbuch für das Grundſtück als angelegt anzuſehen iſt, wenn die Grund⸗ 
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dienſtbarkeit in einem über das Grundſtück geführten gerichtlichen Buche einge⸗ 
tragen iſt, die Vorſchriften des $. 1029 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, anderen- 
falls die Vorſchriften des Artikel 191 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Wiederkaufsrecht bei Rentengütern. 


Artikel 29. 
§. 1. Ein Grundſtück, welches gegen Uebernahme einer feſten Geldrente 
zu Eigenthum übertragen iſt (Rentengut), kann zu Gunſten des Veräußerers in 
der Weiſe belaſtet werden, daß dieſer dem Eigenthümer gegenüber zum Wieder— 
kaufe berechtigt iſt. 
Das Wiederkaufsrecht kann auch zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines Grundſtücks des Veräußerers beſtellt werden. 


§. 2. Ein Bruchtheil eines Rentenguts kann mit dem Wiederkaufsrechte 
nur belaſtet werden, wenn er in dem Antheil eines Miteigenthümers beſteht. 
5 §. 3. Das Wiederkaufsrecht beſchränkt ſich auf die Fälle, daß der Eigen- 

thümer das Rentengut verkauft oder ſich durch einen ſonſtigen Vertrag zur Ueber⸗ 

tragung des Eigenthums verpflichtet oder daß das Rentengut im Wege der 
Zwangsverſteigerung veräußert wird, es kann auch für die Fälle beſtellt werden, 
daß der Eigenthümer ſtirbt oder eine im Rentengutsvertrage feſtgeſetzte Verpflich— 
tung nicht erfüllt. 

§. 4. Das Wiederkaufsrecht erſtreckt ſich auf das zur Zeit der Ausübung 
vorhandene Zubehör. 

§. 5. Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Berechtigten und dem Ver— 
pflichteten beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des §. 497 Abſ. 1 und der 
$$. 498 bis 502 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Dritten gegenüber hat das Wiederkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung 
zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes entſtehenden Anſpruchs auf 
Uebertragung des Eigenthums. 


§. 6. Das Wiederkaufsrecht kann nur bis zum Ablaufe von drei Monaten 
nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, in welchem der Berechtigte von dem Ein⸗ 
tritte des zum Wiederkaufe berechtigenden Falles Kenntniß erhält. Iſt für die 
Ausübung eine Friſt beſtimmt, fo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt. 

§. 7. Gelangt das Rentengut in das Eigenthum eines Dritten, jo kann 
dieſer die Zuſtimmung zur Eintragung des Berechtigten als Eigenthümer und 
die Herausgabe des Rentenguts verweigern, bis ihm der Wiederkaufspreis ſoweit 
ausgezahlt wird, als er oder fein Rechtsvorgänger für den Erwerb des Renten⸗ 
guts Aufwendungen gemacht hat. Erlangt der Berechtigte die Eintragung als 
Eigenthümer, ſo kann der bisherige Eigenthümer von ihm die Erſtattung der für 
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den Erwerb des Rentenguts gemachten Aufwendungen bis zur Höhe des Wieder⸗ 
kaufspreiſes gegen Herausgabe des Rentenguts fordern. 

FS. 8. Soweit der Berechtigte nach §. 7 den Dritten zu entſchädigen hat, 
wird er von der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Wiederkaufe geſchuldeten 
Kaufpreiſes frei. 

F. 9. Verliert der neue Eigenthümer in Folge der Geltendmachung des 
Wiederkaufsrechts das Eigenthum, ſo wird er, ſoweit die für den Erwerb des 
Rentenguts von ihm geſchuldete Gegenleiſtung noch nicht berichtigt iſt, von ſeiner 
Verpflichtung frei; die für den Erwerb bereits gemachten Aufwendungen kann 
er ſoweit zurückfordern, als ſie durch den an ihn gezahlten Wiederkaufspreis nicht 
gedeckt ſind. 

F. 10. Ein zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines Grundſtücks 
beſtehendes Wiederkaufsrecht kann nicht von dem Eigenthum an dieſem Grund⸗ 
ſtücke getrennt werden. 

Ein zu Gunſten einer beſtimmten Perſon beſtehendes Wiederkaufsrecht kann 
nicht mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke verbunden werden. 

F. 11. Iſt der Berechtigte unbekannt, fo kann er im Wege des Aufge⸗ 
botsverfahrens mit feinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn die im $. 1170 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Ausſchließung eines Hypothekengläubigers 
beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils 
erliſcht das Wiederkaufsrecht. 

Auf ein Wiederkaufsrecht, das zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines Grundſtücks beſteht, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


Beſchränkung der Neallaſten. 


Artikel 30. 
Im linksrheiniſchen Theile der Rheinprovinz, im Kreiſe Herzogthum Lauen⸗ 
burg und auf der Inſel Helgoland treten folgende Vorſchriften in Kraft: 

Mit Ausnahme feſter Geldrenten können beſtändige Abgaben und 
Leiſtungen einem Grundſtück als Reallaſten nicht auferlegt werden. 

Eine neu auferlegte Geldrente iſt der Eigenthümer nach vorgän⸗ 
giger ſechsmonatiger Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrag abzu⸗ 
löſen berechtigt, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt. Es kann jedoch 
vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beſtimmten Zeitraums, 
welcher dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen und ein 
höherer Ablöſungsbetrag als der fünfundzwanzigfache Betrag der Rente 
nicht feſtgeſetzt werden. 

Vertragsmäßige Beſtimmungen, welche dieſen Vorſchriften zuwider⸗ 
laufen, ſind unwirkſam, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des ſonſtigen 
Inhalts eines ſolchen Vertrags. 

Die Vorſchriften über Rentengüter bleiben unberührt. 


I 


Vertheilung von Reallaſten. 


Artikel 31. 

Die Vorſchriften, nach welchen im Falle der Theilung eines mit einer 
Reallaſt belaſteten Grundſtücks die Reallaſt auf die einzelnen Theile des Grund⸗ 
ſtücks vertheilt wird, bleiben in Kraft. Die Vertheilung iſt bei der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde zu beantragen. 


Kündigungsrecht bei Hypotheken und Grundſchulden. 


Artikel 32. 

§. 1. Bei Hypothekenforderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden kann 
das Kündigungsrecht des Eigenthümers nur ſoweit ausgeſchloſſen werden, daß 
der Eigenthümer nach zwanzig Jahren unter Einhaltung einer ſechsmonatigen 
Friſt kündigen kann. 

§. 2. Kapitalien, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs auf einem Grundſtück oder einer Gerechtigkeit angelegt ſind und bisher 
ſeitens des Schuldners unkündbar oder erſt nach einer längeren als einer zwanzig⸗ 
jährigen Friſt kündbar waren, können nach dem Ablaufe von zwanzig Jahren 
ſeit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs unter Einhaltung einer ſechs⸗ 
monatigen Friſt gekündigt werden, ſofern nicht nach den bisherigen Geſetzen die 
Kündbarkeit ſchon vorher eintritt. 


Beſtehende Hypotheken. 


Artikel 33. 

§. 1. Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen 
iſt, beſtehende Hypothek gilt von dieſer Zeit an als eine Hypothek, für welche 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, wenn über ſie nach 
den geltenden Vorſchriften ein Hypothekenbrief gebildet oder zu bilden iſt. Ein 
vor der bezeichneten Zeit gebildeter Hypothekenbrief gilt als Hypothekenbrief im 
Sinne der Reichsgeſetze. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf Kautionshypotheken keine An⸗ 
wendung. 5 

F. 2. Im urſprünglichen Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 ſowie in Oftfriesland und Harlingerland, in der Niedergrafſchaft 
Lingen und in den ehemals Münſterſchen Ortſchaften der Provinz Hannover 
ſteht ein vor dem Inkrafttreten der Grundbuchordnung gebildetes Hypotheken⸗ 
Inſtrument einem ſpäter gebildeten Hypothekenbriefe gleich. 

In den übrigen Landestheilen erfolgt die nach den geltenden Vorſchriften 
zuläffige Ertheilung eines Hypothekenbriefs koſtenfrei, wenn fie vor der Zeit, zu 
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welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, beantragt wird. Iſt wegen 4 


Unterlaſſung des Antrags die Ertheilung eines Briefes ausgeſchloſſen, fo werden 
im Falle nachträglicher Aufhebung der Ausſchließung für die Eintragung der 
Aufhebung ſowie für die gerichtliche Beurkundung oder Beglaubigung der Ein⸗ 
tragungsbewilligung und für die Ertheilung des Briefes Koſten nicht erhoben, 
wenn die Eintragung innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Bürger 
lichen Geſetzbuchs beantragt wird. 

$. 3. Im bisherigen Geltungsbereiche des Geſetzes über das Grundbuch— 

weſen in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Caſſel ꝛck. vom 29. Mai 1873 
Geſetz-Samml. S. 273) gelten für die vor dem 1. Juli 1874 errichteten und 
nicht in Hypotheken des Preußiſchen Rechtes umgewandelten Hypotheken folgende 
Vorſchriften: 

1. Bis zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen 
iſt, wird bei der Hypothek auf Antrag eines Gläubigers, dem eine 
ihr gleich- oder nachſtehende Hypothek oder Grundſchuld zuſteht, ein 
Widerſpruch gegen das Beſtehen der Hypothek koſtenfrei eingetragen. 
Zur Eintragung genügt der Antrag des Gläubigers. 

2. Soweit zu der unter Nr. 1 bezeichneten Zeit die Hypothek noch beſteht, 
gilt ſie von dieſer Zeit an als Sicherungshypothek, auch wenn der 

Betrag der geſicherten Forderung beſtimmt iſt. 

3. Auf die Hypothek finden in Anſehung der Ausſchließung des unbe: 
kannten Gläubigers im Wege des Aufgebotsverfahrens die Vorſchriften 


des §. 1170 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch inſoweit Anwendung, 


als die Hypothek zu der unter Nr. 1 bezeichneten Zeit nicht mehr 
beſteht. Ein Gläubiger, dem zu dieſer Zeit eine der Hypothek gleich— 
oder nachſtehende Hypothek oder Grundſchuld zuſteht, kann nach der 
Erlaſſung des Ausſchlußurtheils die Löſchung der Hypothek in gleicher 
Weiſe verlangen, wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung 
eine Vormerkung im Grundbuch eingetragen wäre. 

Wird das Aufgebotsverfahren vor dem Ablaufe von zwei Jahren 
nach der bezeichneten Zeit beantragt, ſo werden für das Verfahren und 
für die Löſchung der Hypothek Gebühren nicht erhoben. 

4. Soll die Hypothek nach §. 1186 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in eine 
gewöhnliche Hypothek umgewandelt werden, ſo werden für die Ein⸗ 
tragung der Umwandlung ſowie für die gerichtliche Beurkundung oder 
Beglaubigung der Eintragungsbewilligung und für die Ertheilung 
eines Hypothekenbriefs Gebühren nicht erhoben, wenn die Umwandlung 
innerhalb eines Jahres nach der unter Nr. 1 bezeichneten Zeit be⸗ 
antragt wird. 


§. 4. Die nach den Vorſchriften des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
begründeten Privilegien und Hypotheken, die zu der Zeit, zu welcher das Grund⸗ 
buch als angelegt anzuſehen iſt, nicht durch Einſchreibung im Hypothekenregiſter 
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oder durch Eintragung im Grundbuche wirkſam geworden ſind „verwandeln ſich 
in Anſprüche auf Beſtellung einer Sicherungshypolhek, ſoweit nicht im Artikel 56 


* §. 9 ein Anderes beſtimmt iſt. Gerichtliche Hypotheken dieſer Art erlöſchen, 


unbeſchadet der dem Gläubiger auf Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den 
reichsgeſetzlichen Vorſchriften zuſtehenden Befugniſſe. 

Privilegien und Hypotheken an Nießbrauchsrechten verwandeln ſich wenn 
fie zu der im Abf.! bezeichneten Zeit wirkſam geworden find, in Pfandrechte 
an dem Nießbrauch, anderenfalls in Anſprüche auf Beſtellung eines Pfandrechts, 
die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung. 


Beitehende Grundſchulden. 


Artikel 34. 

Wird im Falle der Blankoabtretung einer Grundſchuld die durch einen 
Namen ausgefüllte Abtretungserklärung vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs behufs Sicherſtellung der Zeit der Ausfüllung einem Amtsgerichte 
vorgelegt, jo hat das Gericht die Beſcheinigung auf der Urkunde gebühren- und 
ſtempelfrei zu ertheilen. 


Uebertragung von Vorſchriften auf Rentenſchulden. 


Artikel 35. 
Die neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft bleibenden Vorſchriften, 
die ſich auf Hypotheken und Grundſchulden beziehen, finden auf Rentenſchulden 
entſprechende Anwendung. 


Auseinanderſetzungen. 


Artikel 36. 


In dem vormaligen Herzogthume Naſſau tritt das Geſetz, betreffend die 
Berichtigung des Grundſteuerkataſters und der Grundbücher bei Auseinander- 
ſetzungen vor Beſtätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 (Geſetz-Samml. 
S. 325) mit dem Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirk als 
angelegt anzuſehen iſt, für den Bezirk in Kraft. 

Bei Güterkonſolidationen und Auseinanderſetzungen finden die Vorſchriften 
des §. 25 Abſ. 2 der Verordnung, betreffend die Ablöſung der Servituten ꝛc. 
für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, vom 13. Mai 1867 (Geſetz Samml. 
S. 716) entſprechende Anwendung. N N 

Gr. 10113.) 


eg - 


Bergrecht. 


Artikel 37. 


Das Allgemeine Berggeſetz vom 24. Juni 1865 (Geſetz⸗Samml. S. 705) 
wird dahin geändert: 
I. An die Stelle des $. 50 tritt folgende Vorſchrift: \ 

Das Bergwerkseigenthum wird durch die Verleihung begründet 
ſowie durch Konſolidation, Theilung von Grubenfeldern oder Austauſch 
von Feldestheilen erworben. 

Für das Bergwerkseigenthum gelten die ſich auf Grundſtücke be⸗ 
ziehenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſoweit nicht aus 
dieſem Geſetze ſich ein Anderes ergiebt. 

Mit der gleichen Beſchränkung finden die für den Erwerb des 
Eigenthums und die Anſprüche aus dem Eigenthum an Grundſtücken 
geltenden Vorſchriften auf das Bergwerkseigenthum entſprechende An⸗ 
wendung. 

II. Die $$. 52, 53 werden geſtrichen. 
III. Der F. 60 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Hülfsbau gilt als Beſtandtheil des berechtigten Bergwerkes 
oder, wenn die Eigenthümer mehrerer Bergwerke ſich zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Anlage eines Hülfsbaues vereinigt und keine anderweitige Ver⸗ 
einbarung getroffen haben, als Beſtandtheil der berechtigten Bergwerke. 
Er bedarf, wenn der Hülfsbauberechtigte den Beſitz erlangt hat, zur 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht 
der Eintragung in das Grundbuch. 

IV. Im F. 85a Abſ. 4 werden 
1. im Satz 1 die Worte: „der Vater oder Vormund“ erſetzt durch 
die Worte: 
„der geſetzliche Vertreter“, 
2. im Satz 2 die Worte: „des Vaters oder Vormundes“ erſetzt 
durch die Worte: 
„des geſetzlichen Vertreters“. 
V. Im F. 85 b werden 
1. im Satz 4 die Worte: „an den Vater oder Vormund, ſofern 
dieſe es verlangen“ erſetzt durch die Worte: : 
„an den geſetzlichen Vertreter, ſofern dieſer es verlangt’, 
2. im Satz 5 die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch die Worte: 
„an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter “. 


VII. 


VIII. 
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XII. 
XIII. 


XIV. 


XV. 


ae. 


Im 8. 85% treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorſchriften: 


Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des 
geſetzlichen Vertreters; iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters nicht 
zu beſchaffen oder verweigert er die Zuſtimmung ohne genügenden 
Grund und zum Nachtheile des Arbeiters, ſo kann die Gemeinde⸗ 
behörde die Zuſtimmung ergänzen. 


Im F. 85 e Abſ. 1 werden die Worte: „ſeines Vaters oder Vormundes“ 


erſetzt durch die Worte: 


„ſeines geſetzlichen Vertreters“. 


Im F. 85h werden die Worte: „des Minderjährigen, feines Vaters oder 
Vormundes“ erſetzt durch die Worte: 
„des Minderjährigen oder ſeines geſetzlichen Vertreters “. 


. Der F. 101 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Die Kuxe ſind untheilbar. Sie gehören zum beweglichen Ver⸗ 
mögen. 


Der F. 128 erhält folgende Faſſung: 


Soweit der gegenwärtige Titel nichts Anderes beſtimmt, ſind die 
durch die Beſtellung eines Repräſentanten oder Grubenvorſtandes ent⸗ 
ſtehenden Rechtsverhältniſſe nach den allgemeinen Vorſchriften über die 
Vollmacht und den Auftrag zu beurtheilen. 


Der F. 148 erhält folgenden neuen Abſatz: 

Den Hypotheken-, Grundſchuld- und Rentenſchuldgläubigern wird 

eine beſondere Entſchädigung nicht gewährt. 
Der F. 228 Abſ. 2 wird geſtrichen. 
An die Stelle des F. 231 treten folgende Vorſchriften: 

Für die Kuxe gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſoweit nicht ein Anderes be⸗ 
ſtimmt tft. 

Die für den Erwerb des Eigenthums und die Anſprüche aus dem 


Eigenthum an Grundſtücken geltenden Vorſchriften finden auf die Kuxe 
entſprechende Anwendung. e 


Im 6. 235 Abſ. 1 werden die Worte: „die Eigenſchaft der beweglichen 
Sachen haben“ erſetzt durch die Worte: 
„zum beweglichen Vermögen gehören “. 
Der F. 240 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Der Beſchluß iſt gerichtlich oder notariell aufzunehmen. 
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Artikel 38. 

In dem Geſetze, betreffend die Rechtsverhältniſſe des Stein⸗ und Braun⸗ 
kohlen⸗Bergbaues in den Landestheilen, in welchen das Kurfürſtlich Sächſiſche 
Mandat vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat, vom 22. Februar 1869 
(Geſetz-Samml. S. 401) treten an die Stelle der $$. 2 bis 8 folgende Vor⸗ 
ſchriften: 


a $. 2. 

Das Recht zum Stein- oder Braunkohlen-Bergbau kann von dem 
Eigenthum an dem Grundſtück, in welchem die Stein» oder Braunkohlen 
anſtehen, abgetrennt und als ſelbſtändige Gerechtigkeit für den Grund⸗ 
eigenthümer oder für einen Dritten beſtellt werden. 


F. 3 


Zur Beſtellung einer ſelbſtändigen Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit für den 
Grundeigenthümer iſt deſſen Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte, 
daß die Gerechtigkeit für ihn in das Grundbuch eingetragen werden ſoll, 
und die Eintragung erforderlich; die Vorſchrift des §. 878 des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs findet Anwendung. 

Zur Beſtellung der ſelbſtändigen Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit für einen 
Dritten iſt die Einigung des Grundeigenthümers und des Erwerbers 
über die Beſtellung der Gerechtigkeit und die Eintragung im Grundbuch 
erforderlich; die Einigung muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. 


$. 4. 

Die Eintragung der ſelbſtändigen Gerechtigkeit in das Grundbuch 
ſoll nur erfolgen, wenn dem Grundbuchamt ein Situationsriß vor⸗ 
gelegt wird; auf den Situationsriß finden die Vorſchriften des F. 17 des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, mit Ausſchluß der Be⸗ 
ſtimmung über die Angabe des Fundpunktes, Anwendung. 


$. 5. 

Für die nach F. 1 beſtehenden und die ſpäter vom Grundeigenthum 
abgetrennten Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten gelten die fi) auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die für den Erwerb des Eigenthums und die Anſprüche aus dem 
Eigenthum an Grundſtücken geltenden Vorſchriften finden entsprechende 
Anwendung. 

F. 6. 

Die Vorſchriften über die Ertheilung von Unſchädlichkeitszeugniſſen 
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß das Zeugniß auch dann 
ertheilt werden darf, wenn die vorhandenen Eintragungen im Grundbuche 
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nach Abtrennung der Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit noch innerhalb der erſten 
zwei Drittel des Werthes ländlicher oder der erſten Hälfte des Werthes 
ſtädtiſcher Grundſtücke verſichert ſind. 


St: 

Eine Kohlenabbau- Gerechtigkeit kann nur dann einer anderen als 
Beſtandtheil zugeſchrieben oder mit ihr vereinigt werden, wenn die 
Gerechtigkeiten mit ihren Feldern an einander grenzen und zu einem ein⸗ 
heitlichen Baue zuſammengefaßt ſind und wenn außerdem die auf den 
einzelnen Gerechtigkeiten haftenden Belaſtungen auf Grund einer die 
Rangordnung regelnden Einigung mit den Berechtigten auf das aus den 
Gerechtigkeiten gebildete Ganze übertragen werden. 


$. 8. 

Iſt ein Kohlenfeld vollſtändig abgebaut, ſo kann die Kohlenabbau⸗ 
Gerechtigkeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers oder des⸗ 
jenigen, welchem ein Recht an dem Grundſtücke zuſteht, im Grundbuche 
gelöſcht werden. 

Zur Begründung des Antrags iſt ein Zeugniß der Bergbehörde 

darüber beizubringen, daß das Kohlenfeld gänzlich abgebaut iſt und daß 
auf dem Felde Gebäude oder ſonſtige zur Grube gehörende unbewegliche 
Beſtandtheile nicht mehr vorhanden find. Vor der Ertheilung des Zeug⸗ 
niſſes ſind diejenigen, welchen ein Recht an der Gerechtigkeit zuſteht, 
u hören. 
d Auf Grund des Zeugniſſes ſchließt das Grundbuchamt das für die 
Gerechtigkeit angelegte Blatt und löſcht die auf dieſem eingetragenen 
Rechte. Zur Löſchung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
iſt die Vorlegung des Briefes nicht erforderlich; das Grundbuchamt hat 
den Beſitzer des Briefes zur Vorlegung anzuhalten, um nachträglich die 
Löſchung auf dem Briefe zu vermerken. 


Artikel 39. 

Iſt in dem Herzogthume Schleſien und der Grafſchaft Glatz in Anſehung 
einer im Grundbuch eingetragenen Berechtigung zur Gewinnung von Eiſenerzen 
der Berechtigte unbekannt, ſo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens mit 
ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn die im F. 1170 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für die Ausſchließung eines Hypothekengläubigers beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils erliſcht das Recht. 


Selbſtändige Gerechtigkeiten. 
Artikel 40. f 
| Für Gerechtigkeiten, die nach den bisherigen Geſetzen in Anſehung der Ein- 
; tragung in die gerichtlichen Bücher und der Verpfändung den Grundſtücken 
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gleichſtehen (ſelbſtändige Gerechtigkeitenr), gelten die ſich auf Grundſtücke be 
ziehenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wenn die Gerechtigkeit ein 


Grundbuchblatt erhalten hat. i 

Unter der gleichen Vorausſetzung finden die für den Erwerb des Eigen⸗ 
thums und die Anſprüche aus dem Eigenthum an Grundſtücken geltenden Vor⸗ 
ſchriften auf eine ſolche Gerechtigkeit entſprechende Anwendung. 

Die beſonderen Vorſchriften über die ſelbſtändigen Kohlenabbau⸗Gerechtig⸗ 
keiten in den vormals Königlich Sächſiſchen Landestheilen werden durch die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Artikels nicht berührt. 


Pfandleihgewerbe. 


Artikel 41. 
Das Geſetz, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 
(Geſetz Samml. S. 265) wird dahin geändert: 
J. Der F. 3 Abſ. 2, 3 und der §. 9 Abſ. 2 werden geſtrichen. 
II. An die Stelle des §. 10 treten folgende Vorſchriften: 


$. 10. 

Der Verkauf des Pfandes iſt im Wege öffentlicher Verſteigerung 
zu bewirken. 

Der Pfandleiher kann bei der Verſteigerung mitbieten. Erhält 
er den Zuſchlag, ſo iſt der Kaufpreis als von ihm empfangen an⸗ 
zuſehen. 

$. 10a. 

Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Marktpreis, ſo kann der 
Pfandleiher den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Ver⸗ 
käufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder durch eine zur öffent⸗ 
lichen Verſteigerung befugte Perſon zum laufenden Preiſe bewirken. 

§. 10 b. 

Gold⸗ und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold⸗ oder 
Silberwerthe zugeſchlagen werden. 

Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, ſo kann der Ver⸗ 
kauf durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon aus 
Ben Hand zu einem den Gold» oder Silberwerth erreichenden Preiſe 
erfolgen. > 


Eheſchließung. 
Artikel 42. 


Die Vorſchriften, nach welchen für Staatsbeamte und Geiſtliche zur Ein⸗ 
gehung einer Ehe eine beſondere Erlaubniß erforderlich iſt, werden aufgehoben. 
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i Artikel 43. 

N §. 1. Wollen Ausländer oder Ausländerinnen in Preußen eine Ehe ein- 
gehen, ſo haben ſie ein Zeugniß der zuſtändigen Behörde des Staates, dem ſie 
angehören, darüber beizubringen, daß der Behörde ein nach den Geſetzen dieſes 
Staates beſtehendes Ehehinderniß nicht bekannt geworden iſt. ö 

F. 2. Ausländer haben außerdem ein Zeugniß der zuſtändigen Behörde 
des Staates, dem ſie angehören, darüber beizubringen, daß ſie nach den Geſetzen 
dieſes Staates ihre Staatsangehörigkeit nicht durch die Eheſchließung verlieren, 
ſondern auf ihre Ehefrau und ihre ehelichen oder durch die nachfolgende Ehe 
legitimirten Kinder übertragen. 

F. 3. Die nach den 6. 1, 2 erforderlichen Zeugniſſe müſſen von einem 
Konſul oder Geſandten des Reichs mit der Beſcheinigung verſehen ſein, daß die 
das Zeugniß ausſtellende Behörde für die Ausſtellung zuſtändig iſt. 

Dieſe Vorſchrift findet auf ſolche Zeugniſſe keine Anwendung, welche nach 
den Beſtimmungen der Staatsverträge über die Beglaubigung der von öffent⸗ 
lichen Behörden ausgeſtellten Urkunden keiner Beglaubigung bedürfen. 

§. 4. Von der Vorſchrift des §. 1 kann der Juſtizminiſter im einzelnen 
Falle, von der Vorſchrift des §. 2 kann der Miniſter des Innern im einzelnen 
Falle oder für die Angehörigen eines ausländiſchen Staates im Allgemeinen 
Befreiung bewilligen. 

F. 5. Die für die Eheſchließung von Ausländern bisher geltenden landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften werden aufgehoben. 

F. 6. Will ein Angehöriger der rechtsrheiniſchen Gebietstheile des König⸗ 
reichs Bayern in Preußen eine Ehe eingehen, ſo hat er das nach den Vor⸗ 
ſchriften der Bayeriſchen Geſetze erforderliche Verehelichungszeugniß beizubringen. 


Güterſtand beſtehender Ehen. 


Artikel 44. 

Für den Güterſtand der zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beſtehenden Ehen treten, wenn die Ehegatten zu der bezeichneten Zeit in 
Preußen ihren Wohnſitz haben, von dieſer Zeit an nach Maßgabe der Artikel 45 
bis 64 an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Artikel 45. 

§. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand nach dem All⸗ 
gemeinen Landrechte Theil II Titel 1 Abſchnitt 5, ſo treten an die Stelle der 
bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das geſetzliche 
Güterrecht. : 

Iſt für eine Ehe die Verwaltung und der Nießbrauch des Mannes nach 
den Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 F. 980 
(Nr. 10113.) 42 


bis 983, 999 ausgeſchloſſen, fo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die für 
die Gütertrennung geltenden Vorſchriften der $$. 1427 bis 1430 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. 
i F. 2. Die Vorſchriften über die Befugniß des überlebenden Ehegatten 
zur Uebernahme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts bleiben 
unberührt. 

Das Gleiche gilt von den beſonderen Vorſchriften des Oſtpreußiſchen 
Provinzialrechts über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes. 


Artikel 46. n 

F. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand nach Märkiſchem 
Provinzialrechte, fo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das geſetzliche Güterrecht. 

Die Vorſchrift des Artikel 45 §. 1 Abſ. 2 findet Anwendung. 

§. 2. Die nach den bisherigen Geſetzen dem überlebenden Ehegatten an 
dem Vermögen des verſtorbenen Ehegatten zuſtehenden Rechte ſind erbrechtliche 
Wirkungen des Güterſtandes. Die bisherigen Geſetze bleiben für ſie mit den 
in den $$. 3 bis 5 beſtimmten Aenderungen maßgebend. 

F. 3. Bei der geſetzlichen Erbfolge kann der überlebende Ehegatte bis zum 
Ablaufe der im Bürgerlichen Geſetzbuche vorgeſchriebenen Ausſchlagungsfriſt ſtatt 
der Rechte, die ihm nach den bisherigen Geſetzen zuſtehen, die Erbfolge nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche wählen. : 

Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

§. 4. Das Nachlaßgericht hat dem überlebenden Ehegatten auf Antrag 
eines Miterben eine Friſt zur Erklärung darüber zu beſtimmen, ob er die 
ſtatutariſche Portion oder die Rücknahme des eigenen Vermögens wähle. 

Die Friſt ſoll mindeſtens einen Monat, höchſtens drei Monate betragen. 
Sie beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den ſie beſtimmt wird. 
Sie endigt nicht vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt. 

Die Wahl iſt nach Maßgabe des F. 3 Abſ. 2 zu erklären. Erklärt ſich 
der Ehegatte nicht vor dem Ablaufe der Friſt, ſo geht das Wahlrecht auf die 
Miterben über. Der Ehegatte iſt auf dieſe Folge in dem Beſchluſſe hinzuweiſen. 

Die Friſtbeſtimmung iſt unwirkſam, wenn der Ehegatte die im §. 3 be⸗ 
zeichnete Erklärung rechtzeitig abgiebt. 

$. Soweit der überlebende Ehegatte die ihm nach den bisherigen Ge 
ſetzen zuſtehenden Rechte auch gegenüber einer von dem verſtorbenen Ehegatten 
getroffenen Verfügung von Todeswegen geltend machen kann, finden die Vor⸗ 
ſchriften des §. 4 Abſ. 1 bis 3 entſprechende Anwendung. 


Artikel 47. 


§. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft nach dem Allgemeinen Landrechte, fo treten an die Stelle der bis⸗ 


„ - 
herigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die allgemeine 
Gütergemeinſchaft. 
Tritt für die Ehe nach den Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 18 $$. 782 ff. der bezeichnete Güterſtand erſt zu einer ſpäteren Zeit 
ein, ſo gilt die Vorſchrift des Abſ. 1 von dieſer Zeit an. 
§. 2. Die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
$$. 379, 386, 392 bis 395, 420 bleiben mit folgenden Maßgaben in Kraft: 
1. Auf die im F. 379 bezeichneten Verfügungen finden die Vorſchriften 
Anwendung, welche für die in den $$. 1444, 1445 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Rechtsgeſchäfte gelten. 
2. Wird die Gütergemeinſchaft auf Grund des F. 420 aufgehoben, fo 
gilt für die Zukunft Gütertrennung. 
$. 3. Die Vorſchriften über die Befugniß des überlebenden Ehegatten zur 
Uebernahme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts oder eines An⸗ 
erbenguts bleiben unberührt. 
F. 4. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt nur ein, wenn fie durch Ehe⸗ 
vertrag vereinbart iſt. 
Artikel 48. 
§. 1. Für eine Ehe, für welche der geſetzliche Güterſtand der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft nach dem Geſetze, betreffend das eheliche Güterrecht in der 
Provinz Weſtfalen und in den Kreiſen Rees, Eſſen und Duisburg, vom 
16. April 1860 (Geſetz-Samml. S. 165) beſteht, bleiben die Vorſchriften des 
genannten Geſetzes mit den in den § . 2 bis 7 beſtimmten Aenderungen in Kraft. 
§. 2. Soweit für die Ehe bisher die Vorſchriften des Allgemeinen Land⸗ 
rechts über die allgemeine Gütergemeinſchaft gelten, treten an deren Stelle 
nach Maßgabe des Artikel 47 $$. 1 bis 3 die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Die Beſtimmungen, welche für die im F. 1446 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Rechtsgeſchäfte gelten, finden auf Verfügungen Anwendung, 
zu welchen der Mann der Zuſtimmung der Frau bedarf. 
$. 3. An die Stelle des F. 4 des Geſetzes vom 16. April 1860 treten 
folgende Vorſchriften: 

Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Mannes ruht und 
wird durch die Frau ausgeübt: 

1. wenn der Mann entmündigt ift; die Befugniß kann der Frau von 
dem Vormundſchaftsgerichte ſchon vor dem Eintritte der Wirkſamkeit 
der Entmündigung übertragen werden; 

2. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter welchen der Mann nach 
§. 1910 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Beſorgung feiner Ver⸗ 
8 mögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten kann oder für den 
Kr. 10113) 
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Mann ein Abweſenheitspfleger zu beſtellen iſt. Die Befugniß der 
Frau beginnt erſt, wenn fie ihr von dem Vormundſchaftsgericht auf 
ihren Antrag ertheilt wird. f 


§. 4. An die Stelle des §. 7 Abſ. 5 des Geſetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorſchrift: ® 
Bei der Auseinanderſetzung zwiſchen dem überlebenden Ehegatten 
und den Erben des Verſtorbenen finden die die Schichtung betreffenden 
Beſtimmungen des §. 17 mit Ausnahme der den Kindern in den Fällen 
des §. 14 Nr. 2 bis 8 beigelegten Befugniß gleichfalls Anwendung. 


§. 5. An die Stelle des $. 12 Abſ. 1 des Geſetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorſchrift: 

Auf die Haftung der überlebenden Ehefrau gegenüber denjenigen 
Gläubigern der bisherigen Gemeinſchaft, welchen ſie nicht aus beſonderen 
Gründen perſönlich haftet, finden die für die Haftung des Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten geltenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs entſprechende Anwendung, an die Stelle des Nachlaſſes tritt das 
bei dem Tode des Mannes vorhanden geweſene gemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögen. 


$. 6. An die Stelle der $$. 14, 15 des Geſetzes vom 16. April 1860 
treten folgende Vorſchriften: 


$. 14. 
Ein antheilsberechtigter Abkömmling kann gegen den überlebenden 
Ehegatten auf Schichtung klagen: 

1. wenn der überlebende Ehegatte eine neue Ehe eingeht; 

2. wenn der überlebende Ehegatte entmündigt iſt ; 

3. wenn für den überlebenden Ehegatten ein Abweſenheitspfleger 
beſtellt iſt 

4. wenn der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den Ab⸗ 
kommling verwirkt hat oder, falls ſie ihm zugeſtanden hätte, ver⸗ 
wirkt haben würde 

5. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft, welches der 
Zuſtimmung der übrigen Antheilsberechtigten bedarf, ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Abkömmlinges vorgenommen hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Abkömmlinges zu be⸗ 
ſorgen ift; : 

6. wenn der überlebende Ehegatte das gemeinfchaftliche Vermögen in 
der Abſicht, den Abkömmling zu benachtheiligen, vermindert hat; 

7. wenn der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem Abkömm⸗ 
ling Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt / 


8. wenn der überlebende Ehegatte das gemeinfchaftliche Vermögen 

durch Verſchwendung erheblich gefährdet; 8 = 

9. wenn der verſtorbene Ehegatte die Schichtung letztwillig ange⸗ 
ordnet hat. £ 

In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 6, 8, 9 fteht das 

Klagerecht auch dem hinterlaſſenen Ehegatten eines antheilsberechtigten 


Abkömmlinges zu, wenn er nach $. 16 an die Stelle des Abkömm⸗ 
linges tritt. 
85 

Bei der Schichtung wird der den Antheilsberechtigten gemäß $. 7 
gebührende Antheil an dem in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gefallenen 
Vermögen feſtgeſetzt: 

1. im Falle des F. 14 Nr. 1 nach dem Vermögensſtande zur Zeit der 

Wiederverheirathung, ſofern nicht die Schichtung vorher ſtattfindet 
2. im Falle des F. 14 Nr. 2 nach dem Vermögensſtande bei dem 
Eintritte der Wirkſamkeit der Entmündigung; 

3. im Falle des $. 14 Nr. 9 nach dem Vermögensſtande bei dem 
Tode des verſtorbenen Ehegatten; 

4. in den übrigen Fällen nach dem Vermögensſtande zur Zeit der 
Schichtung. 

Wird jedoch die Verpflichtung zur Schichtung durch Urtheil aus⸗ 
geſprochen, ſo erfolgt die Schichtung auf Verlangen der Antheilsberechtigten 
nach dem Vermögensſtande zur Zeit der Erhebung der Klage auf 
Schichtung. 

Jedes Kind muß bei der Schichtung ſowohl dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten als auch den Geſchwiſtern gegenüber das Vorempfangene nach den 
für die Ausgleichung unter Abkömmlingen geltenden Vorſchriften zur Aus⸗ 
gleichung bringen. 

§. 7. An die Stelle des F. 17 Abſ. 2 des Geſetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorſchrift: 

In den Fällen des F. 14 Abſ. 1 Nr. 2 bis 8 geht die dem über⸗ 
lebenden Ehegatten beigelegte Befugniß auf die Kinder der aufgelöſten 
Ehe über. 

§. 8. Der F. 10 Abſ. 4 Satz 2 und der $. 17 Abſ. 4 des Geſetzes vom 
16. April 1860 werden geſtrichen. 


Artikel 49. 

i §. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand des gemeinen Dotal⸗ 
rechts, ſo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über das geſetzliche Güterrecht. 
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§. 2. Das Vermögen, welches als Heirathsgut beſtellt oder von der Frau 
der Verwaltung des Mannes ohne Vorbehalt überlaſſen iſt, wird eingebrachtes 
Gut, das ſonſtige Vermögen der Frau wird Vorbehaltsgut der Frau. 

Die Anſprüche Dritter auf Herausgabe des Heirathsguts bleiben unberührt. 


F. 3. Beſtimmt ſich der Güterſtand einer Ehe bisher nach dem im Lande 
Wurſten geltenden Rechte, ſo tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein. 

Die Vorſchriften des Artikel 51 F. 2 Abſ. 2 und des Artikel 52 $. 2 
finden Anwendung. 

Artikel 50. 

F. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand nach dem in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein geltenden Sächſiſchen oder Lübiſchen, nach dem im 
vormals Schauenburgiſchen Antheile Holſteins geltenden Rechte, nach den in 
Otterndorf, in Stade mit Brunshauſen oder in Buxtehude geltenden Vorſchriften 
oder nach der Schaumburgiſchen Polizeiordnung von 1615, ſo treten an die 
Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
das geſetzliche Güterrecht. 

§. 2. Die Vorſchriften des Artikel 46 $$. 2, 3 finden entſprechende An⸗ 
wendung. Das Gleiche gilt, wenn bisher das im vormals Schauenburgiſchen 
Antheile Holſteins geltende Recht maßgebend iſt, von den Vorſchriften des 
Artikel 46 §§. 4, 5. 

F. 3. Die Vorſchrift des Artikel 46 $. 3 findet auch Anwendung, wenn 
eine Ehe mit dem geſetzlichen Güterſtande der Neumünſterſchen Kirchſpielgebräuche 
vor dem Ablaufe der für den Eintritt der Gütergemeinſchaft maßgebenden Friſt 
durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt wird. 


Are 

F. 1. Für eine Ehe mit dem geſetzlichen Güterſtande des in der Provinz 
Pommern geltenden Lübiſchen Rechtes treten an die Stelle der bisherigen Geſetze, 
wenn nach dieſen zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs keine 
Gütergemeinſchaft beſteht, die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das 
geſetzliche Güterrecht, anderenfalls die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die allgemeine Gütergemeinſchaft. N 

§. 2. Gilt für die Ehe nach F. 1 das geſetzliche Güterrecht des Bürger 
lichen Geſetzbuchs, jo tritt mit der Geburt eines Kindes, ſofern nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen Gütergemeinſchaft eingetreten ſein würde, allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein. 

Inwieweit das Vermögen der Frau Vorbehaltsgut wird und inwieweit die 
Verbindlichkeiten der Frau Geſammtgutsverbindlichkeiten werden, beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften, welche gelten würden, wenn die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft ſchon mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetreten wäre. 
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$.3. Die Vorſchriften der Statuten der Stadt Stolp über die Rechte, 
welche der Frau im Falle der Unzulänglichkeit des Vermögens der Ehegatten 
zuſtehen ($. 58 des Statutarrechts der Städte des Herzogthums Alt-Vor⸗ und 
Hinterpommern), bleiben in Kraft. 

4. Wird eine Ehe, für die nach F. 1 das geſetzliche Güterrecht des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gilt, durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt, ſo 
finden die Vorſchriften des Artikel 46 §§. 2, 3 Anwendung. Sind für den 
Güterſtand der Ehe bisher die für die Städte Anklam und Treptow an der 
Tollenſe geltenden Vorſchriften maßgebend, ſo finden, wenn bei dem Tode eines 
Ehegatten ein gemeinſchaftlicher Abkömmling vorhanden iſt, auch die Vorſchriften 
des Artikel 46 §§. 4, 5 entſprechende Anwendung. 

Wird eine Ehe, für die bisher der geſetzliche Güterſtand des in Neuvor⸗ 
pommern und Rügen geltenden Lübiſchen Rechtes beſtanden hat und nach $. 1 
oder §. 2 die allgemeine Gütergemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetreten 
iſt, durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt, ſo ſind für die Theilung des 
Geſammtguts die bisherigen Geſetze maßgebend. Das Gleiche gilt in Anſehung 
der Rechte, die einem antheilsberechtigten Abkömmlinge bei dem Eintritte der 
Volljährigkeit oder im Falle der Verheirathung zuſtehen. 

Soweit nach dem bisherigen Rechte der Ehemann befugt iſt, für den Fall, 
daß die Ehe durch ſeinen Tod aufgelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft durch letztwillige Verfügung auszuſchließen, bleibt dieſe Befugniß unberührt. 

F. 5. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft nach der Bauerordnung vom 16. Mai 1616 oder der Bauer⸗ 
ordnung vom 30. Dezember 1764 oder nach den Statuten der Städte Stettin, 
Pölitz, Pyritz, Alt-Damm oder Garz an der Oder, ſo treten an die Stelle der 
bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die allge— 
meine Gütergemeinſchaft. 

§. 6. Im Falle der Auflöſung der Ehe durch den Tod eines der Ehe⸗ 
gatten finden, wenn für die Ehe bisher die Bauerordnung vom 16. Mai 1616 
galt, die Vorſchriften des $. 4 Abſ. 2 Anwendung. 

Galt für die Ehe bisher die Bauerordnung vom 30. Dezember 1764 und 
iſt bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinſchaftlicher Abkömmling nicht vor⸗ 
handen, ſo wird die Gütergemeinſchaft zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und 
den anderen Erben des verſtorbenen Ehegatten fortgeſetzt. Die Vorſchriften der 
$$. 1483 bis 1518 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung; 
an die Stelle der antheilsberechtigten Abkömmlinge treten die anderen Erben. 

Galten für die Ehe bisher die Statuten der Städte Stettin oder Pölitz 
und iſt bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinſchaftlicher Abkömmling nicht 
vorhanden, fo finden die Vorſchriften des Artikel 46 $$. 2, 3 Anwendung. 

F. 7. Soweit für die in den $$. 1, 5 bezeichneten Ehen bisher die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 $$. 379, 386, 392 bis 
395, 420 und Titel 18 $$. 782 ff. gelten, finden die Vorſchriften des Artikel 47 
§. 1 Abſ. 2, $. 2 Anwendung. 
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Artikel 52. 

6. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der allgemeinen 

Gütergemeinſchaft nach einem der Rechte, welche in den Provinzen Schleswig⸗ 
Holſtein, Hannover, Heſſen⸗Naſſau und in den Hohenzollernſchen Landen gelten, 
ſo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die allgemeine Gütergemeinſchaft. Dieſe Vorſchrift findet in der 
Provinz Hannover keine Anwendung auf Ehen, zu deren Vermögen ein in der 
Höferolle eingetragener Hof gehört. 
g Iſt für eine Ehe mit dem geſetzlichen Güterſtande der Neumünſterſchen 
Kirchſpielgebräuche die für den Eintritt der Gütergemeinſchaft bisher maßgebende 
Friſt zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch nicht abge⸗ 
laufen, ſo gilt die Vorſchrift des Abſ. 1 von dem Ablaufe der Friſt an. 

Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft nach einem der Rechte, welche in den Hohenzollernſchen Landen 
gelten, fo findet die Vorſchrift des §. 1445 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur 
inſoweit Anwendung, als der Mann nach dem bisherigen Rechte der Einwilligung 
der Frau zu Verfügungen über Grundſtücke bedarf. Tritt nach der Auflöſung 
der Ehe fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein, ſo findet die Vorſchrift des §. 1445 
keine Anwendung. 

F. 2. Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt und iſt 
ein gemeinſchaftlicher Abkömmling nicht vorhanden, ſo finden die Vorſchriften 
des Artikel 46 $$. 2, 3 Anwendung. 

§. 3. Iſt für den Güterſtand bisher ein in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein geltendes Recht maßgebend, ſo beſtimmt ſich die Befugniß des Mannes 
zur Verfügung über ein zu dem Geſammtgute der Gütergemeinſchaft oder der 
fortgeſetzten Gütergemeinfchaft gehörendes Grundſtück nach den bisherigen Geſetzen. 

Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch feinen Tod auf- 
gelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung 
ausſchließen; die Vorſchrift des §. 1509 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine 
Anwendung. 

Für den Fall der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bleiben die bisherigen 
Vorſchriften über die Rechte, die einem antheilsberechtigten Abkömmlinge bei dem 
Eintritte der Volljährigkeit oder im Falle der Verheirathung zuſtehen, ſowie über 
das Recht der väterlichen Ausſage in Kraft. Das Gleiche gilt von den Vor- 
ſchriften des Däniſchen Rechtes und des Nordſtrander Landrechts, nach welchen 
dem überlebenden Ehegatten außer der ihm zufallenden Hälfte noch ein weiterer 
Bruchtheil des Geſammtguts gebührt. 

F. 4. Sind in einer Ehe, deren Güterſtand ſich nach Fuldiſchem oder 
Würzburgiſchem Rechte beſtimmt, vereinkindſchaftete Kinder aus einer früheren 
Ehe vorhanden, fo finden die Vorſchriften der $$. 1437 bis 1467, 1473 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Wird die Ehe durch den Tod des Che 
gatten der früheren Ehe aufgelöſt, ſo gelten nach der Abſchichtung der verein⸗ 
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kindſchafteten Kinder für das Verhältniß zwiſchen dem überlebenden Ehegatten 
und ſeinen Abkömmlingen die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 

Im Uebrigen bleiben die bisherigen Geſetze, insbeſondere in Anſehung der 
Rechte der vereinkindſchafteten Kinder, maßgebend. 

F. 5. Beſtimmt ſich der Güterſtand einer Ehe bisher nach dem Hechinger 
Rechte, ſo erfolgt nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft außer den Fällen 
des §. 1478 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Theilung des Geſammtguts nach 
den bisherigen Geſetzen. Das Gleiche gilt nach der Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft; dem überlebenden Ehegatten gebührt nach Maßgabe der 
bisherigen Geſetze ein Bruchtheil des zugebrachten Vermögens des verſtorbenen 
Ehegatten. 

Die Vorſchriften des Artikel 46 $$. 2, 3 finden auch in den Fällen des 
F. 1483 Abſ. 2, des $. 1484 Abſ. 3 und des §. 1510 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Anwendung. 


Artikel 53. 
5 §. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der Errungenſchafts⸗ 
˖ gemeinſchaft nach einem der Rechte, welche in dem zum Oberlandesgerichtsbezirke 
Frankfurt a. M. gehörenden Theile der Rheinprovinz oder in den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein und Heſſen-Naſſau gelten, ſo treten, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des Artikel 54, an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Errungenſchaftsgemeinſchaft. 

§. 2. Das errungenſchaftliche Vermögen der Ehegatten wird Geſammtgut, 
auch ſoweit es nach den bisherigen Geſetzen nicht gemeinſchaftliches Vermögen 
der Ehegatten iſt. 

F. 3. Iſt für den Güterſtand bisher ein in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein geltendes Recht maßgebend, ſo beſtimmt ſich die Befugniß des Mannes 
zur Verfügung über ein zum Geſammtgute gehörendes Grundſtück, das er während 
der Ehe erworben hat, nach den bisherigen Geſetzen. 

F. 4. Beſtimmt ſich der Güterſtand bisher nach dem Würzburgiſchen 
Rechte, ſo tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine Gütergemeinſchaft nach 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein. Die Vorſchriften des Artikel 51 
§. 2 Abſ. 2 und des Artikel 52 $. 2 finden Anwendung. 

Das Gleiche gilt für eine Ehe, deren Güterſtand ſich bisher nach dem 
Nordſtrander Landrechte beſtimmt. In dieſem Falle findet auch die Vorſchrift 
des Artikel 52 $. 3 Anwendung. 5 

F. 5. Die Vorſchriften des Mainzer Landrechts, nach welchen bei der 
Auseinanderſetzung der Mann zu zwei Dritteln, die Frau zu einem Drittel an 
dem Ueberſchuſſe des Geſammtguts Theil nimmt, bleiben in Kraft. 

Das Gleiche gilt, ſoweit im Geltungsbereiche der Naſſau⸗Katzenelnbogenſchen 
Landesordnung eine Theilung nach dieſem Maßſtabe gewohnheitsrechtlich her⸗ 
gebracht iſt. 

F. 6. Die Vorſchriften des Artikel 46 $$. 2, 3 finden Anwendung. 
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Artikel 54. 
$.1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft nach Altheſſiſchem oder dem in den vormals Kurheſſiſchen Gebiets⸗ 
theilen des Oberlandesgerichtsbezirkes Caſſel geltenden Solmſer oder Mainzer 
Rechte, fo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürger⸗ 

lichen Geſetzbuchs über das geſetzliche Güterrecht. 
§. 2. Das Vermögen, welches die Ehefrau vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs während der Ehe erworben hat, wird eingebrachtes Gut. 


F. 3. Endigt die Verwaltung und Nutznießung des Mannes auf andere 
Weiſe als durch Vertrag, fo kann jeder Ehegatte von dem anderen nach Maß⸗ 
gabe der bisherigen Geſetze Ausgleichung des Ehegewinns verlangen, wie wenn 
die im $. 1 beſtimmte Aenderung des Güterſtandes nicht eingetreten wäre. Der 
Anſpruch iſt nicht übertragbar. Er verjährt in einem Jahre; die Vorſchrift des 
$. 204 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine Anwendung. 

§. 4. Beſtimmt ſich der Güterſtand bisher nach dem Solmſer oder dem 
Mainzer Rechte, fo finden die Vorſchriften des Artikel 46 § H. 2, 3 Anwendung. 


Artikel 55. 

§. 1. Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand der Gemeinſchaft des 
beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft nach einem der Rechte, welche 
in den zum Oberlandesgerichtsbezirke Frankfurt a. M. gehörenden Theilen der 
Rheinprovinz oder in der Provinz Schleswig⸗Holſtein gelten, ſo treten an die 
Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
die Fahrnißgemeinſchaft. 

Tritt für eine Ehe, für welche die Vorſchriften des Jütiſchen Low maß⸗ 
gebend ſind, der bezeichnete Güterſtand erſt zu einer ſpäteren Zeit ein, ſo gilt 
die Vorſchrift des Abſ. 1 von dieſer Zeit an. 

§. 2. Bei dem Güterſtande der Kur⸗Cölniſchen Rechtsordnung oder des 
Kur⸗Trierſchen Landrechts bleiben ftatt des $. 1551 Abſ. 2, bei dem Güter⸗ 
ſtande des Jütiſchen Low bleiben ſtatt der $$. 1551, 1554 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die bisherigen Geſetze für den Umfang des eingebrachten Gutes 
maßgebend. 

$. 3. Die Vorſchriften des Artikel 46 $$. 2, 3 und des Artikel 53 $. 3 
finden Anwendung. 

Artikel 56. 

Für Ehen, deren Güterſtand ſich nach dem Rheiniſchen Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuche beſtimmt, gelten folgende Vorſchriften: 

§. 1. Bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft treten an die Stelle der bis⸗ 
herigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Fahrniß⸗ 
gemeinſchaft. 


$. 2. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft treten an die Stelle der bis⸗ 
herigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Errungen— 
ſchaftsgemeinſchaft. 

§. 3. Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft treten an die Stelle der 
bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die allgemeine 
Gütergemeinſchaft. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt nur ein, wenn ſie durch Ehevertrag 
vereinbart iſt. 

F. 4. In den Fällen der $$. 1 bis 3 beſtimmt ſich die Befugniß des Mannes 
zur Verfügung über ein zum Geſammtgute gehörendes Grundſtück nach den bis— 
herigen Geſetzen. 

Die Frau kann bis zu dem Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch auf Grund von Thatſachen, welche nur nach 
den bisherigen Geſetzen die Gütertrennungsklage rechtfertigen, auf Aufhebung der 
Gütergemeinſchaft klagen, wenn die Thatſachen vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs eingetreten ſind. 

§. 5. Iſt bei einem der in den $$. 1 bis 3 bezeichneten Güterſtände nach 
Artikel 1514 des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs vereinbart, daß die Frau 
im Falle des Verzichts auf die Gütergemeinſchaft ihr eingebrachtes Vermögen 
ſchuldenfrei zurücknehmen kann, fo bleiben für die Ausübung des Verzichts die 
bisherigen Geſetze maßgebend. 

§. 6. Iſt für eine Ehe Ausſchließung der Gütergemeinſchaft nach Maß⸗ 
gabe der Artikel 1530 bis 1535 des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs ver- 
einbart, fo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über das geſetzliche Güterrecht. Die Vorſchrift des §. 4 findet 
entſprechende Anwendung. 

§. 7. Iſt in den Fällen der $$. 1 bis 3, 6 der Frau vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß angefallen, 
jo find für die Befugniß der Frau zur Annahme oder Ausſchlagung die bis— 
herigen Vorſchriften maßgebend. 

§. 8. Bei dem Güterſtande der Gütertrennung treten an die Stelle der 
bisherigen Geſetze die für die Gütertrennung geltenden Vorſchriften der $$. 1427 
bis 1430 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

F. 9. Die geſetzliche Hypothek der Frau beſteht von dem Eintritte der in 
den $$. 1 bis 3, 6, 8 beſtimmten Aenderung des Güterſtandes an nur noch zur 
Sicherung der borher entſtandenen Anſprüche; iſt fie nicht vor dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Eintritte der Aenderung durch Einſchreibung im Hypotheken⸗ 
regiſter oder durch Eintragung im Grundbuche wirkſam geworden, ſo erliſcht ſie. 

§. 10. Iſt für eine Ehe Dotalrecht vereinbart, fo fällt die Beſchränkung 
der Frau in der Geſchäftsfähigkeit weg. Dies gilt jedoch nicht in Anſehung des 
Heirathsguts. 

Im Uebrigen bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. 
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Artikel 57. 

Beſteht für eine Ehe der geſetzliche Güterſtand nach dem Allgemeinen Land⸗ 
rechte Theil II Titel 1 Abſchnitt 5, dem gemeinen Dotalrechte, dem gemeinen 
Sachſenrechte, der Schaumburgiſchen Polizeiordnung von 1615, dem Fuldiſchen, 
dem Würzburgiſchen Rechte, dem Landrechte der oberen Grafſchaft Katzenelnbogen 
oder dem Franzöſiſchen Civilgeſetzbuche, fo finden die für dieſe Güterſtände maß⸗ 
gebenden Vorſchriften der Artikel 45, 49, 50, 52, 53, 56 auch Anwendung, wenn 
die Ehegatten den erſten ehelichen Wohnſitz nicht in Preußen gehabt haben. 

Dem Franzöſiſchen Civilgefegbuche wird das Badiſche Landrecht gleich geachtet. 


Artikel 58. 

Auf eine Ehe, für die einer der in den Artikeln 45 bis 57 bezeichneten 
Güterſtände kraft Ehevertrags gilt, finden die Vorſchriften dieſer Artikel ohne 
Rückſicht auf den erſten ehelichen Wohnſitz der Ehegatten Anwendung. 

Beſteht für eine Ehe kraft Ehevertrags der Güterſtand des gemeinen Dotal⸗ 
rechts, ſo treten an die Stelle der bisherigen Geſetze die für die Gütertrennung 
geltenden Vorſchriften der $$. 1427 bis 1430 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Artikel 59. 

Für die nach den Artikeln 45 bis 58 eintretende Aenderung des Güter⸗ 
ſtandes gelten folgende Vorſchriften: 

§. 1. Das zur Zeit der Aenderung des Güterſtandes vorhandene Ver⸗ 
mögen der Ehegatten wird, unbeſchadet der Vorſchriften des Artikel 49 $. 2, des 
Artikel 53 $. 2 und des Artikel 54 F. 2, eingebrachtes Gut, Vorbehaltsgut oder 
Geſammtgut, ſoweit es nach den bisherigen Geſetzen zu einer dem eingebrachten 
Gute, dem Vorbehaltsgut oder dem Geſammtgut entſprechenden Vermögensmaſſe 
gehört. 

Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft findet auf Gegenſtände, die nur der 
Nutzung nach zum gemeinſchaftlichen Vermögen gehören, die Vorſchrift des $. 1439 
Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

F. 2. Wird in Folge der Aenderung des Güterſtandes das Grundbuch un⸗ 
richtig, ſo werden für die Berichtigung des Grundbuchs Gerichtsgebühren und 
Stempel nicht erhoben. 

§. 3. In Anſehung der vor der Aenderung des Güterſtandes entſtandenen 
Verbindlichkeiten der Ehegatten beſtimmen ſich die Haftung des eingebrachten Gutes, 
des Vorbehaltsguts und des Geſammmtguts ſowie die perſönliche Haftung der 
Ehegatten nach den bisherigen Geſetzen. Dies gilt auch für das Verhältniß der 
Ehegatten unter einander. 

Soweit ſich bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft die Frau nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen durch die Ausſchlagung ihres Antheils von der perſönlichen 
Haftung befreien kann, erliſcht die Haftung mit der Beendigung der Gemeinſchaft. 
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ö F. 4. Die Geltendmachung der Erſatzanſprüche, welche den Ehegatten auf 
Grund des Güterſtandes gegen einander zuſtehen, beſtimmt ſich nach den Vor⸗ 


ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


F. 5. Vereinbarungen, welche die Ehegatten in Abänderung oder Ergänzung 
einzelner Vorſchriften des geſetzlichen Güterrechts getroffen haben, werden von der 
Aenderung des Güterſtandes nicht berührt. 

Das Gleiche gilt von einer ſeitens eines Dritten getroffenen Anordnung 
der im Abſ. 1 bezeichneten Art. 


8.6. Auf einen zur Zeit der Aenderung des Güterſtandes anhängigen 
Rechtsſtreit und auf die Wirkung der Entſcheidung iſt die Aenderung des Güter⸗ 
ſtandes ohne Einfluß. 

Das Gleiche gilt von der Vermögensauseinanderſetzung der Ehegatten, 
wenn die Ehe auf Grund einer vor der Aenderung des Güterſtandes erhobenen 
Klage geſchieden wird. 

F. 7. Auf die dem überlebenden Ehegatten nach den bisherigen Geſetzen 
zuſtehenden Rechte, die durch dieſes Geſetz aufrecht erhalten werden, finden die 
Vorſchriften des $. 1933 und der $$. 2335 bis 2337 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs entſprechende Anwendung. 

§. 8. Soweit nach dieſem Geſetze für den Güterſtand die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend find, finden auch die für den Güterſtand 
geltenden Vorſchriften der Civilprozeßordnung und der Konkursordnung An⸗ 
wendung. 


F. 9. Die Wirkſamkeit des nach dieſem Geſetz eintretenden Güterſtandes 
gegenüber Dritten beſtimmt ſich nach den für die Wirkſamkeit des bisherigen 
Güterſtandes geltenden Vorſchriften. Die Beſtimmungen des Allgemeinen Land— 
rechts Theil II Titel 1 $$. 352, 353, 425 treten jedoch außer Kraft. 

Eine ſpätere Aenderung des Güterſtandes iſt Dritten gegenüber nur nach 
Maßgabe des F. 1435 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wirkſam. Das 
Gleiche gilt von einem nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs er⸗ 
hobenen Einſpruche des Mannes gegen den ſelbſtändigen Betrieb eines Exwerbs⸗ 
geſchäfts durch die Frau und von einem nach der bezeichneten Zeit erklärten Wider⸗ 
rufe der Einwilligung des Mannes zu dem Betriebe. 


Artikel 60. 

Für einen Ehevertrag, durch den an die Stelle des nach dieſem Geſetz 
eintretenden Güterſtandes eine andere nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zuläſſige Regelung des Güterſtandes geſetzt oder der bezeichnete Güter⸗ 
ſtand in einzelnen Beziehungen geändert wird, für die Eintragung des Ehe⸗ 
vertrags in das Güterrechtsregiſter und für den Antrag auf die Eintragung 
werden Gerichtsgebühren und Stempel nicht erhoben, wenn der Vertrag vor dem 
Ablauf eines Jahres nach der Aenderung des Güterſtandes geſchloſſen wird. 
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Das Gleiche gilt für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen und Aus 
einanderſetzungsurkunden, wenn ſie wegen der Aenderung des bisherigen Güter⸗ 
ſtandes von den Ehegatten vor dem im Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkte beantragt wird. 


Artikel 61. 
§. 1. Beſtimmt ſich der Güterſtand einer Ehe nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche für das Königreich Sachſen, ſo treten an die Stelle der bisherigen 
Vorſchriften: 

1. wenn die Ehegatten nach dem geſetzlichen Güterrechte leben, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das geſetzliche Güterrecht 

2. wenn der Frau die freie Verfügung über ihr Vermögen durch Ehe⸗ 
vertrag vorbehalten iſt, die für die Gütertrennung geltenden Vorſchriften 
der $$. 1427 bis 1430 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

3. wenn zwiſchen den Ehegatten allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart 
iſt, die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die allgemeine 
Gütergemeinfchaft; fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt nur ein, wenn fie 
durch Ehevertrag vereinbart wird. 

§. 2. Für Ehen, deren Güterſtand ſich außer den Fällen des F. 1 kraft 

Geſetzes oder Ehevertrags nach einem in einem anderen Bundesſtaate geltenden 
Güterrechte beſtimmt, kann, wenn nach den Geſetzen des anderen Bundesſtaats an 
die Stelle des bisherigen Güterrechts ein im Bürgerlichen Geſetzbuche geregelter 
Güterſtand tritt, dieſer Güterſtand, unbeſchadet der Vorſchriften der Artikel 57, 58, 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder einem ſpäteren Zeit 
punkt an durch Königliche Verordnung eingeführt werden. 


§. 3. Auf die nach Maßgabe der $$. 1, 2 eintretende Aenderung des 
Güterſtandes finden die Vorſchriften der Artikel 59, 60 entſprechende Anwendung. 


Artikel 62. 

Ein Güterſtand, für den die bisherigen Geſetze in Kraft bleiben, kann 
durch Ehevertrag nur nach Maßgabe der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs aufgehoben oder geändert werden. 

Auf einen ſolchen Ehevertrag findet die Vorſchrift des Artikel 60 Abſ. 1 
Anwendung, wenn er vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſen wird. 


Artikel 63. 

Wird der Wohnſitz des Mannes nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs verlegt, fo finden die Vorſchriften des §. 1435 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſprechende Anwendung; ein von dem geſetzlichen Güterrechte des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichender Güterſtand ſteht einem vertragsmäßigen gleich. 
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Artikel 64. 


Für die nach dieſem Geſetz erforderlichen 563 57 in das Güterrechts⸗ 
regiſter gelten die Vorſchriften der $$. 1558 bis 1563 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Artikel 65. 
Begründen Ehegatten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
in Preußen einen Wohnſitz, ſo gelten die Vorſchriften der Artikel 45 bis 60, 
62 bis 64 von der Zeit der Begründung des Wohnſitzes an; dieſe Zeit tritt an 
die Stelle der Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Iſt jedoch der Güterſtand der Ehe ſchon durch die Geſetze eines anderen 
Bundesſtaats geändert worden, ſo finden nur die Vorſchriften der Artikel 63, 64 


Anwendung. ne 
rtikel 66. 


Bei einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, für welche die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben, finden auf die Ertheilung eines Zeugniſſes über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft die Vorſchriften des $. 1507 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


Anwendung. 1 
rtikel 67. 


F. 1. Iſt eine Ehe, für welche allgemeine Gütergemeinſchaft nach Fuldiſchem 
Rechte beſtanden hat, vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch 
den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt, ſo tritt im Falle der Wiederverheirathung 
des überlebenden Ehegatten Einkindſchaft nicht ein. Der Ehegatte iſt zur Ab» 
ſchichtung feiner Abkömmlinge aus früheren Ehen verpflichtet. 

Den Abkömmlingen gebührt die Hälfte des Werthes des Geſammtguts 
zur Zeit der Wiederverheirathung; die Forderung wird zur Hälfte ſofort, bei 
minderjährigen Abkömmlingen mit dem Eintritte der Großjährigkeit, zur Hälfte 
mit dem Tode des überlebenden Ehegatten fällig. Die Abkömmlinge können für 
ihre Forderung die Beſtellung einer Sicherungshypothek verlangen. Auf das 
Verhältniß der Abkömmlinge unter einander finden die Vorſchriften des §. 1503 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 

Eine Vereinbarung, durch welche die Abſchichtung abweichend von den 
Vorſchriften des Abſ. 2 geregelt wird, bedarf, wenn ein Abkömmling unter 
elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, der Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts. 

§. 2. Iſt eine Ehe mit dem Güterſtande der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft nach Verdener Rechte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
durch den Tod der Frau aufgelöſt, fo iſt der Mann im Falle der Wieder⸗ 
verheirathung zur Abſchichtung ſeiner Abkömmlinge aus früheren Ehen nach 
Maßgabe der Vorſchriften des bisherigen Rechtes verpflichtet. 

§. 3. In den Fällen der $$.1, 2 finden die Vorſchriften des $. 1314 
Abſ. 2 und des $. 1493 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende An— 
wendung. 
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Artikel 68. 

F. 1. Für die Entgegennahme und die öffentliche Beglaubigung der im 
8.1577 Abſ. 2, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Erklärungen über 
den Namen einer geſchiedenen Frau iſt, wenn die geſchiedene Ehe vor einem 
Preußiſchen Standesbeamten geſchloſſen war, dieſer zuſtändig. Anderenfalls iſt 
für die Entgegennahme das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke der Cr- 
klärende ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, das Gericht 
ſoll die Erklärung dem Standesbeamten, vor welchem die Ehe geſchloſſen war, 
mittheilen. 

Die Erklärung iſt am Rande der über die Eheſchließung bewirkten Ein⸗ 
tragung zu vermerken. 

$. 2. Für die Entgegennahme und die öffentliche Beglaubigung der Er⸗ 
klärung, durch welche der Ehemann der Mutter eines unehelichen Kindes dieſem 
ſeinen Namen ertheilt, ſowie der Einwilligungserklärungen des Kindes und der 
Mutter iſt, wenn die Geburt des Kindes im Geburtsregiſter eines Preußiſchen 
Standesbeamten eingetragen iſt oder wenn die Erklärung bei der Eheſchließung 
vor einem Preußiſchen Standesbeamten erfolgt, der Standesbeamte zuſtändig. 
Anderenfalls iſt für die Entgegennahme das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen 
Bezirke der Ehemann feinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Erfolgt die Erklärung über die Ertheilung des Namens nicht gegenüber 
dem Standesbeamten, in deſſen Geburtsregiſter der Geburtsfall eingetragen iſt, 
fo foll die zuſtändige Behörde fie dem Standesbeamten mittheilen. 

Die Erklärung iſt am Rande der über den Geburtsfall bewirkten Ein⸗ 
tragung zu vermerken. 

$. 3. Die Befugniß des Standesbeamten erſtreckt ſich nicht auf die Be⸗ 
glaubigung eines Handzeichens. 


Elterliche Gewalt. 


Artikel 69. 

F. 1. Soweit in privatrechtlichen Vorſchriften, die neben dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft bleiben, auf die väterliche Gewalt oder den väterlichen Nieß⸗ 
brauch Bezug genommen iſt, tritt an die Stelle der väterlichen Gewalt die 
all Gewalt, an die Stelle des väterlichen Nießbrauchs die elterliche Nutz⸗ 
nießung. 

Iſt in privatrechtlichen Angelegenheiten eines Minderjährigen die Zu⸗ 
ſtimmung des Vaters oder des Vormundes oder die Vertretung durch den 
Vater oder den Vormund vorgeſchrieben, ſo ſteht die Zuſtimmung oder die Ver⸗ 
tretung der Mutter zu, wenn ſie kraft elterlicher Gewalt die Vertretung des 
Minderjährigen hat. 
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F. 2. Der Mutter ſteht die Nutznießung an dem Fideikommißvermögen 
des Kindes kraft der elterlichen Gewalt nur inſoweit zu, als ihr nach dem bis⸗ 
herigen Rechte der Nießbrauch zuſtehen würde. Die im F. 1693 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs vorgeſehene Uebertragung der Vermögensverwaltung auf einen 
der Mutter beſtellten Beiſtand kann auch ohne Antrag der Mutter erfolgen; ſie 
hat zu erfolgen, wenn ſie vom Vater nach Maßgabe des F. 1777 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs angeordnet worden iſt. 

F. 3. Hat die Mutter eines Minderjährigen deſſen Vermögen bis zum 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Vormünderin, von dieſer Zeit an 
kraft elterlicher Gewalt zu verwalten, ſo findet die Legung einer Schlußrechnung 
nach $. 67 der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 nicht ſtatt. Die 
Mutter hat erſt nach dem Aufhören ihrer Vermögensverwaltung auch für die 
Zeit der vormundſchaftlichen Verwaltung dem Kinde Rechenſchaft abzulegen. 

§. 4. Soweit in öffentlichrechtlichen Vorſchriften der beſtehenden Landes⸗ 
geſetze auf die väterliche Gewalt Bezug genommen iſt, tritt an die Stelle der 
väterlichen Gewalt die elterliche Gewalt des Vaters. 

Steht die elterliche Gewalt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche der Mutter 
zu oder wird ſie von ihr ausgeübt, ſo liegt der Mutter auch die Vertretung des 
Minderjährigen in öffentlichrechtlichen Angelegenheiten inſoweit ob, als ſie nach 
dem bisherigen Rechte dem Vater, Vormund oder Pfleger oblag. Iſt in einer 
Angelegenheit die Mitwirkung weiblicher Perſonen ausgeſchloſſen, fo kann ſich die 
Mutter nach den für die Vertretung ſolcher Perſonen geltenden Vorſchriften ver⸗ 
treten laſſen. 


Anerkennung der Vaterſchaft. 


Artikel 70. 

Für die Aufnahme der im F. 1718 und im 6. 1720 Abſ. 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs vorgeſehenen öffentlichen Urkunden über die Anerkennung der 
Vaterſchaft iſt der Standesbeamte, welcher die Geburt des Kindes oder die Ehe⸗ 
ſchließung ſeiner Eltern beurkundet hat, auch dann zuſtändig, wenn die An⸗ 
erkennung der Vaterſchaft nicht bei der Anzeige der Geburt oder bei der Ehe⸗ 
ſchließung erfolgt. 

Beantragt bei einer vor dem Gericht oder einem Notar erfolgenden An⸗ 
erkennung der Erklärende die Beiſchreibung eines Vermerkes im Geburtsregiſter, 
ſo hat das Gericht oder der Notar die Erklärung und den Antrag dem zu⸗ 
ſtändigen Standesbeamten mitzutheilen. 


Artikel 71. 
§. 1. Sind für die perſönlichen Verhältniſſe eines unehelichen Kindes die 
Vorſchriften des Rheiniſchen Rechtes maßgebend, ſo erlangt das Kind die recht⸗ 
liche Stellung eines ehelichen Kindes, wenn der Vater die Mutter geheirathet 
und das Kind vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs in einer 
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öffentlichen Urkunde anerkannt hat. Dies gilt für ein Kind, das zur Zeit der 
Anerkennung volljährig iſt, nur dann, wenn das Kind vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in einer öffentlichen Urkunde ſeine Zuſtimmung zu 
der Anerkennung erklärt. 

§. 2. Eine nach F. 1 erfolgte Anerkennung gilt als von der Zeit der 
Eheſchließung an wirkſam. Erworbene Rechte Dritter bleiben unberührt. 


Beamte und Geiſtliche als Vormünder. 


Artikel 72. 

Wer ein Staatsamt oder ein beſoldetes Amt in der Kommunal- oder 
Kirchenverwaltung bekleidet, bedarf zur Uebernahme einer Vormundſchaft oder 
zur Fortführung einer vor dem Eintritt in das Amt übernommenen Vormund⸗ 
ſchaft der Erlaubniß der zunächſt vorgeſetzten Behörde. Das Gleiche gilt für die 
Uebernahme oder die Fortführung des Amtes eines Gegenvormundes, Pflegers 
oder Beiſtandes. 

Die Erlaubniß kann zurückgenommen werden. 

Notare bedürfen der Erlaubniß nicht. 


Anlegung von Mündelgeld. 


Artikel 73. 

§. 1. Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an einem 
in Preußen belegenen Grundſtück iſt für die Anlegung von Mündelgeld als 
ſicher anzuſehen, wenn ſie innerhalb des Fünfzehnfachen oder, ſofern ihr kein 
anderes der Eintragung bedürfendes Recht im Range vorgeht oder gleichſteht, 
innerhalb des Zwanzigfachen des ſtaatlich ermittelten Grundſteuerreinertrags oder 
bei einem ländlichen Grundſtück innerhalb der erſten zwei Drittel, bei einem 
ſtädtiſchen Grundſtück innerhalb der erſten Hälfte des Werthes zu ſtehen kommt. 

Der Werth iſt bei ländlichen Grundſtücken durch Taxe einer Preußiſchen 
öffentlichen Kreditanſtalt, die durch Vereinigung von Grundbeſitzern gebildet iſt 
und durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt hat, oder durch Tage einer 
Preußiſchen provinzial-(kommunal⸗) ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalt oder 
durch gerichtliche Taxe, bei ſtädtiſchen Grundſtücken in gleicher Weiſe oder durch 
Tape einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt feſtzuſtellen. 

§. 2. Statt des Zwanzigfachen des Grundſteuerreinertrags iſt bei Grund⸗ 
ſtücken, die von einer Kreditanſtalt der im F. 1 Abſ. 2 bezeichneten Art ſatzungs⸗ 
gemäß ohne beſondere Ermittelungen bis zu einem größeren Vielfachen beliehen 
werden können, das größere Vielfache, ſofern es jedoch den dreißigfachen Betrag 
überſteigt, dieſer Betrag maßgebend. 
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Für einzelne Bezirke kann durch Königliche Verordnung ſtatt des Zwanzig⸗ 
fachen des Grundſteuerreinertrags ein das Vierzigfache nicht überſteigendes größeres 
Vielfaches beſtimmt werden. 

Artikel 74. 

Zur Anlegung von Mündelgeld find außer den im F. 1807 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Forderungen und Werthpapieren geeignet: 

1. die Rentenbriefe der zur Vermittelung der Ablöſung von Renten in 

Preußen beſtehenden Rentenbanken; 

2. die Schuldverſchreibungen, welche von einer Deutſchen kommunalen 
Körperſchaft oder von der Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft oder 
mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde von einer Kirchen— 
gemeinde oder einem kirchlichen Verband ausgeſtellt und entweder von 
Seiten der Inhaber kündbar ſind oder einer regelmäßigen Tilgung 
unterliegen; 

3. die mit ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen Pfandbriefe und gleich- 
artigen Schuldverſchreibungen einer Kreditanſtalt der im Artikel 73 $. 1 
Abſ. 2 bezeichneten Art; 

4. die auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen, welche von 
einer Preußiſchen Hypotheken-Aktien-Bank auf Grund von Darlehen 
an Preußiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder von Dar— 
lehen, für welche eine ſolche Körperſchaft die Gewährleiſtung über- 
nommen hat, ausgegeben ſind. 


Artikel 75. 
§. 1. Eine in Preußen beſtehende öffentliche Sparkaſſe kann durch den 
Regierungspräſidenten im Einvernehmen mit dem Landgerichtspräſidenten zur An- 
legung von Mündelgeld für geeignet erklärt werden. Die Erklärung kann zurück⸗ 
genommen werden. 
Die Erklärung und die Rücknahme ſind durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. 


§. 2. Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Spar⸗ 
kaſſenbuch außer Kurs geſetzt, ſo iſt zur Erhebung des Geldes die Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 


Artikel 76. 
Im Falle des $. 1808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann die Anlegung 
von Mündelgeld bei der Preußiſchen Central-Genoſſenſchafts-Kaſſe oder einer ſonſtigen 
Preußiſchen öffentlichen Bankanſtalt Landesbank, landſchaftlichen, ritterſchaftlichen 
Darlehnskaſſe u. ſ. w.) und, wenn die von einer Preußiſchen Privatbank aus⸗ 
geſtellten Werthpapiere durch den Bundesrath zur Anlegung von Mündelgeld 
für geeignet erklärt ſind oder eine Preußiſche Privatbank nach Maßgabe des 
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Artikel 85 für die Hinterlegung von Werthpapieren als Hinterlegungsſtelle be⸗ 
ſtimmt iſt, bei einer ſolchen Privatbank erfolgen. 


Die Anlegung bei den ordentlichen Hinterlegungsſtellen (Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 14. März 1879, Geſetz-Samml. S. 249) findet nicht ſtatt. 


Gemeindewaiſenrath. 


Artikel 77. 

F. 1. Für jede Gemeinde oder für örtlich abzugrenzende Gemeindetheile 
ſind ein oder mehrere Gemeindeglieder als Gemeindewaiſenrath zu beſtellen. Für 
benachbarte Gemeindebezirke können dieſelben Perſonen beſtellt werden. 

Das Amt eines Waiſenraths iſt ein unentgeltliches Gemeindeamt. 

Durch Beſchluß der Gemeindebehörde können die dem Gemeindewaiſenrath 
obliegenden Verrichtungen beſonderen Abtheilungen oder ſchon beſtehenden Organen 
der Gemeindeverwaltung übertragen werden. 

Auf ſelbſtändige Gutsbezirke finden dieſe Vorſchriften mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß der Waiſenrath von dem Gutsvorſteher ernannt wird. 

Die bisherigen Waiſenräthe bleiben im Amte. 

§. 2. Zur Unterſtützung des Gemeindewaiſenraths können Frauen, die 
hierzu bereit ſind, als Waiſenpflegerinnen widerruflich beſtellt werden. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit für die Beſtellung beſtimmt ſich nach den für die Beſtellung der 
Waiſenräthe maßgebenden Vorſchriften. 

Die Waiſenpflegerinnen haben unter der Leitung des Gemeindewaiſenraths 
bei der Beaufſichtigung der im Kindesalter ſtehenden Mündel und bei der Ueber⸗ 
wachung weiblicher Mündel mitzuwirken. 


Bevormundung durch einen Auſtaltsvorſtand oder durch Beamte 
der Armenverwaltung. 


Artikel 78. 

F. 1. Der Vorſtand einer unter der Verwaltung des Staates oder einer 
Gemeindebehörde ſtehenden Erziehungs. oder Verpflegungsanſtalt hat für die in 
der Anſtalt untergebrachten Minderjährigen die Rechte und Pflichten eines Vor⸗ 
mundes. 

Die Rechte und Pflichten des Anſtaltsvorſtandes beſtehen nur, ſolange das 
Vormundſchaftsgericht nicht einen anderen Vormund beſtellt hat. Der Vorſtand 
behält die Rechte und Pflichten des Vormundes auch nach der Beendigung der 
Erziehung oder Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels. 

F. 2. Die Aufnahme des Minderjährigen in die Anſtalt iſt von dem 
Vorſtande dem Vormundſchaftsgericht und dem Gemeindewaiſenrathe des Bezirkes, 
in dem die Anſtalt liegt, anzuzeigen. 

Mit der Aufnahme in die Anſtalt endigt das Amt des bisherigen Vormundes. 
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$. 3. Neben dem Vorſtand eift in Gegenvormund nicht zu beftellen. 

Dem Vorſtande ſteben die nach $. 1852 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zuläſſigen Befreiungen zu. 

§. 4. Auf Grund ortsſtatutariſcher Beſtimmung können Beamten der Ge⸗ 
meindearmenverwaltung alle oder einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes 
für diejenigen Minderjährigen übertragen werden, welche im Wege der öffentlichen 
Armenpflege unterſtützt und unter Aufſicht der Beamten entweder in einer von 
dieſen ausgewählten Familie oder Anſtalt oder, ſofern es ſich um uneheliche 
Minderjährige handelt, in der mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden. 

Wird von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht, ſo finden die Vorſchriften 
des F. 1 Abſ. 2, des $. 2 Abſ. 1 und, wenn dem Beamten alle Rechte und 
Pflichten eines Vormundes übertragen werden, auch die Vorſchriften des §. 2 
Abſ. 2 und des F. 3 entſprechende Anwendung. 


Fürſorge des Nachlaßgerichts. 


Artikel 79. 

Die Vorſchriften, nach welchen das Nachlaßgericht auch unter anderen als 

den im F. 1960 Abf. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Vorausſetzungen 

die Anfertigung eines Nachlaßverzeichniſſes ſowie bis zu deſſen Vollendung die 

erforderlichen Sicherungsmaßregeln, insbeſondere die Anlegung von Siegeln, von 
Amtswegen anordnen kann oder ſoll, treten außer Kraft. 


Nothteſtament. 


Artikel 80. 

Für die Errichtung eines Teſtaments in der durch den §. 2249 Abſ. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmten Form ſtehen die ſelbſtändigen Gutsbezirke 
den Gemeinden gleich. 

An Stelle des Vorſtehers oder neben dem Vorſteher einer Gemeinde kann 
von dem Juſtizminiſter eine andere Perſon beſtellt werden, vor welcher die Er⸗ 
richtung des Teſtaments zu erfolgen hat. In dieſem Falle werden die Gebühren 
für die Errichtung des Teſtaments durch den Juſtizminiſter beſtimmt. 

Iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen, ſo kann die Beeidigung des Dolmetſchers 
durch die Perſon, vor welcher die Errichtung des Teſtaments ſtattfindet, erfolgen. 


Amtliche Verwahrung von Teſtamenten und Erbverträgen. 


Artikel 81. 
F. 1. Die beſondere amtliche Verwahrung der Teſtamente und der Erb⸗ 
verträge erfolgt bei den Amtsgerichten. 
(Nr. 10113.) 
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$.2. Zuſtändig ift bei Teſtamenten: 

1. wenn das Teſtament vor einem Amtsgericht errichtet iſt, dieſes Gericht; 

2. wenn das Teſtament vor einem Notar errichtet iſt, das Gericht, in 
deſſen Bezirke der Notar feinen Amtsſitz hat; 

3. wenn das Teſtament vor dem Vorſteher einer Gemeinde oder eines 
Gutsbezirkes errichtet iſt, das Gericht, zu deſſen Bezirke die Gemeinde 
oder der Gutsbezirk gehört; 

4. wenn das Teſtament nach $. 2231 Nr. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
errichtet iſt, jedes Gericht. 

Der Erblaſſer kann jederzeit die Verwahrung bei einem anderen Gerichte 

verlangen. 

Das Gericht, welches das Teſtament in Verwahrung nimmt, hat, wenn 
der Erblaſſer ſeinen Wohnſitz in dem Bezirk eines anderen Gerichts hat, dieſem 
von der Verwahrung Nachricht zu geben. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 Nr. 1, 2 und der Abſ. 2, 3 finden auch 
auf die Verwahrung eines Erbvertrags Anwendung. 

F. 3. Die Annahme zur Verwahrung ſowie die Herausgabe iſt von dem 
Amtsgericht anzuordnen und von dem Amtsrichter und dem Gerichtsſchreiber ge— 
meinſchaftlich zu bewirken. 

Bei der Buchführung ſind die Vermerke über die Annahme und die 
Herausgabe von dem Amtsrichter und dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 

Die Verwahrung erfolgt unter gemeinſchaftlichem Verſchluſſe des Amts— 
richters und des Gerichtsſchreibers. Der Hinterlegungsſchein iſt von ihnen zu 
unterſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen. 


Eröffnung von Teſtamenten und Erbverträgen. 


Artikel 82. 

Befindet ſich ein Teſtament oder ein Erbvertrag ſeit mehr als vierundfünfzig 
Jahren in amtlicher Verwahrung, ſo iſt mit der Eröffnung vorzugehen, ſofern 
nicht bekannt iſt, daß der Erblaſſer noch lebt. Die Vorſchriften der $$. 2260 
bis 2262 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 


Feſtſtellung des Ertragswerths eines Landguts. 


Artikel 83. 

Soweit in Fällen der Erbfolge oder der Aufhebung einer fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft der Ertragswerth eines Landguts zu ermitteln iſt, gilt als ſolcher der 
fünfundzwanzigfache Betrag des jährlichen Reinertrags. Durch Königliche Ver- 
ordnung kann eine andere Verhältnißzahl beſtimmt werden. 
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Die Grundſätze, nach welchen der Reinertrag feftzuftellen iſt, können durch 
allgemeine Anordnung des Juſtizminiſters und des Miniſters für andwirthſchaft, 
Domänen und Forſten beſtimmt werden. 


Hinterlegung. 
Artikel 84. 


Die Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 (Gefeg-Samml. S. 249) 
wird dahin geändert: 
I. Der F. 4 erhält folgende Faſſung: 


Die nach den $$. 1, 2 beſtimmten Hinterlegungsſtellen find dem 
Finanzminiſter untergeordnet. 


II. An die Stelle der $$. 18, 19 treten folgende Vorſchriften: 


$. 18. 

Bei der Hinterlegung, welche der Schuldner eines Geldbetrags 
zum Zwecke der Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit bewirkt, iſt in 
der nach $. 14 erforderlichen Erklärung der Gläubiger, für welchen 
die Hinterlegung erfolgt, zu bezeichnen oder anzugeben, in Folge 
welcher Umſtände der Schuldner ſeine Verbindlichkeit nicht oder nicht 
mit Sicherheit erfüllen kann. i 

Macht der Schuldner das Recht des Gläubigers zum Empfange 
des hinterlegten Geldes von der Bewirkung einer Gegenleiſtung ab⸗ 
hängig, fo iſt dies unter Bezeichnung der Gegenleiftung in der Er— 
klärung anzugeben. 

Die Hinterlegungsſtelle hat den Schuldner unter Bezugnahme 
auf die Vorſchrift des §. 382 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu dem 
Nachweis aufzufordern, daß und wann der Gläubiger die im $. 374 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebene Anzeige von der 
Hinterlegung empfangen hat. Wird der Nachweis nicht vor dem Ab⸗ 
laufe von drei Monaten nach der Aufforderung geführt, ſo iſt die 
Hinterlegungsſtelle ermächtigt, im Namen und auf Koſten des 
Schuldners dem Gläubiger die Anzeige zu machen, die Aufforderung 
muß einen Hinweis auf dieſe Rechtsfolge enthalten. 


§. 19. 
In den Fällen des $. 1171 und des $. 1269 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt der nach F. 14 erforderlichen Erklärung der Nachweis 
beizufügen, daß das Aufgebotsverfahren eingeleitet iſt. 


III. Der F. 30 erhält folgenden Abſ. 2: 


Geht in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1, 2 die Anordnung oder die 
Anweiſung von einem Gericht oder einer Auseinderſetzungsbehörde aus, 
fo iſt die Zuständigkeit von der Hinterlegungsſtelle nicht zu prüfen. 
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IV. Oer $.31 Abſ. 1 erhält als Satz 2 folgenden Zuſatz: 
Die Vorſchrift des §. 30 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


V. Im G. 33 Abſ. 2 wird die Nr. 2a dahin geändert: 
a) wenn die hinterlegte Maſſe nicht mehr als dreihundert Mark be⸗ 
trägt oder der Gegenvormund die Empfangnahme genehmigt. 


VI. Der F. 37 wird geſtrichen. 


VII. Der F. 39 erhält folgende Faſſung: 
Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 12 bis 18, 20 
bis 33, 35 entſprechende Anwendung, ſoweit nicht Abweichungen aus 
den Beſtimmungen dieſes Titels ſich ergeben. 


VIII. Der F. 46 Satz 1 wird dahin geändert: 


Die Vorſchriften des §. 33 Abſ. 1, 2 finden auf die Heraus⸗ 
gabe von Koſtbarkeiten an einen Vormund (Pfleger) keine Anwendung. 


IX. An die Stelle der §§. 47, 48 treten folgende Vorſchriften: 


$. 47. 
Für die Hinterlegung von Werthpapieren oder Koſtbarkeiten des 
Mündels durch den Vormund (Pfleger) gelten die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der $$. 47a bis 51. 


§. 47a. 

Zur Hinterlegung von Inhaberpapieren, mit Ausnahme von 
Zins-, Renten⸗ und Gewinnantheilſcheinen, ſowie von Orderpapieren, 
die mit Blankoindoſſament verſehen ſind, bedarf es keiner Mitwirkung 
des Vormundſchaftsgerichts, ſofern ſich nicht aus der vorgelegten Be⸗ 
ftallung ergiebt, daß der Vormund zur Hinterlegung nicht verpflichtet 
iſt. Es genügt die Beobachtung der $$. 14, 15 und 40. 

Mit einem Inhaberpapiere kann der Erneuerungsſchein hinterlegt 
werden. 
$. 48. 

Die Hinterlegung von Werthpapieren, die nicht nach $. 47a 
hinterlegt werden können, ſowie von Koſtbarkeiten geſchieht auf Grund 
einer dem Vormunde (Pfleger) von dem Vormundſchaftsgerichte zu 
ertheilenden Anweiſung. 


X. An die Stelle des F. 52 tritt folgende Vorſchrift: 
Auf die Hinterlegung von Werthpapieren oder Koſtbarkeiten 
eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes durch den Vater oder 


die Mutter finden die Vorſchriften der $$. 48 bis 51 entſprechende 
Anwendung. 
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8 ST Hinter $. 58 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


$. 58a. 

In den Fällen des $. 382, des F. 1171 Abſ. 3 und des $. 1269 
Satz 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann der Erlaß des Aufgebots 
nicht vor dem Ablaufe von einunddreißig Jahren beantragt werden. 

Die einunddreißigjährige Friſt beginnt: 

1. im Falle des F. 382 mit dem Ende des Monats, in welchem 
der Gläubiger die Anzeige des Schuldners von der Hinter⸗ 
legung empfangen hat; 

2. in den Fällen des §. 1171 Abſ. 3 und des F. 1269 Satz 3 
mit der Exlaſſung des Urtheils, durch welches der Gläubiger 
mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen iſt; das Gericht hat das 
Ausſchlußurtheil der Hinterlegungsſtelle mitzutheilen. 


$. 58 b. 

Iſt die Hinterlegung auf Grund des F. 117 Abſ. 2 oder der 
$$. 120, 121, 124, 126 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 97) erfolgt, ſo iſt der Aufgebotsantrag nicht vor dem Ablaufe von 
einunddreißig Jahren zuläſſig. 

Die einunddreißigjährige Friſt beginnt: 

1. in den Fällen der 88. 120, 121 mit dem Eintritte der 
Bedingung, unter welcher die Hinterlegung erfolgt iſt; die 
Hinterlegungsſtelle hat den Eintritt der Bedingung ſoweit 
thunlich zu ermitteln; iſt der Eintritt der Bedingung nicht 
ermittelt, ſo beginnt die Friſt mit der Einſtellung oder der 
letzten Einſtellung der Verzinſung 

2. in den übrigen Fällen mit dem Ende des Monats, in 
welchem die Hinterlegung erfolgt iſt. 

XII. Der $. 61 erhält folgenden Zuſatz: 

4. im Falle des $. 58a Abſ. 2 Nr. 1 ein Zeugniß der Behörde 
über den Tag, an welchem der Gläubiger die Anzeige von der 
Hinterlegung empfangen hat, 

in den Fällen des $. 58a Abſ. 2 Nr. 2 das der Hinter 
legungsſtelle mitgetheilte Ausſchlußurtheil, 
in den Fällen des F. 58 b Abſ. 2 Nr. 1 ein Zeugniß der 

Behörde über den Tag, an welchem die Bedingung eingetreten 

iſt, oder darüber, daß der Eintritt der Bedingung nicht hat er⸗ 

mittelt werden können. 
XIII. Der F. 64 wird dahin geändert: 

Der Erlaß des Aufgebots kann, unbeſchadet der Vorſchriften der 
. 58 a, 58 b, nach dem Ablaufe von dreißig Jahren ſeit dem Ende 
des Monats beantragt werden, in welchem die Hinterlegung erfolgt iſt. 
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XIV. Der F. 67 erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchriften der $$. 64 bis 66 finden keine Anwendung, 
wenn die Hinterlegung erfolgt iſt: 

1. nach Inhalt der bei derſelben vorgelegten Erklärung oder 
Anmeifung auf Grund des §. 1667 Abſ. 2 Satz 4, des 
$. 1814 oder des $. 1818 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

2. auf Erſuchen der Aufſichtsbehörde in einer Familienfidei⸗ 
kommiß⸗, Lehns- oder Stiftungsſache. 

Der Erlaß des Aufgebots kann in dieſen Fällen beantragt wer⸗ 
den nach dem Ablaufe von zwanzig Jahren ſeit dem Ende des Monats, 
in welchem die elterliche Gewalt, die Vormundſchaft oder die Pfleg⸗ 
ſchaft oder die Eigenſchaft des Gegenſtandes als Vermögensſtück des 
Familienfideikommiſſes, des Lehens oder der Stiftung aufgehört hat. 

XV. Der F. 72 erhält folgende Faſſung: 

Die vorläufige Verwahrung bei den Amtsgerichten gilt in dem 

Verhältniſſe zwiſchen den Betheiligten als Hinterlegung. 
XVI. Im 6. 74 wird die Nr. 2 dahin geändert: 
2. wenn eine Hinterlegung in Gemäßheit des F. 1667 Abſ. 2 

Satz 4, des $. 1814 oder des §. 1818 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buchs erfolgt und der Vater, die Mutter oder der Vormund die 

vorläufige Verwahrung verlangt; 
XVII. Im $. 77 tritt an die Stelle des letzten Satzes folgender Abſ. 2: 

Wird die Verwahrung von dem Schuldner zum Zwecke der 
Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit nachgeſucht, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des $. 18 Abſ. 1, 2 entſprechende Anwendung. 

XVIII. Im F. 82 Abſ. 2 werden die Worte „binnen ſechs Wochen“ erſetzt 
durch die Worte: 

„binnen ſechs Monaten “. 


XIX. Oer F. 86 wird aufgehoben. 
XX. Der dritte Abſchnitt erhält folgende Faſſung: 


Dritter Abſchnitt. 


Hinterlegung anderer als der im erſten Abſchnitte 
bezeichneten Sachen. 


$. 87. 
Für die Hinterlegung anderer als der im §. 1 bezeichneten Werth⸗ 
papiere ſowie ſonſtiger Urkunden find die Amtsgerichte als Hinter- 
legungsſtellen zuſtändig. 
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$. 87a. 

Die Vorſchriften der $$. 12, 14 bis 18, 20 bis 33, 35, 40, 43 
bis 52, 63 bis 69 finden mit folgenden Maßgaben entſprechende An⸗ 
wendung: 

1. Das Geſuch um Annahme oder um Herausgabe der Ur⸗ 
kunden kann zum Protokoll des Gerichtsſchreibers angebracht 
werden. 

„Bei Urkunden, die nicht Werthpapiere find, findet ein Auf— 
gebotsverfahren zum Zwecke der Ausſchließung der Betheiligten 
nicht ſtatt. Das Recht auf Rückgabe erliſcht mit dem Zeit⸗ 
punkt, in welchem bei Werthpapieren der Aufgebotsantrag 
zuläſſig werden würde; die Urkunden find zu vernichten. 


$. 88. 
Das Amtsgericht kann die Gerichtsſchreiberei mit der Verwahrung 
der Urkunden beauftragen. 
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$. 89. 
Andere Sachen als Geld, Werthpapiere, ſonſtige Urkunden und 
Koſtbarkeiten ſind zur Hinterlegung nicht geeignet. 
XXI. Die $$. 90, 91 werden aufgehoben. 


Artikel 85. 

Für die Hinterlegung von Werthpapieren in den Fällen der § . 1082, 
1392, 1667, 1814, 1818, 2116 des Bürgerlichen Geſetzbuchs können durch 
Anordnung der zuſtändigen Miniſter auch die Seehandlung, die Preußiſche 
Central⸗Genoſſenſchafts-Kaſſe oder eine ſonſtige Preußiſche öffentliche Bankanſtalt 
(Landesbank, landſchaftliche, ritterſchaftliche Darlehnskaſſe u. ſ. w.) ſowie die von 
Kreditanſtalten der im Artikel 17 §. 2 Abf. 2 bezeichneten Art eingerichteten 
Verwahrungs⸗ oder Verwaltungsſtellen und im Falle des Bedürfniſſes geeignete 
Preußiſche Privatbanken als Hinterlegungsſtellen beſtimmt werden. 


Gerichtskoſten. 


Artikel 86. 
F. 1. Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juni 1895 (Gefeß- 
Samml. S. 203) wird dahin geändert: 

I. Die 98. 9 Abſ. 1 Satz 2, 28, 31 Abf. 3, 40, 46 Abs. 8, 74 Nr. 3 
Abſ. 2 und Nr. 5, 86, 87, 126, 131 Ab. 2 werden geſtrichen. Ferner 
fallen fort die Worte „von Sachverſtändigen oder! im F. 7 Abſ. 1 
Satz 2, „oder Handlungsvollmacht“ im §. 74 Nr. 4 und „insbeſondere 
einem überlebenden Ehegatten“ im F. 84 Abſ. 2. 

(Nr. 10113.) 
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In der Ueberfchrift des erſten Theiles, im §. 15 und im $. 124 


Abſ. 1 werden die Worte „nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit“ erſetzt durch 
die Worte „freiwilligen Gerichtsbarkeit“. 

In der Ueberſchrift des zweiten Abſchnitts des erſten Theiles und 
im $. 33 werden die Worte „gerichtliche Beurkundungen und Beſtäti⸗ 
gungen“ erſetzt durch die Worte „gerichtliche Urkunden“. 

Im F. 17 Abf. 4 ſowie in den §9. 34, 35, 37, 41, 43, 44, 
54, 57, 77 Nr. 1 werden die Worte „Aufnahme“, „aufgenommen“ 
erſetzt durch die Worte „Beurkundung“, „beurkundet“. In den §. 35, 
39, 42 iſt ſtatt des Wortes „gegenſeitig!“ das Wort „zweiſeitig“ zu 
etzen. 
g Die Worte „Ablaufe des letzten Dezembers“ in den SS. 44 Abſ. 6, 
114 Abſ. 2 werden erſetzt durch das Wort „Schluſſe “. 

In den FH. 81 Abſ. 1, 82, 92 iſt ſtatt „Sicherſtellung“ zu ſetzen 
„Sicherung“. 

An die Stelle des Wortes „Mündel“ in den $$. 91, 92 treten die 
ae „Mündel, Pflegebefohlener oder unter elterlicher Gewalt ſtehendes 
Kind /. 


II. Im $. 1 wird als Satz 2 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 


Soweit ein Betheiligter zur Tragung der Koſten des Verfahrens 
verurtheilt iſt, trifft auch ihn die Zahlungspflicht. 


IV. Der $. 3 wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


Die Koſten der Eröffnung einer Verfügung von Todeswegen, 
der Sicherung des Nachlaſſes, einer Nachlaßpflegſchaft und der In⸗ 
ventarerrichtung können aus dem Nachlaß entnommen werden. Für 
die Zahlung der Koſten haften die Erben nach den Vorſchriften über 
Nachlaßverbindlichkeiten. 

Kür die Koſten der Theilung von Vermögensmaſſen haften die 
Antheilsberechtigten als Geſammtſchuldner. 

Die einem Erben oder einem Antheilsberechtigten zuſtehende Ge⸗ 
bührenfreiheit entbindet ihn nicht von der Entrichtung der in den 
Abſ. 1, 2 bezeichneten Gebühren. 


V. Am Schluſſe des $. 7 Abſ. 1 wird folgender Satz hinzugefügt: 


Die Vorſchriften des F. 43 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 
über die Enteignung von Grundeigenthum GGeſetz-Samml. ©. 221) 
finden auf alle Beſitzveränderungen, denen ſich die Betheiligten aus 
Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet 
ſind (Enteignungen), entſprechende Anwendung. 


VI. Im F. 8 Abſ. 1 treten an die Stelle der Nr. 6 folgende Nr. 6, 7: 


6. Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, deren durch Statut beſtimmter Zweck ausſchließlich 


— 231 — 


darauf gerichtet iſt, unbemittelten Familien geſunde und zweckmäßig 
eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angekauften Häuſern 
zu billigen Preiſen zu verſchaffen, und deren Statut die an die Ge⸗ 
ſellſchafter zu vertheilende Dividende auf höchſtens vier Prozent 
ihrer Antheile beſchränkt, auch den Geſellſchaftern für den Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehr als den Nennwerth ihrer 
Antheile zuſichert, den etwaigen Reſt des Geſellſchaftsvermögens aber 
für gemeinnützige Zwecke beſtimmt; 

7. andere als die in Nr. 6 bezeichneten Privatunternehmungen, welche 
nicht auf einen beſonderen Geldgewinn der Unternehmer gerichtet 
ſind, ſondern einen gemeinnützigen, nicht auf einzelne Familien oder 
Korporationen beſchränkten Zweck haben, ſofern denſelben durch be— 
ſondere geſetzliche Beſtimmung Gebührenfreiheit bewilligt iſt. Die 
bisher ſolchen Unternehmungen, z. B. Penſions⸗ und Verſicherungs⸗ 
anſtalten, Bürger-Rettungsinſtituten u. ſ. w., bereits bewilligten Be⸗ 
freiungen bleiben in Kraft. Wenn in einzelnen Fällen die Befreiung 
zweifelhaft iſt, ſo iſt darüber gemeinſchaftlich von den Miniſtern der 
Finanzen und der Juſtiz zu entſcheiden. 


Zwiſchen dem Abſ. 1 und dem bisherigen Abſ. 2, welcher Abſ. 5 
wird, werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Dem Fiskus anderer Staaten ſowie den öffentlichen Anſtalten und 
Kaſſen, die für Rechnung eines anderen Staates verwaltet werden 
oder dieſen gleichgeſtellt ſind, und den Chefs der bei dem Deutſchen 
Reiche oder bei Preußen beglaubigten Miſſionen kann die Gebühren⸗ 
freiheit gewährt werden, wenn der betreffende Staat Preußen gegen⸗ 
über die gleiche Rückſicht übt. 

In den Fällen der Nr. 2 bis 7 erſtreckt ſich die Gebührenfreiheit 
nur auf Preußiſche Anſtalten, Stiftungen, Vereine u. ſ. w. Dieſe 
Befreiung kann jedoch auch anderen Anſtalten, Stiftungen, Vereinen 
u. ſ. w. gewährt werden, wenn der auswärtige Staat Preußen gegen⸗ 
über die gleiche Rückſicht übt. 

Ueber die Gewährung der Gebührenfreiheit nach den Abſ. 2, 3 
entſcheiden die Miniſter der Finanzen und der Juſtiz gemeinſchaftlich. 

VII Im Eingange des F. 10 werden die Worte „tauben, ſtummen, blinden, 
oder geiſteskranken“ erſetzt durch die Worte: 
„geiſteskranken oder geiſtesſchwachen “. 
Die Nr. 4 wird geſtrichen. 
Als Abſ. 2 werden folgende Vorſchriften hinzugefügt: 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung 
auf minderjährige, geiſteskranke, geiſtesſchwache oder gebrechliche 
Perſonen, für die eine Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft im Sinne 
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des F. 91 eingeleitet iſt. Wird die Angabe des Vermögens von 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt verweigert, fo hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen nach Anhörung des Gewalthabers 
ſowohl den Betrag des Vermögens als auch die Höhe des Ueberſchuſſes 
der Einkünfte (Nr. 2) feſtzuſetzen. Dieſe Feſtſetzung iſt maßgebend für 
die Erhebung der in der Vormundſchaftsſache ſelbſt entſtandenen Koſten; 
andere Koſten find ohne Rückſicht auf die Vorſchrift der Nr. 2 ſofort 
zu erheben. 
VIII. Der F. 13 erhält folgende Faſſung: 

Der Anſpruch auf Zahlung von Gerichtskoſten verjährt in vier 
Jahren. 

Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs mit folgenden Maßgaben Anwendung | 

Die Verjährung beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem 
die Koſtenforderung fällig wird, bezüglich der Koſten, welche von den | 
im F. 10 bezeichneten Perſonen zu entrichten ſind, mit dem Schluſſe 
des Jahres, in welchem die über ſie geführte Vormundſchaft, Pfleg⸗ 
ſchaft oder Beiſtandſchaft beendigt wird. 

Die Verjährung wird auch unterbrochen durch eine an den Zahlungs⸗ 
pflichtigen erlaſſene Aufforderung zur Zahlung und durch die Be⸗ 
willigung einer von ihm nachgeſuchten Stundung. Wird die Ver⸗ 
jährung unterbrochen, ſo beginnt eine neue Verjährung nicht vor dem 
Schluſſe des Jahres, in welchem der für die Beendigung der Unter⸗ 
brechung maßgebende Zeitpunkt eintritt, und im Falle der Bewilligung 
einer Stundung nicht vor dem Schluſſe des Jahres, in welchem die 
bewilligte Friſt abläuft. 

IX. Im $. 26 Satz 2 werden hinter dem Worte „vorliegt“ folgende Worte 
eingeſchaltet: | 
„oder die Beſchwerdeſumme den Betrag von fünfzig Mark nicht 

überſteigt “. | 

X. Im F. 31 wird der Abſ. 1 Satz 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Dasſelbe gilt, wenn Verfügungen von Todeswegen zur amtlichen Ver⸗ 
wahrung überreicht oder durch Uebergabe einer Schrift errichtet werden, 
hinſichtlich des für Teſtamente und andere Verfügungen von Todes⸗ 
wegen vorgeſchriebenen Stempels von 1 Mark 50 Pf., ſowie wenn Ur⸗ 
kunden zur gerichtlichen Vollziehung, Anerkennung des Inhalts, Sicher⸗ 
ſtellung der Zeit der Ausſtellung, Genehmigung oder Beſtätigung über⸗ 
reicht werden. 

XI. Im $. 34 treten an die Stelle der Worte „einſeitiger Rechtsgeſchäfte“ 
die Worte: 

„einſeitiger Erklärungen oder einſeitiger Verträge !. 
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XII. Als F. 35 a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Wird zum Zwecke der Schließung eines zweiſeitigen Vertrags 
zunächſt der Antrag beurkundet, ſo werden hierfür fünfzehn Zehntheile 
der vollen Gebühr erhoben. 

Auf die Beurkundung der Annahme eines Vertragsantrags findet 
die Vorſchrift des $. 37 Nr. 1 bei einſeitigen und bei zweiſeitigen Ver⸗ 
trägen Anwendung. 


XIII. Im F. 41 Abſ. 1 werden zwiſchen den Worten „Erklärung“ und 
„werden“ folgende Worte eingefügt: 
„E. 176 Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit)“. 


XIV. Im . 43 treten an die Stelle der Nr. 1 folgende Nr. 1, 2: 

1. für die Beurkundung oder Beglaubigung von Anträgen auf Ein⸗ 
tragungen oder Löſchungen im Grundbuch oder im Schiffsregiſter 
ſowie von Eintragungs- oder Löſchungsbewilligungen oder Zuftim- 
mungen nach $. 27 der Grundbuchordnung oder nach $. 105 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
ſofern nicht gleichzeitig das zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft be- 
urkundet oder beglaubigt wird; 

2. für die Beurkundung einer Auflaſſung, ſofern nicht gleichzeitig das 
zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft beurkundet wird oder nach $. 57 
Gebührenfreiheit eintritt. 


Die Nr. 2, 3 werden in 3, 4 geändert. Die bisherige Nr. 4 fällt fort. 


XV. Im $. 44 erhalten die Abſ. 1 bis 4 folgende Faſſung: 

Für die Errichtung eines Erbvertrags vor einem Richter wird die 
zweifache Gebühr erhoben, wenn der Erbvertrag mündlich erklärt oder 
der Entwurf vom Richter angefertigt wird. In allen anderen Fällen 
wird für die Errichtung einer Verfügung von Todeswegen vor einem 
Richter die volle Gebühr erhoben. 

Für die amtliche Verwahrung einer Verfügung von Todeswegen 
werden bei der Annahme zwei Zehntheile der vollen Gebühr erhoben. 

5 Für die Eröffnung einer Verfügung von Todeswegen werden 
fünf Jehntheile der vollen Gebühr erhoben. Die Ertheilung beglaubigter 
Abſchriften iſt gebührenfrei. 

Für die Rückgabe einer Verfügung von Todeswegen werden fünf 
Zehntheile der vollen Gebühr erhoben. Dieſe Gebühr fällt fort, wenn 
die Rückgabe gleichzeitig mit der Errichtung oder Ueberreichung einer 
neuen Verfügung von Todeswegen beantragt wird. Dieſe Vorſchriften 
finden entſprechende Anwendung auf den Widerruf einer letztwilligen 
Verfügung oder die Aufhebung eines Erbvertrags. 
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Zwiſchen Abſ. 4 und 5 wird folgender neue Abſatz eingeſchoben: 

Wird ein Erbvertrag gleichzeitig mit einem Ehevertrage beurkundet, 

ſo finden die Vorſchriften des $. 39 Anwendung. 
XVI. Im F. 46 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Die Gebühr für die Vorbereitung der Verſteigerung wird auch 
für die gerichtliche Verfügung erhoben, durch welche nach Artikel 112 
des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit die Ver⸗ 
ſteigerung einer Ortsbehörde aufgetragen wird. 

Im Abſ. 1 und 4 werden die Worte „oder anderen (ſonſtige) Gegen⸗ 
ſtänden des unbeweglichen Vermögens“ erſetzt durch die Worte: 
„oder anderen (andere) Gegenſtänden, welche der Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen unterliegen “. 
Im Abſ. 4 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 

Die Gebühr für die Beurkundung des Zuſchlags wird jedoch für 
jeden Erſteher beſonders nach dem zuſammenzurechnenden Betrage ſeiner 
Gebote erhoben. 

XVII. Im F. 49 Nr. 2 werden die Worte: 
„im Erbbeſcheinigungsverfahren“ erſetzt durch die Worte: 
„behufs Erlangung eines Erbſcheins “. 
Die Nr. 3, 4 erhalten folgende Faſſung: 
3. für die Mitwirkung bei Abmarkungen; 
4. für die Aufnahme von Verklarungen, von Proteſten und ähn⸗ 
lichen Urkunden, 


XVIII. Im F. 51 Satz 1 werden die Worte „ſowie für die Erneuerung von 
Urkunden“ geſtrichen; hinter dem Worte „Gebühr“ werden die Worte 
„bis zum Höchſtbetrage von 10 Mark“ eingeſchoben. 
Im Satz 2 werden hinter „aufgenommen hat“ die Worte ein⸗ 
geſchaltet: 
„einſchließlich der Ertheilung auszugsweiſer Ausfertigungen oder 
beglaubigter Abſchriften “. f 
XIX. An die Stelle der Nr. 1, 2 des F. 52 treten folgende Worte: 
„für die Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde 
ausgeſtellt iſt “. 
XX. Als F. 54a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
Die Gebühren für die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
werden um ein Viertheil erhöht, wenn ſich ein Betheiligter in 
fremder Sprache erklärt. 


. 
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Die Gebührenerhöhung ſowie die durch die Zuziehung eines 
Dolmetſchers entſtandenen Auslagen fallen dem Betheiligken zur 
Laſt, welcher die Zuziehung des Dolmetſchers oder die Verhandlung 
in fremder Sprache veranlaßt hat. 


$. 55 erhält folgenden Zuſatz: 

Der auf dem Geſchäfte ruhende Stempel wird für die Urſchrift 
erhoben; die erſte Ausfertigung iſt ſtempelfrei, für weitere Aus⸗ 
fertigungen wird der Stempel nach der Tarifſtelle „Duplikate“ 
erhoben. Im Uebrigen finden auf die Beſteuerung von Aus⸗ 
fertigungen und beglaubigten Abſchriften die Vorſchriften des 
$. 109 Abſ. 3 Anwendung. 


XXII. Im F. 76 werden folgende Vorſchriften als Abſ. 3, 4 hinzugefügt: 


XXIII. Im 


Für Beſcheinigungen, daß bezüglich des Gegenſtandes einer 
Eintragung weitere Eintragungen nicht vorhanden ſind oder daß 
eine beſtimmte Eintragung nicht erfolgt iſt, ſowie für die wieder⸗ 
holte Ertheilung einer Beſcheinigung, einer Abſchrift oder eines 
Auszugs wird eine Gebühr von 1 Mark erhoben. 

Auf die Ertheilung beglaubigter Abſchriften der zum Handels⸗ 
regiſter eingereichten Schriftſtücke finden die Vorſchriften des §. 51 
Anwendung. 


§. 77 treten an die Stelle der Nr. 4 folgende Nr. 4 bis 6: 


. für die Eintragung der Konkurseröffnung, der Aufhebung des 


Eröffnungsbeſchluſſes, ſowie der Einſtellung und Aufhebung des 
Konkurſes; 


. für eine nach den $$. 142 bis 144 des Geſetzes über die Ans 


gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von Amtswegen er⸗ 
folgende Löſchung; wird der Widerſpruch eines Betheiligten zurück⸗ 
gewieſen, ſo hat er für die Zurückweiſung die für die Löſchung 
beſtimmte Gebühr zu entrichten; 


für das Löſchungsverfahren nach $. 141 des Geſetzes über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, falls die Löſchung 
in Folge erhobenen Widerſpruchs unterbleibt. 


XXIV. Hinter $. 77 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
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§. 77a. 


Für die Eintragungen in das Vereinsregiſter werden erhoben: 
a) für alle Eintragungen mit Ausnahme der unter b und e be 
zeichneten Eintragungen der Gebührenſatz B des $. 56; 

b) für die erſte Eintragung des Vereins das Zweifache des 

Satzes zu a; 
46° 


XXV. 


XXVI. 
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eh für Eintragungen, welche ſich auf Mitglieder des Vorſtandes 
oder Liquidatoren beziehen, ſowie für die Löſchung des 
Vereins die Hälfte des Satzes zu a. 

Die Vorſchriften der $$. 75 Abi. 2, 76, 77 finden mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an die Stelle des im 
$. 76 erwähnten Satzes 12 des F. 74 der im Abſ. 1 beſtimmte 
Satz a tritt. 

$. 77 b. 

Für die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter wird der nach 
§. 22 Abſ. 1 zu berechnende Gebührenſatz B des g. 56 erhoben. 

Die Vorſchriften der $$. 76,77 finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß an die Stelle des im §. 7 6 erwähnten 
Satzes 1a des $. 74 der im Abſ. 1 beſtimmte Satz tritt. 


Im F. 78 Abſ. 3 werden die Worte „Certifikats über die Eintragung 
in das Schiffsregiſter“, „dem Certifikate“ erſetzt durch die Worte „des 
Schiffscertifikats oder des Schiffsbriefs“, „dem Schiffscertifikate oder 
dem Schiffsbriefe “. 


Im $. 81 Abſ. 1 werden die Worte „Für die Austellung einer 
Erbbeſcheinigung, einer Beſcheinigung des Nachlaßgerichts, daß ſich 
nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand gemeldet habe, der ein 
beſſeres Erbrecht in Anſpruch nimmt, oder darüber, ob und welche 
Vorbehaltserben vorhanden ſind, ſowie der in den I$. 8, 9 des Geſetzes 
vom 12. März 1869, betreffend die Ausſtellung gerichtlicher Erb, 
beſcheinigungen (Geſetz-Samml. S. 473), erwähnten Beſcheinigungen“ 
erſetzt durch die Worte: 
„Für die Ertheilung eines Erbſcheins !“. 


Zwiſchen Abſ. 2 und 3 wird folgender neue Abſatz eingeſchoben: 

Für die Einziehung oder Kraftloserklärung eines Erbſcheins 
werden, ſofern nicht ein neuer Erbſchein ertheilt iſt, drei Zehn⸗ 
theile des im $. 56 beſtimmten Gebührenſatzes B erhoben. Wird 
demnächſt ein neuer Erbſchein ertheilt, ſo wird dieſe Gebühr auf die 
Gebühr für die Ertheilung des Erbſcheins angerechnet. Für die 
Veranſtaltung von Ermittelungen über die Richtigkeit eines Erbſcheins 
werden Gebühren nicht erhoben. 

Der bisherige Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Bei der Berechnung der Gebühren wird der Werth des Nachlaſſes 
und, wenn der Erbſchein nur zur Verfügung über einzelne Gegen— 
ſtände berechtigt, der Werth dieſer Gegenſtände nach Abzug der auf 
dem Nachlaß oder auf dieſen Gegenſtänden haftenden Schulden zu 
Grunde gelegt. Wird über mehrere Erbfälle ein Erbſchein ertheilt, 
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ſo werden die Beträge der mehreren Nachläſſe zuſammengerechnet. 
Wird der Erbſchein nur über das Erbrecht eines Miterben ertheilt, 
ſo iſt für die Gebührenerhebung nur deſſen Erbtheil maßgebend. 


Hinter dem bisherigen Abſ. 3 werden folgende neue Abſätze ein⸗ 
geſchoben: 


Wird dem Nachlaßgerichte glaubhaft gemacht, daß der Erbſchein 
nur zur Verfügung über ein Grundſtück oder ein im Grundbuch 
eingetragenes Recht gebraucht werde, und wird beantragt, die Aus⸗ 
fertigung des Erbſcheins dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung bei 
deſſen Akten zu überſenden, ſo wird die im Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte 
Gebühr nur nach dem Werthe des Gegenſtandes, über den verfügt 
werden ſoll, berechnet. Wird demnmächſt die Ertheilung einer Aus⸗ 
fertigung oder einer Abſchrift des Erbſcheins beantragt, ſo hat der 
Antragſteller die nach dem Werthe des reinen Nachlaſſes berechnete 
Gebühr des Abſ. 1 Satz 1 nach Abzug des bereits bezahlten Be⸗ 
trags nachzuentrichten. a 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5 finden auf das Zeugniß über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft oder die Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers entſprechende Anwendung; bei der Berechnung 
der Gebühr für das Zeugniß über die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft tritt an die Stelle des Werthes des Nachlaſſes der halbe Werth 
des Geſammtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 


Der bisherige Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 


Für die von einem Rechtsnachfolger von Todeswegen nach den 
Geſetzen über das Reichsſchuldbuch und das Staatsſchuldbuch bei- 
zubringende Beſcheinigung, daß er über die eingetragene Forderung 
zu verfügen berechtigt iſt, ſowie für die in den §§. 37, 38 der 
Grundbuchordnung vorgeſehenen Zeugniſſe werden drei Zehntheile 
der im $. 33 beſtimmten Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 10 Mark 
erhoben. Sind in den Fällen der §§. 37, 38 der Grundbuchordnung 
die Theilungsurkunden vom Gericht aufgenommen oder beſtätigt, ſo 
werden für die Zeugniſſe Gebühren nicht erhoben. 


XXVII. An die Stelle des §. 82 Abſ. 1 Satz 2 treten als §. 82a folgende 
Vorſchriften: 
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Wird eine Nachlaßverwaltung, eine fonftige Nachlaßpflegſchaft 
oder eine Abweſenheitspflegſchaft nach §. 88 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit angeordnet, ſo finden 
die Vorſchriften des ſechsten Abſchnitts mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle des Vermögens des Mündels der Werth des 
Nachlaſſes oder des Antheils des Abweſenden zur Zeit der Anordnung 
tritt und bei der Nachlaßverwaltung ein Abzug der Schulden nicht 


ee Ne 
ftattfindet. Auf die Gebühr für die Nachlaßpflegſchaft wird die im 


$. 82 Abf. 1 beſtimmte Gebühr angerechnet, wenn die Nachlaß⸗ ö 
pflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes eingeleitet wird. | 
XXVIII. Der F. 83 erhält folgende Faſſung: 

Für das Verfahren zur Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 
oder der an ſeine Stelle tretenden Körperſchaft, Stiftung oder An⸗ 
ſtalt des öffentlichen Rechtes wird die im §. 81 für die Ertheilung 
eines Erbſcheins beftimmte Gebühr erhoben. Wird auf Grund dieſer 
Feſtſtellung ein Erbſchein ertheilt, ſo iſt hierfür eine beſondere Gebühr 
nicht zu erheben. 


XXX. Im $. 84 Abſ. 1 werden die Worte „durch Rezeß“ erſetzt durch die 
Worte: 
„durch die Beſtätigung der Auseinanderſetzung oder durch die Be⸗ 
urkundung einer vertragsmäßigen Auseinanderſetzung “. 
Als Abſ. 5 wird hinzugefügt: 

Auf die in den Abf. 1, 3 beſtimmten Gebühren finden die Vor⸗ 
ſchriften des $. 54a entſprechende Anwendung. 

XXX. Hinter $. 84 wird folgende Vorſchrift als §. 84 eingefügt: 

Wird die Vermittelung der Auseinanderſetzung einem Notar über⸗ 
tragen, fo wird ein Zehntheil der Sätze des §. 8 des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes erhoben: 

1. für die Entſcheidung über den Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens; 

2. für die Entſcheidung über die Beſtätigung der Auseinander⸗ 
ſetzung / 

3. für die Anordnung einer Beweisaufnahme. 

Jede der vorbezeichneten Gebühren wird in jeder Inſtanz rück⸗ 
ſichtlich eines jeden Theiles des Nachlaſſes nur einmal erhoben. 
Sind die Gebühren mehrfach von verſchiedenen Theilen des Nach⸗ 
laſſes anzuſetzen, ſo darf ihr Geſammtbetrag die nach dem Werthe 
des geſammten Nachlaſſes berechnete Gebühr nicht überſteigen. 

Das Gericht kann, wenn der im Artikel 21 Abſ. 1 des Preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit bezeichnete Antrag nach 
dem erſten Verhandlungstermine geſtellt wird, von Amtswegen die 
Erhebung einer beſonderen Gebühr beſchließen; die Gebühr beträgt 
ein Zehntheil der Sätze des §. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes, 
kann aber vom Gerichte bis auf zwei Hunderttheile dieſer Sätze herab— 
geſetzt werden. Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe 
der Artikel 4 bis 7 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit ſtatt. 
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Im F. 88 werden die Worte „Für die Aufnahme oder Niederlegung 
von Erklärungen, welche den Antritt oder die Entſagung einer Erb⸗ 
ſchaft, den Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars, die Annahme 
der Gütergemeinſchaft oder den Verzicht auf dieſelbe betreffen, für die 
Beſtimmung oder Verlängerung von Friſten zu ſolchen Erklärungen, 
ſowie für die Niederlegung eines Vermögensverzeichniſſes“ erſetzt durch 
die Worte: 

„Für die Entgegennahme von Erklärungen, Anmeldungen und 
Anzeigen ſeitens des Nachlaßgerichts einschließlich der Beurkundung 
oder Beglaubigung durch das Nachlaßgericht, für die Entgegennahme 
des Inventars einſchließlich der Anordnung wegen Aufnahme des 
Inventars durch eine zuſtändige Behörde oder einen zuſtändigen Be⸗ 
amten oder Notar, für die Beſtimmung oder Verlängerung einer 
Friſt durch das Nachlaßgericht, für die nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über Teſtamentsvollſtrecker vom Nachlaß⸗ 
gerichte zu treffenden Anordnungen, ſowie für die Abhaltung des 
Termins zur Leiſtung des im $. 2006 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorgeſehenen Offenbarungseids “. 

An die Stelle des Abſ. 1 Satz 3 tritt folgende Vorſchrift: 

„Im Falle der Anmeldung von Nachlaßforderungen auf Auf⸗ 
forderung eines Miterben wird die Gebühr nur einmal vom Miterben 
erhoben.“ 


Im Abſ. 2 werden hinter dem Worte „wird“ folgende Worte 
eingeſchaltet: 
„ſofern eine vermögensrechtliche Angelegenheit vorliegt /. 


Im F. 89 Abſ. 2 Satz 3 wird zwiſchen „in“ und „Gütergemein⸗ 
ſchaft!“ das Wort „einer“ eingeſchaltet. 


Der ſechste Abſchnitt erhält die Ueberſchrift: 
„Thätigkeit des Vormundſchaftsgerichts.“ 


Im F. 90 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „und im Falle 
der Beſtellung eines Gegenvormundes neben dem geſetzlichen Vormunde“ 
die Worte: 
„oder Beiſtandſchaften ſowie im Falle einer ſonſtigen Fürſorge für 
ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes Kind, insbeſondere im Falle 
der Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts oder im Falle einer Ver⸗ 
fügung nach den $$. 112, 1631, 1635, 1636, 1645, 1665, 
1677, 2282 des Bürgerlichen Geſetzbuchs “. 
Der Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Dieſe Gebühr kommt jedoch nur inſoweit zum Anſatz, als nicht 
rückſichtlich der Perſonen, in deren Intereſſe ein Pfleger oder Bei- 
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ſtand beſtellt oder eine ſonſtige Fürſorgethätigkeit ausgeübt wird, 
eine Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft eingeleitet oder 
einzuleiten iſt, auf welche die Beſtimmungen des §. 91 Anwendung 
finden. 

Der Abſ. 3 fällt weg. 


XXXV. Im F. 91 Nr. 1 iſt hinter „Pflegſchaften“ einzuſchalten „oder Bei- 
ſtandſchaften“, ſtatt der Worte „oder Pflegſchaft“ zu ſetzen „Pfleg⸗ 
ſchaft oder Beiſtandſchaft“. Die Worte „mit Ausnahme der geſetz— 
lichen Vormundſchaft“ ſind zu ſtreichen. 

Die Nr. 3 wird geſtrichen. 

Hinter der bisherigen Nr. 4 werden folgende neue Vorſchriften hin, 

zugefügt: 

4. Die Vorſchriften der Nr. 1 bis 3 finden auch auf die vorläufige 
Vormundſchaft Anwendung. Endigt die vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft, weil auf Grund der erfolgten Entmündigung ein Vormund 
beſtellt wird, fo gelten die vorläufige und die endgültige Vor⸗ 
mundſchaft als ein Verfahren. 


XXVVI. Hinter $. 91 werden folgende Vorſchriften eingeftellt: 


$. 91a. 

Bei keinem Mündel, Pflegebefohlenen oder unter elterlicher Gewalt 
ſtehenden Kinde darf der Geſammtbetrag der nach dem §. 90 und dem 
F. 91 Nr. 1 zu erhebenden Gebühren denjenigen Betrag überſteigen, 
der nach §. 91 Nr. 1 im Falle der Vormundſchaft zu erheben iſt. 


$. 91b. 


Drei Zehntheile der Sätze des $. 8 des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes werden erhoben: 
1. für Volljährigkeitserklärungen, wenn der Minderjährige nicht 
unter Vormundſchaft ſteht, 

2. für die Erſetzung der elterlichen Einwilligung zur Eingehung 
der Ehe oder der Einwilligung der Mutter zur Ehelichkeits 
erklärung; 

3. für Entſcheidungen, betreffend den Unterhalt der Kinder nach 
$. 1612 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 

4. für die Uebertragung der Ausübung der elterlichen Gewalt 
an die Mutter ($. 1685 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs) / 

5. für die Erſetzung der Zuſtimmung antheilsberechtigter Ab— 
kömmlinge zu Rechtsgeſchäften des überlebenden Ehegatten 
im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
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6. für die Thätigkeit des Vormundſchaftsgerichts im Falle der 
Verheirathung des Vaters oder der Mutter ſowie für die 
nach den $$. 1639 Abſ. 1, 1640 Abſ. 2, 1653, 1666, 
1667, 1668, 1670, 1760 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs zu treffenden Anordnungen; 

. für Entſcheidungen, welche die perſönlichen Rechtsbeziehungen 
der Ehegatten zu einander oder das eheliche Güterrecht 
betreffen 
8. für ſonſtige Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts, die 

ſich nicht auf Mündel, Pflegebefohlene oder unter elterlicher 
Gewalt ſtehende Kinder beziehen. 
Zahlungspflichtig iſt in den Fällen unter Nr. 4, 6 der Vater 
oder die Mutter. 
Hat eine Rechnungslegung ſtattzufinden, ſo werden neben 

der im Abſ. 1 beſtimmten Gebühr die Gebühren des F. 91 Nr. 2 

erhoben. 


XXXVII. Im F. 92 Abſ. 1 werden vor den Worten „baare Auslagen“ 
die Worte eingeſchaltet „die im §. 91 b beſtimmten Gebühren “. 
Die Worte „oder Pflegſchaft“, „und Pflegſchaften“ werden durch 
die Worte „Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft“, „Pflegſchaften und 
Beiſtandſchaften“ erſetzt. 
An die Stelle des Abſ. 3 tritt folgende Vorſchrift: 
Die Vorſchrift des F. 11 des Geſetzes, betreffend die Unter— 
bringung verwahrloſter Kinder, vom 13. März 1878 G(eſetz— 
Samml. S. 132) bleibt unberührt. 


XXXVIII. An die Stelle der $$. 95 bis 97 treten folgende Vorſchriften: 


$. M. 

Für die gerichtliche Bewilligung der Befreiung von Erforder— 
niſſen der Eheſchließung, für die gerichtliche Bewilligung von 
ſonſtigen Befreiungen, ſowie für die Entgegennahme einer Er⸗ 
klärung über den Familiennamen einſchließlich der Beurkundung 
oder Beglaubigung werden drei Zehntheile der Sätze des §. 8 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. 


$. 96. 
Für die Beſtätigung des Vertrags, durch welchen Jemand 
an Kindesſtatt angenommen oder das durch die Annahme an 
Kindesſtatt begründete Rechtsverhältniß wieder aufgehoben wird, 
werden fünf Zehntheile der im FK. 33 beſtimmten Gebühr 
erhoben. Iſt der Vertrag von dem zur Beſtätigung zuſtändigen 
Geſetz-Samml. 1899. (Nr. 10113.) 47 
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Gerichte beurkundet, ſo werden für die Beſtätigung beſondere 
Gebühren nicht erhoben. i 
ö §. IM. 

Für die Genehmigung einer Familienſtiftung wird die im 
F. 33 beſtimmte Gebühr erhoben. Dieſe Gebühr bleibt außer 
Anſatz, wenn die Stiftungsurkunde von dem genehmigenden 
Gericht aufgenommen iſt. 


Im F. 98 werden eingeſchaltet im Satz 1 hinter dem Worte 
„Gegenſtänden“ die Worte „ſowie für die Beſtellung eines Dis⸗ 
pacheurs oder eines Verwahrers einſchließlich der Beſtimmung 
ſeiner Vergütung“, im Satz 2 hinter dem Worte „Zuſtandes“ 
die Worte „oder Werthes “. 

Hinter §. 98 werden folgende Vorſchriften als §. 98a eingeſtellt: 

Wird bei dem Gericht eine Verhandlung über die vom Dis⸗ 
pacheur aufgemachte Dispache beantragt, ſo ſind für das ge⸗ 
ſammte Verfahren drei Zehntheile der Sätze des F. 8 des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu erheben. Als Werth des 
Gegenſtandes iſt anzuſehen der Betrag des Havereiſchadens, 
wenn jedoch der Werth des Geretteten an Schiff, Fracht und 
Ladung geringer iſt, dieſer geringere Betrag. Wird die Dis⸗ 
pache beſtätigt, ſo haften die am Verfahren Betheiligten für 
die Koſten als Geſammtſchuldner. 

Im H. 99 erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 

In dem nach den $$. 132 bis 139 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit eintretenden 
Verfahren werden in jeder Inſtanz die Sätze des $. 8 des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben 

1. für die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe 

2. für die Verhandlung in den nach H. 134 anberaumten 

Terminen; 
3. für die Anordnung einer Beweisaufnahme. 
Der Abſ. 4 Satz 2 wird geſtrichen. 
Als Abſ. 5 wird hinzugefügt: 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 finden auf andere 
Fälle der Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, insbeſondere nach 
$. 151 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, entſprechende Anwendung. 

Im F. 100 werden die Worte „und den Einführungsgeſetzen zu 
demſelben, ſowie“ geſtrichen. Hinter dem Worte „erfordern“ 
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werden folgende Worte eingefügt „ſowie von Angelegenheiten 

ähnlicher Art“. 

Der F. 101 erhält folgenden Zuſatz: 
Das Gleiche gilt von der gerichtlichen Feſtſetzung der einem 

Betheiligten zu erſtattenden Koſten, von Zeugniſſen über die 
Rechtskraft, ſowie von gerichtlichen Vollſtreckungshandlungen 
nach Artikel 17 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit. 

Der F. 101 ift in den Abſchnitt 9, der die Veberſchrift 
„Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für die Abſchnitte 2 bis 8.“ 
erhält, hinter §. 107 einzuſtellen. 

Im F. 103 Abſ. 2 wird folgende Vorſchrift hinzugefügt: 
Gebühren und Auslagen werden nicht erhoben, ſoweit die 
Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung gegeben 
iſt, entſcheidet der Juſtizminiſter. 


Im H. 106 Nr. 1 iſt ſtatt „In Grundbuchſachen“ zu ſetzen „In 


Grundbuchſachen und in Schiffspfandſachen“. Am Schluſſe der 

Nr. iſt hinzuzuſetzen: 
Die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen nach $. 11 
des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barkeit iſt auch in Angelegenheiten, für welche Gerichte eines 
anderen Bundesſtaats zuſtändig ſind, gebührenfrei, ſofern die 
Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung gegeben 
iſt, entſcheidet der Juſtizminiſter. 

Am Schluſſe der Nr. 3 iſt hinzuzuſetzen: 
Als Beſchwerde im Sinne dieſes Geſetzes iſt auch die Anrufung 
einer Entſcheidung des Landgerichts nach Artikel 51 Abf. 2 
des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
anzuſehen. 

Im Satz 2 iſt ſtatt „Anwendung“ zu ſetzen: 
„mit der Maßgabe Anwendung, daß die Gebühr für die Zurück⸗ 
nahme 6 Mark, die Gebühr für die Verwerfung der Beſchwerde 
20 Mark nicht überſteigen darf /. 

Hinter F. 106 werden als $. 106 a folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Auf die Ertheilung beglaubigter Abſchriften aus den Gerichts— 
akten finden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, die Vor— 
ſchriften des $. 51 Anwendung. 
Soweit für die Ertheilung von Beſcheinigungen oder be⸗ 
glaubigten Abſchriften aus gerichtlichen Regiſtern eine Gebühr 
47* 
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nicht beſtimmt iſt, wird neben den Schreibgebühren der tarif⸗ 
mäßige Stempel erhoben. 


XXXXVII. Im F. 111 werden die Worte „Aufnahme oder Annahme einer 
f letztwilligen Verfügung“ erſetzt durch die Worte: 
„Errichtung eines Teſtaments oder eines Erbvertrags “. 
XXXXVIII. Hinter F. 122 wird folgende Vorſchrift eingeftellt: 


$. 122 a. 

Auf ein Vertheilungsverfahren im Falle einer Enteignung 
(Artikel 53, 54, 109 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch) oder der Beſchädigung eines Grundſtücks durch 
Bergbau finden die Vorſchriften über ein Vertheilungsverfahren 
im Falle der Zwangsvollſtreckung entſprechende Anwendung. 
Wird der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens zurückgewieſen 
oder wird er zurückgenommen, ehe die Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens verfügt iſt, fo wird ein Zehntheil der im §. 8 des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühr nach dem 
den Gegenſtand des Verfahrens bildenden Geſammtbetrag und, 
wenn ein Berechtigter der Antragſteller ift und der von dieſem 
Berechtigten beanſpruchte Betrag geringer iſt als der Geſammt⸗ 
betrag, nach dem Betrage des Anſpruchs erhoben. 


XXXXIX. An die Stelle des F. 124 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 


Unberührt bleiben die nach dem 25. Juni 1895 erlaſſenen 
Vorſchriften über das Koſtenweſen. 


L. Im 6. 132 Abſ. 1 Satz 1 werden die Worte „J. Oktober 1895 
erſetzt durch die Worte „Bürgerlichen Geſetzbuche“; im Satz 2 
werden die Worte „am 1. Oktober 1895“ geſtrichen. 

Als Abſ. 2, 3 werden folgende Vorſchriften hinzugefügt: 

Soweit nach Uebergangsvorſchriften noch Geſchäfte vor⸗ 
kommen, für welche in dieſem Geſetze keine Beſtimmungen 
getroffen ſind, bleiben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 
Die Vorſchriften über die Koſten der erſten Anlegung der 
Grundbücher bleiben bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem 
das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. 

Die Vorſchriften der $$.12 bis 17, 23 bis 27 treten auch 
für die früher fällig gewordenen Koſten in Kraft, die Vor⸗ 
ſchriften im Artikel 169 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche finden entſprechende Anwendung. 

§. 2. Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, den Text des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes, wie er ſich aus den im §. 1 ſowie in dem Ausführungs⸗ 
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geſetze zu. Grundbuchordnung vorgeſehenen Aenderungen ergiebt, unter fort⸗ 
laufender Nummernfolge der Paragraphen und unter Herſtellung einer einheit— 
lichen Schreibweiſe durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. Hierbei iſt 
den Verweiſungen auf die Vorſchriften der Civilprozeßordnung dieſes Geſetz in 
der Faſſung des vom Reichskanzler im Reichs-Geſetzblatte für 1898 Seite 410 
veröffentlichten Textes, den Verweiſungen auf die Vorſchriften des Preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit dieſes Geſetz in der endgültig feſt— 
geſtellten Faſſung zu Grunde zu legen. Als beſondere Paragraphen find einzu- 
ſchalten die Beſtimmungen des §. 17 Abſ. 4 hinter F. 21, die Beſtimmungen 
des letzten Abſatzes des $. 81 hinter F. 81. 

Soweit in anderen Geſetzen auf Vorſchriften des Preußiſchen Gerichts— 
koſtengeſetzes verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften des durch den 
Juſtizminiſter bekannt gemachten Textes an die Stelle. 


Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 87. 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche durch dieſes 
Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden neuen 
Vorſchriften. Zu 

Artikel 88. 

Die in den Artikeln 57, 58 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche gemachten Vorbehalte gelten auch gegenüber den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes. 

Artikel 89. 

Die nachſtehenden Vorſchriften werden, ſoweit ſie nicht ſchon in Folge 
Reichsgeſetzes außer Kraft treten, unbeſchadet der Uebergangsvorſchriften, auf 
gehoben: 

1. folgende Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, ſoweit ſie ſich nicht 

auf öffentliches Recht beziehen: 
a) die Einleitung mit Ausnahme der $$. 74, 75; 
p) der erſte Theil mit Ausnahme 
des F. 24 des 1. Titels, 
der $$. 29 bis 69, 71 bis 82, 96 bis 117, 125 bis 131, 133, 
137 bis 140, 142 bis 144, 146 bis 148, 152, 153, 155, 
156, 162 bis 167, 169 bis 174, 185, 186 des 8. Titels, 
der HF. 94 bis 96, 111 bis 120, 126, 128, 129, 139, 140, 152, 
153, 155 bis 157, 170 bis 208, 210 bis 219, 223 bis 258, 
261 bis 274, 348, 655 bis 659 des 9. Titels ſowie der 
ſonſtigen Vorſchriften des neunten Abſchnitts dieſes Titels, 
ſoweit ſie auf Grund der im Einführungsgeſetze zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche gemachten Vorbehalte in Kraft bleiben, 
(Nr. 10113.) 


„ Je 
der $$. 4 bis 11, 651, 652, 676, 677, 996 bis 1019, 1021 0 
bis 1023 des 11. Titels, 1 
der $$. 176, 475, 476 des 12. Titels, 
der $$. 41 bis 45 des 13. Titels, 

der $$. 362 bis 371 des 17. Titels, 

der §§. 1 bis 679 des 18. Titels, 

der §§. 458 bis 465 des 20, Titels, 

der $$. 45, 46 des 21. Titels und 

der §F. 55 bis 242 des 22. Titels; 

aus dem zweiten Theile: 

der 1. Titel mit Ausnahme der $$. 34, 35, des Anhangs-$. 65, 
der $$. 193, 738 bis 740 und des neunten Abſchnitts, ſoweit 
dieſer auf Grund einer nach den Artikeln 57, 58 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft bleibenden Vor⸗ 
ſchrift der Hausverfaſſung gilt; 

der 2. Titel mit Ausnahme der $$. 17, 18, 59, 77, 78, 81 
bis 84, 150, 603, 641, 642, 683 bis 685; 

der 3. Titel; 

die $$. 1 bis 22, 27 bis 47, 227 bis 250 des 4. Titels, ſoweit 
ſie nicht für Familienfideikommiſſe gelten, f 

der 5. Titel; 

der 6. Titel, ſoweit er ſich auf die Verfaſſung rechtsfähiger Vereine 
bezieht, für Vereine, die nach dem Inkrafttreten des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs Rechtsfähigkeit erlangen; 

die $$. 80 bis 85 des 7. Titels; 

die §§. 444 bis 455 des 8. Titels; 

die $$. 1199 bis 1209 des 11. Titels; 

die $$. 1 bis 4, 7 bis 18, 21, 23 bis 29 des 16. Titels; 

die §§. 48 bis 52, 54, 56 bis 60 des 17. Titels; 

der 18. Titel mit Ausnahme der $$. 344, 810, 996 bis 1002; 

die $$. 45 bis 48 des 19. Titels; 

die $$. 1271, 1272 des 20. Titels, 

2. das Rheiniſche Bürgerliche Geſetzbuch mit Ausnahme der Artikel 538, 
556 bis 563, 640 bis 643, 645, des Artikel 648, ſoweit er ſich auf 
das Weiderecht innerhalb der Gemeinde bezieht, des Artikel 671, des 
Artikel 672 Abſ. 1 und der Artikel 674 bis 681, 714 und des 
Artikel 1384, ſoweit er auf die Haftung des Staates, der Gemeinden 
und anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten in Aus⸗ 
übung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden 
Anwendung findet; 


3. die Vorſchriften des gemeinen Rechtes über die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand und über die Privatpfändung, 
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11. 


55 


die Vorſchrift des revidirten Statuts der Stadt Lübeck Buch 2 Titel 2 


Artikel 10, 


die Vorſchriften der bisherigen Geſetze über das Schuldverhältniß aus 


einem mit der Ueberlaſſung eines Grundſtücks verbundenen Leibgedings— 
vertrag und die Fuldiſche Verordnung vom Auszug oder der Leib— 
zucht ꝛc. vom 16. Februar 1773; 


das Rheiniſche Geſetz über die Führung der Namen und Vornamen 


vom 23. Auguſt 1794 (6. Fructidor II); 


die Verordnung wider die Veräußerung unbeweglicher Güter in die 


todte Hand vom 17. Mai 1799 (Chronologiſche Sammlung der 
Verordnungen ꝛc. für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein 
©. 27), 


das Ausſchreiben, die Auf- und Annahme von Teſtamenten auf den 


Inſeln der Provinz Oſtfriesland betreffend, vom 24. November 1817 
(Samml. der Hannoverſchen Landesverordnungen ꝛc. des Jahres 1817 
II S. 521); 


das Geſetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten vom 31. März 


1838 Geſetz-Samml. ©. 249); 

das Geſetz über Familienſchlüſſe bei Familien-Fideikommiſſen, Familien⸗ 
ſtiftungen und Lehnen vom 15. Februar 1840 (Geſetz-Samml. S. 20), 
ſoweit es ſich auf Familienſtiftungen bezieht; 

das Geſetz, betreffend die Familien-Fideikommiſſe, fideikommiſſariſchen 
Subſtitutionen und Familienſtiftungen im Herzogthum Schleſien und 


in der Grafſchaft Glatz, vom 15. Februar 1840 (Geſetz-Samml. 1840 


S. 25), ſoweit es ſich auf Familienſtiftungen bezieht; 


die Verordnung wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten für die 


Landestheile, in welchen noch gemeines Recht gilt, vom 6. Juli 1845 


Geſetz-Samml. S. 483); 


16. 


10 


das Geſetz über die Erwerbung von Grundeigenthum für Korporationen 


und andere juriſtiſche Perſonen des Auslandes vom 4. Mai 1846 
(Geſetz-Samml. S. 235); 


das Naſſauiſche Geſetz, betreffend die Abkürzung der Verjährungsfriſten 


für gewiſſe Arten von Forderungen, vom 5. April 1849 (Naff. Ver⸗ 
orönungs- Blatt S. 75); 


der F. 92 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten und 


die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, vom 
2. März 1850 Geſetz-Samml. ©. 77); 

das Hannoverſche Geſetz, die Verjährung perſönlicher Klagen und die 
Einführung kurzer Verjährungsfriſten für dieſelben betreffend, vom 
22. September 1850 (Hannov. Geſetz-Samml. Abth. 1 S. 187); 

das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, betreffend die Verjährung der per- 
ſönlichen Klagen in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen, vom 
19. März 1853 (Großherzogl. Heſſ. Reg.-Blatt S. 117); 
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18. 


19, 


27 


S 


das Kurheſſiſche Geſetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten 
bei Klagen aus Schuldverhältniſſen vom 14. Juli 1853 Gurheſſ. 
Geſetz-Samml. S. 99), i 

das Landgräflich Heſſiſche Geſetz, die Verjährung der perſönlichen Klagen 
betreffend, vom 15. Auguſt 1854 (Reg.⸗Blatt f. d. ehemal. Landgraf— 
ſchaft Heſſen-Homburg S. 748), 


das Geſetz, betreffend die Abſchätzung der Landgüter zum Behufe der 


Pflichttheilsberechnung in der Provinz Weſtfalen, vom 4. Juni 1856 
(Geſetz-Samml. S. 550); 


das Bayeriſche Geſetz, betreffend die Verjährungsfriſten, vom 26. März 
1859 (Bayer. Geſetzbl. S. 26); f 
2. der F. 19 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten in den 


Hohenzollernſchen Landen, vom 28. Mai 1860 (Geſetz-Samml. S. 221); 


der F. 3 des Frankfurter Geſetzes, die Erwerbung von Grundeigen⸗ 


thum und Inſätzen durch Nichtverbürgerte betreffend, vom 29. Sep⸗ 
tember 1863 (Frankf. Geſetz- und Statutenſammlung Bd. XVI S. 55), 


das Geſetz, betreffend die den gemeinnützigen Aktiengeſellſchaften be— 


willigte Sportel- und Stempelfreiheit, vom 2. März 1867 GGeſetz— 
Samml. S. 385), 


5. das Geſetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten für die 


Provinz Schleswig-Holſtein vom 9. Februar 1869 Geſetz-Samml. 
341); 


i das Geſetz, betreffend die Genehmigung zu Schenkungen und letzt⸗ 


willigen Zuwendungen, ſowie zur Uebertragung von unbeweglichen 
Gegenſtänden an Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen, vom 
23. Februar 1870 Geſetz-Samml. S. 118); 

der $. 14 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten im 
Gebiete des Regierungsbezirks Wiesbaden und in den zum Regierungs⸗ 
bezirk Caſſel gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebiets— 
theilen, vom 15. Februar 1872 GGeſetz-Samml. S. 165), 


das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung 


der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 
5. Mai 1872 Geſetz-Samml. S. 433); 


der . 55 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten in der 


Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 3. Januar 1873 (Geſetz-Samml. 
S. , 


30. die Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 431), 
31. der 8. 26 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten im 


Gebiete des Regierungsbezirks Caſſel ausſchließlich der zu demſelben 
gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, vom 23. Juli 
1876 GGeſetz-Samml. S. 357). 
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Artikel 90. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikel 33 F. 2 Abſ. 2, F. 3 Nr. 1, der Artikel 34, 
71, 73, 74 und des Artikel 86 F. 2 treten mit der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 
Gegeben Snogeholm, den 20. September 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Jr. 10114.) Preußiſches Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Vom 21. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Artikel 1. 

Die $$. 3, 4, 6, 7, 14, der F. 16 Abſ. 2, 3 ſowie die $$. 31 bis 33 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 finden, unbeſchadet der Vorſchriften des Grundbuchrechts über 
die Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen in der Beſchwerdeinſtanz, 
Anwendung auf diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche 
durch Landesgeſetz den ordentlichen Gerichten übertragen ſind. Das Gleiche gilt 
von den Vorſchriften der §§. 8, 9 über die Gerichtsſprache und die Dolmetſcher 
und, ſoweit nicht entgegenſtehende Vorſchriften gegeben ſind, von den Vorſchriften 
der §F. 13, 15, des F. 16 Abſ. 1 und der § . 17, 34. 

Artikel 2. 

Wirkt in einer Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die nicht in 

der Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts beſteht, ein Gerichtsſchreiber mit, ſo finden 
Geſetz-Samml. 1899. (Fr. 10113 — 10114.) 48 


„ 
auf ihn die Vorſchriften der $$.6, 7 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 

Die Zuziehung eines Gerichtsſchreibers kann in den Fällen, in welchen das 
Geſetz ſie nicht vorſchreibt, erfolgen, wenn ſie zur ſachgemäßen Erledigung des 
Geſchäfts zweckmäßig iſt. 
f Artikel 3. 

Für die Anfechtung gerichtlicher Verfügungen in denjenigen Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch Landesgeſetz den Gerichten übertragen 
ſind, gelten die Vorſchriften der Artikel 4 bis 7. Die Vorſchriften des Grund— 
buchrechts und des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und 
Kleinbahnen ꝛc., vom 19. Auguſt 1895 Geſetz-Samml. S. 499) bleiben unberührt. 


Artikel 4. a 
a Die gerichtlichen Verfügungen erſter Inſtanz können im Wege der Be⸗ 
ſchwerde angefochten werden. Die Beſchwerde findet nicht ſtatt, ſoweit ſie durch 
beſondere geſetzliche Vorſchrift ausgeſchloſſen iſt. Rechte Dritter, die auf Grund 
der angefochtenen Verfügung erworben ſind, werden durch die Abänderung der 
Verfügung nicht beeinträchtigt. 

Artikel 5. 

Soweit nach beſonderen geſetzlichen Vorſchriften die Einlegung des Rechts— 
mittels gegen die Entſcheidung erſter Inſtanz an eine Friſt gebunden iſt, findet 
die ſofortige Beſchwerde ſtatt. g 

Artikel 6. 

Die Vorſchriften der $$. 20 bis 27, 29 des Reichsgeſetzes über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden entſprechende Anwendung. 

Ueber die Beſchwerde gegen eine Verfügung, die das Amtsgericht erlaſſen 
hat, entſcheidet das Landgericht, über die Beſchwerde gegen eine Verfügung, die 
das Landgericht in erſter Inſtanz erlaſſen hat, entſcheidet das Oberlandesgericht, 
über die Beſchwerde gegen eine Verfügung, die das Oberlandesgericht in erſter 
Inſtanz erlaſſen hat, der Juſtizminiſter. 

Die Entſcheidungen über Beſchwerden erfolgen bei den Landgerichten durch 
eine Civilkammer, bei den Oberlandesgerichten durch einen Civilſenat. ; 

Eine weitere Beſchwerde findet nur ſtatt, wenn das Amtsgericht die erſte 
Inſtanz bildet. 

Artikel 7. 

Für die Entſcheidung über das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde iſt 
das Kammergericht zuſtändig. Hängt die Entſcheidung nach der Auffaſſung des 
Kammergerichts von der Auslegung eines in feinem Bezirke nicht geltenden Ge— 
ſetzes ab, ſo kann es die weitere Beſchwerde demjenigen Oberlandesgerichte zur 
Entſcheidung überweiſen, zu deſſen Bezirke das Landgericht gehört, welches die 
angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat. Der Ueberweiſungsbeſchluß iſt dem Be⸗ 
ſchwerdeführer bekannt zu machen. 
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Artikel 8. d 
Die Vorſchriften des Artikel 7 gelten, unbeſchadet der Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts, auch für Grundbuchſachen ſowie für diejenigen Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch Reichsgeſetz den Gerichten über⸗ 
tragen ſind. 


Artikel 9. 

Sind an einer Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit mehrere Per⸗ 
ſonen betheiligt, ſo kann das Gericht bei der von ihm zu treffenden Entſcheidung 
auf Antrag einen Betheiligten verurtheilen, diejenigen Koſten des Verfahrens 
ganz oder theilweiſe zu tragen, welche er durch ein unbegründetes Geſuch, einen 
unbegründeten Widerſpruch oder eine unbegründete Beſchwerde, durch vorzeitiges 
Anrufen des Gerichts, durch eine Verſäumung oder durch grobes Verſchulden 
veranlaßt hat. 

Zu den nach Abſ. 1 zu erſtattenden Koſten des Verfahrens gehören 
die Gebühren und Auslagen, welche durch die Zuziehung eines Rechts⸗ 
anwalts entſtanden ſind, nur inſoweit, als die Zuziehung nach dem Exmeſſen 
des Gerichts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung 
nothwendig war. 


Artikel 10. 

Wird eine gerichtliche Feſtſetzung des Betrags der Koſten erforderlich, zu 
deren Erſtattung ein Betheiligter auf Grund der Artikel 9, 16 verurtheilt worden 
iſt, ſo erfolgt fie durch das Gericht erſter Inſtanz. Im Falle des $. 1875 
Abs. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt die Feſtſetzung durch den Vorſitzenden 
des Familienraths. 

Zur Berückſichtigung eines Anſatzes genügt, daß er glaubhaft gemacht wird. 


Artikel 11. 

Findet gegen die Entſcheidung in der Hauptſache die ſofortige Beſchwerde 
ſtatt, fo kann auch die Entſcheidung über die Verpflichtung zur Tragung der Koſten 
ſowie die Koſtenfeſtſetzung nur mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden. 

Die Koſtenfeſtſetzung kann ſelbſtändig mit der weiteren Beſchwerde nur 
angefochten werden, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von fünfzig Mark 
überſteigt. 

Artikel 12. 

Ergeht nach der Koſtenfeſtſetzung eine Entſcheidung, die den Werth des 
Gegenſtandes des Verfahrens feſtſetzt, ſo iſt, falls dieſe Entſcheidung von der 
Werthberechnung abweicht, welche der Koſtenfeſtſetzung zu Grunde liegt, auf 
Antrag die Koſtenfeſtſetzung entſprechend abzuändern. Ueber den Antrag ent⸗ 
ſcheidet das Gericht erſter Inſtanz. 
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Artikel 13. 
Wird eine in Betreff der Koſten ergangene Entſcheidung abgeändert, ſo 
iſt der Betheiligte auf Antrag zur Erſtattung der ihm auf Grund der Entſcheidung 
zuviel gezahlten Koſten zu verurtheilen. 


Artikel 14. 

Aus der gerichtlichen Koſtenfeſtſetzung ſowie aus der Entſcheidung, durch 
die ein Betheiligter zur Erſtattung der ihm zu viel gezahlten Koſten verurtheilt 
wird, findet die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Civilprozeß— 
ordnung ſtatt. 

Artikel 15. 

Iſt Jemandem durch eine Verfügung die Verpflichtung auferlegt, eine 
Handlung vorzunehmen, die ausſchließlich von ſeinem Willen abhängt, oder eine 
Handlung zu unterlaſſen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, ſo kann 
ihn das Gericht, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt, zur Ber 
folgung ſeiner Anordnung durch Ordnungsſtrafen anhalten, die Ordnungsſtrafen 
dürfen nur in Geld beſtehen. 

Artikel 16. 

Bei der Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe iſt der Betheiligte zugleich in die 
Koſten des Verfahrens zu verurtheilen. 

Die zwangsweiſe Einziehung einer Ordnungsſtrafe erfolgt im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens. 

Eine Ordnungsſtrafe kann nicht in den Nachlaß des Verurtheilten voll— 
ſtreckt werden. 

Artikel 17. 


Soll eine Sache oder eine Perſon herausgegeben oder eine Sache vor- 
gelegt werden oder iſt eine Anordnung ohne Gewalt nicht durchzuführen, ſo 
kann auf Grund einer beſonderen Verfügung des Gerichts auch Gewalt ge— 
braucht werden; der Verfügung hat in der Regel eine Androhung vorauszugehen. 
Der Vollſtreckungsbeamte iſt befugt, erforderlichenfalls die Unterſtützung der 
polizeilichen Vollzugsorgane nachzuſuchen. Die Koſten fallen dem Verpflichteten 
zur Laſt. Die Vorſchriften des §. 752 und des $. 790 Abſ. 1 der Civil⸗ 
prozeßordnung finden entſprechende Anwendung. 

Wird die Sache oder die Perſon nicht vorgefunden, ſo kann der Ver— 
pflichtete von dem Gerichte zur Leiſtung des Offenbarungseids angehalten werden; 
die Vorſchriften des §. 883 Abſ. 2, 3, des $. 900 Abſ. 1 und der $$. 901, 
902, 904 bis 910, 912, 913 der Civilprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung. 

Artikel 18. 

Die Ausfertigungen gerichtlicher Verfügungen ſind von dem Gerichtsſchreiber 

zu unterſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen. 5 
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Zweiter Abſchnitt. 
Nachlaß⸗ und Theilungsſachen. 


Artikel 19. 

Erhalten die Ortspolizeibehörden von einem Todesfalle Kenntniß, bei welchem 
gerichtliche Maßregeln zur Sicherung des Nachlaſſes angezeigt erſcheinen können, 
fo ſollen fie dem Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Todesfall eingetreten iſt, 
Mittheilung machen. Der Juſtizminiſter und der Miniſter des Innern können 
dieſe Verpflichtung auf die Gemeindebehörden übertragen. 


Artikel 20. 

Nach dem Tode eines Beamten hat, unbeſchadet der Zuſtändigkeit des 
Nachlaßgerichts, die Behörde, welcher der Verſtorbene angehörte, oder die Aufſichts— 
behörde für die Sicherung der amtlichen Akten und der ſonſtigen Sachen, deren 
Herausgabe auf Grund des Dienſtverhältniſſes verlangt werden kann, zu ſorgen, 
ſoweit hierfür ein Bedürfniß beſteht. 

Werden bei der Ausführung einer Maßregel, die das Gericht zur Sicherung 
eines Nachlaſſes angeordnet hat, Sachen der im Abſ. 1 bezeichneten Art vor 
gefunden, ſo hat das Gericht die Behörde, welcher der Verſtorbene angehörte, 
oder die Aufſichtsbehörde hiervon zu benachrichtigen und ihr zugleich von den 
Sicherungsmaßregeln, die in Anſehung dieſer Sachen vorgenommen worden 
find, Mittheilung zu machen. Der Behörde liegt es ob, das Weitere zu ver- 
anlaſſen. 

Artikel 21. 

Wird auf Grund der $$. 86, 99 des Reichsgeſetzes über die Angelegen— 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Vermittelung der Auseinanderſetzung 
nachgefucht, fo kann das Amtsgericht auf Antrag eines Betheiligten die Ver— 
mittelung der Auseinanderſetzung einem Notar überweiſen, der feinen Amtsſitz in 
dem Bezirke des vorgeordneten Landgerichts hat. 

Wird der Antrag vor dem erſten Verhandlungstermine von allen Be: 
theiligten oder in dieſem Termine von allen erſchienenen Betheiligten geſtellt, fo 
hat ihm das Gericht ſtattzugeben. Einigen ſich vor dem Termin alle Betheiligten 
oder in dem Termin alle erſchienenen Betheiligten über einen beſtimmten Notar, 
ſo hat das Gericht die Vermittelung der Auseinanderſetzung dieſem Notar zu 
überweiſen, es ſei denn, daß er an der Vermittelung rechtlich oder thatſächlich 
verhindert iſt. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen über die Ueberweiſung entſchieden wird, 
ſteht den Betheiligten die ſofortige Beſchwerde zu. 

Iſt der Ueberweiſungsbeſchluß rechtskräftig geworden, ſo hat ihn das Gericht 
mit den Akten unter Angabe des Tages, an welchem die Rechtskraft eingetreten 
iſt, dem Notar zu überſenden. 
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Artikel 22. 
Iſt der von dem Gericht ernannte Notar an der Vermittelung der Aus⸗ 
einanderſetzung rechtlich oder thatſächlich verhindert, ſo finden auf die Ueberweiſung 
an einen anderen Notar die Vorſchriften des Artikel 21 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß die Ueberweiſung auch ohne Antrag erfolgen kann 
und daß als erſter Verhandlungstermin der erſte von dem Gerichte zur Fort⸗ 


ſetzung der Verhandlung beſtimmte Termin gilt. | 
Lehnt der Notar die Vermittelung der Auseinanderſetzung ab, weil der 

| 

| 
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ihm zuſtehende Vorſchuß nicht gezahlt wird, ſo iſt die Ueberweiſung erledigt; die 
Ueberweiſung an einen anderen Notar iſt unzuläſſig. 


Artikel 23. 

Durch den Ueberweiſungsbeſchluß gehen auf den Notar die Verrichtungen 
über, die nach dem F. 87 Abſ. 2, den $$. 89 bis 91, dem F. 93 Abſ. 1, 
Abſ. 2 Satz 1 ſowie nach den SS. 94, 95 des Reichsgeſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem Amtsgerichte zuſtehen. | 

Die Beſtätigung der Auseinanderſetzung oder einer vorgängigen Verein 
barung erfolgt durch das Gericht. Die Vernehmung eines Zeugen oder eines | 
Sachverſtändigen kann von dem Notar nur dann angeordnet werden, wenn die ö 
erſchienenen Betheiligten über ſeine Vernehmung einverſtanden ſind. Auch iſt 
nur das Gericht zuſtändig, über die Rechtmäßigkeit der Weigerung eines Zeug⸗ 
niſſes oder der Abgabe eines Gutachtens und über die Entbindung von der Ab⸗ 
gabe eines Gutachtens zu entſcheiden; das Gleiche gilt von der Verurtheilung 
eines Zeugen oder eines Sachverſtändigen in Strafe oder Koſten, von der An⸗ 
ordnung der zwangsweiſen Vorführung eines Zeugen ſowie von der Aufhebung 
der gegen einen Zeugen oder Sachverſtändigen getroffenen Anordnungen. 


Artikel 24. 
Soweit nach Artikel 23 an Stelle des Gerichts der Notar zuſtändig iſt, 
tritt der Notar auch an die Stelle des Gerichtsſchreibers; an die Stelle der 
Gerichtsſchreiberei treten die Geſchäftsräume des Notars. 


Artikel 25. 
Der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann bei dem 
Gericht oder dem Notar geſtellt werden. 


Artikel 26. 
Auf die Bekanntmachung notarieller Verfügungen findet der §. 16 Abſ. 2 
des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 
Soweit nach Abſ. 1 die fuͤr die Zuſtellung von Amtswegen geltenden 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung maßgebend ſind, tritt an die Stelle des 
Gerichtsſchreibers der Notar, an die Stelle des Gerichtsdieners der Gerichts— 
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vollzieher. Der $. 174 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung bleibt außer Anwendung. 
Bei einer Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt hat ſich der Notar, wenn er nicht 
ſelbſt das zuzuſtellende Schriftſtück der Poſt übergiebt, der Vermittelung eines 
Gerichtsvollziehers zu bedienen. Die Bewilligung einer öffentlichen Zuſtellung 
kann nur durch das Gericht erfolgen; die Zuſtellung wird von dem Gerichts— 
ſchreiber beſorgt. 
Artikel 27. 
Iſt das Verfahren vor dem Notar erledigt, fo hat dieſer die in dem Ver⸗ 
fahren entſtandenen Schriftſtücke zu den Gerichtsakten abzugeben. 


Artikel 28. 

Die Koſten des Verfahrens vor dem Gericht und des Verfahrens vor dem 
Notar fallen der Maſſe zur Laſt. Die Gebühren und Auslagen eines Bevoll— 
mächtigten trägt der Machtgeber, die Koſten einer für das Auseinanderſetzungs— 
verfahren angeordneten Abweſenheitspflegſchaft der abweſende Betheiligte, die 
durch eine Verſäumung verurſachten Koſten der Säumige. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit in der Auseinander⸗ 
ſetzungsurkunde ein Anderes beſtimmt iſt. 

Wer die Koſten der Beſchwerdeinſtanz zu tragen hat, beſtimmt ſich nach 
dem Inhalte der darüber ergangenen gerichtlichen Entſcheidung. 

Die Vorſchriften der Artikel 9 bis 14 finden keine Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 


Vereins⸗ und e e Schiffsregiſter und Handels⸗ 
achen. 


Artikel 29. 

Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und die Führung des 
Vereins- und des Güterrechtsregiſters ſowie des Handels- und des Schiffsregiſters 
werden vom Juſtizminiſter getroffen. 

Die Eintragungen in das Schiffsregiſter ſollen von dem Richter mit An⸗ 
gabe des Wortlauts verfügt, von dem Gerichtsſchreiber ausgeführt und von beiden 
unterſchrieben werden. 
| Die beglaubigten Abfchriften aus dem Schiffsregifter find von dem Richter 
und dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 


Artikel 30. 

Ueber die Verpflichtung zur Tragung der Koſten, die durch eine gerichtliche 
Verhandlung über die Beſtätigung der Dispache entſtehen, entſcheidet das Gericht, 
vor dem die Verhandlung ftattfindet; die Entſcheidung erfolgt nur auf Antrag 
eines der an dem Verfahren Betheiligten. 
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Die Koſten ſind, unbeſchadet der Vorſchrift des Artikel 9, von den an 
dem Verfahren Betheiligten in dem Verhältniſſe zu tragen, in welchem ſie zu 
dem Havereiſchaden beizutragen haben. Die den einzelnen Betheiligten entſtandenen 
Koften können, wenn die Umſtände es rechtfertigen, gegen einander aufgehoben 
werden. Soweit die Betheiligten eine abweichende Vereinbarung treffen, iſt dieſe 
maßgebend. 

Die Vorſchriften der Artikel 10 bis 14 dieſes Geſetzes und des F. 158 
Abſ. 3 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
finden entſprechende Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Gerichtliche und notarielle Urkunden. 


Erſter Titel. 
Zuſtändigkeit. 


Artikel 31. 

Für die Aufnahme von Urkunden der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind die 
Amtsgerichte und die Notare zuſtändig. Die Zuſtändigkeit umfaßt die Befugniß 
zur öffentlichen Beurkundung von Rechtsgeſchäften und von ſonſtigen Thatſachen. 
Sie erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die Vornahme freiwilliger Verſteigerungen, 
auf die Mitwirkung bei Abmarkungen ſowie auf die Aufnahme von Vermögens 
verzeichniſſen. 

Die Notare ſind auch zuſtändig, Zuſtellungen vorzunehmen und zu bes 
urkunden. Die Zuſtellungsurkunden der Notare ſind ſtempelfrei. 

Der Juſtizminiſter kann die Amtsgerichte anweiſen, Verſteigerungen nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen vorzunehmen. 


Artikel 32. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften, wonach die im Artikel 31 bezeichneten 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit auch von anderen Behörden oder mit 
öffentlichem Glauben verſehenen Perſonen, als den Amtsgerichten oder Notaren 
oder nur von ſolchen anderen Behörden oder Perſonen oder nur von dem örtlich 
zuſtändigen Amtsgerichte vorgenommen werden können. 

Beglaubigte Abſchriften oder Beſcheinigungen aus den bei Gericht geführten 
oder verwahrten Akten und öffentlichen Büchern ſollen die Notare in der Regel 
nicht ertheilen. 

Artikel 33. 

Die Amtsgerichte und die Notare ſollen die freiwillige Verſteigerung eines 
Grundſtücks nur vornehmen, wenn das Grundſtück in ihrem Amtsbezirke belegen 
iſt. Liegt das Grundſtück in verſchiedenen Amtsbezirken oder ſollen mehrere 
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Grundſtücke, die in verſchiedenen Amtsbezirken liegen, zuſammen verſteigert werden, 
ſo iſt jedes Amtsgericht ſowie jeder Notar, in deſſen Amtsbezirk ein Theil des 
Grundſtücks oder eines der Grundſtücke liegt, zu der Verſteigerung befugt. 

Gehört das Grundſtück zu einem Nachlaß oder zu einer ehelichen Güter- 
gemeinſchaft oder zu einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, ſo darf die Verſteigerung 
auch von dem Gerichte vorgenommen werden, welches auf Grund der $$. 86, 99 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit der 
Vermittelung der Auseinanderſetzung befaßt iſt; hat das Gericht die Vermittelung 
der Auseinanderſetzung einem Notar übertragen, ſo iſt an Stelle des Gerichts der 
Notar zuſtändig. 

Artikel 34. 

Iſt zur Wahrnehmung von Rechten im Auslande die Leiſtung eines Eides 
oder eine Verſicherung an Eidesſtatt erforderlich, ſo iſt zur Abnahme des Eides 
oder der Verſicherung an Eidesſtatt ſowohl das Amtsgericht als auch der 
Notar befugt. 

Das Amtsgericht kann für eine einzelne Angelegenheit einen Sachverſtändigen 
auch dann beeidigen, wenn alle bei dieſer Angelegenheit betheiligten Perſonen 
darauf antragen und die Beeidigung nach dem Ermeſſen des Gerichts angemeſſen 
erſcheint. 

Artikel 35. 

Zur Beglaubigung von Abſchriften ſind auch die Gerichtsſchreiber befugt. 
Die Vorſchriften über die Beglaubigung von Abſchriften aus dem Grundbuch 
und dem Schiffsregiſter bleiben unberührt. 


Artikel 36. 
Die Gerichtsſchreiber bei den Amtsgerichten find zuſtändig für Beur⸗ 
kundungen behufs Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde aus— 


geſtellt iſt. 
Artikel 37. 


Eine Beurkundung, für die das Landgericht oder das Oberlandesgericht zu— 
ſtändig iſt, kann durch einen beauftragten oder erſuchten Richter erfolgen. Der 
Auftrag kann auch von dem Vorſitzenden der Kammer oder des Senats ertheilt 
werden. Der beauftragte oder erſuchte Richter ſoll ſich in der Urkunde als 
ſolcher bezeichnen. 

Artikel 38. 

Soweit die Gerichtsſchreiber oder die Gerichtsvollzieher auf Antrag der 
Betheiligten oder im Auftrage des Gerichts die im Artikel 31 Abſ. 1 be 
zeichneten Geſchäfte vornehmen können, iſt das Amtsgericht befugt, die Aus— 
führung eines Geſchäfts, um deſſen Vornahme es erſucht wird, dem Gerichts— 
ſchreiber oder einem Gerichtsvollzieher zu übertragen. In gleicher Weiſe kann, 
ſoweit für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen, die öffentliche Verſteigerung 
beweglicher Sachen ſowie die öffentliche Verpachtung an den Meiſtbietenden die 
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im ſiebenten Abſchnitte bezeichneten Behörden oder Beamten zuſtändig ſind, dieſen 
die Ausführung eines Geſchäfts, um deſſen Vornahme das Amtsgericht erſucht 
wird, übertragen werden. 

Die Aufnahme eines Vermögensverzeichniſſes kann auch einem Notar über⸗ 
tragen werden. 

Der Juſtizminiſter kann für ſolche Bezirke, in denen dazu ein Bedürfniß 
beſteht, die Amtsgerichte ermächtigen, in den ihnen geeignet ſcheinenden Fällen 
mit der Vornahme und der Beurkundung einer freiwilligen Grundſtücksverſtei⸗ 
gerung, die außerhalb der Gerichtsſtelle erfolgen ſoll, einen Gerichtsſchreiber zu 
beauftragen; der Gerichtsſchreiber ſoll nur mit Zuſtimmung der Betheiligten be— 
auftragt werden. 

Artikel 39. 


Eine Beurkundung iſt nicht deshalb ungültig, weil der beurkundende Beamte 
ſie außerhalb der Grenzen ſeines Bezirkes vorgenommen hat. 


Zweiter Titel. 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte. 


Artikel 40. 

Werden bei der Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts von dem Richter oder 
dem Notar Wahrnehmungen gemacht, welche Zweifel darüber begründen, ob ein 
Betheiligter die zu dem Rechtsgeſchäft erforderliche Geſchäftsfähigkeit oder Einſicht 
beſitzt, oder beſtehen ſonſtige Zweifel an der Gültigkeit des Geſchäfts, ſo ſollen 
die Zweifel den Betheiligten mitgetheilt und der Inhalt der Mittheilung ſowie 
die von den Betheiligten darauf abgegebenen Erklärungen in dem Protokolle 
feſtgeſtellt werden. 

Verſtößt der Inhalt eines Geſchäfts gegen ein Strafgeſetz oder iſt das 
Geſchäft offenbar ungültig, ſo hat der Richter ſowie der Notar die Beurkundung 
abzulehnen. | 
Artikel 41. 

Das Protokoll ſoll, falls ein Betheiligter taub iſt, ihm zur Durchſicht 
vorgelegt werden, auch wenn er dies nicht verlangt. In dem Protokolle ſoll 
feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. 

Iſt ein tauber Betheiligter nicht im Stande, Geſchriebenes zu leſen, fo ſoll 
eine Vertrauensperſon zugezogen werden, die ſich mit ihm zu verſtändigen 
vermag. In dem Protokolle ſoll feſtgeſtellt werden, daß der Betheiligte nach 
der Ueberzeugung des Richters oder des Notars die Vertrauensperſon verſtanden 
hat. Das Protokoll ſoll auch von der Vertrauensperſon genehmigt und unter⸗ 
ſchrieben werden. Die Vertrauensperſon kann auch der Gerichtsſchreiber, der 
zugezogene zweite Notar oder ein zugezogener Zeuge oder einer der Bethei⸗ 
ligten ſein. 
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Artikel 42. a 

Die Urſchrift des gerichtlichen und des notariellen Protokolls über die 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts bleibt in der Verwahrung des Gerichts oder 
des Notars. 

Artikel 43. 

Eine Ausfertigung des Protokolls kann nur von dem Gericht oder dem 
Notar ertheilt werden, in deſſen Verwahrung ſich die Urſchrift befindet. 

Hat das Gericht oder der Notar, in deſſen Verwahrung ſich die Urſchrift 
befindet, das Protokoll nicht aufgenommen, ſo ſoll in der Ausfertigung an⸗ 
gegeben werden, weshalb ſie von dem ausfertigenden Gericht oder Notar ertheilt 
worden iſt. 

Artikel 44. 

Wird glaubhaft gemacht, daß die Urkunde im Auslande gebraucht werden 
ſoll, ſo darf mit Zuſtimmung derjenigen, welche nach Artikel 49 Abſ. 1 eine 
Ausfertigung fordern können, die Urſchrift ausgehändigt werden. Geſchieht dies, 
ſo ſoll eine Ausfertigung zurückbehalten und auf dieſer vermerkt werden, wem 
und an welchem Tage die Urſchrift ausgehändigt worden iſt. Die zurückbehaltene 
Ausfertigung vertritt die Stelle der Urſchrift. 


Artikel 45. 

Die Vorſchriften des §. 182 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden auch auf die gerichtliche Ausfertigung 
notarieller Protokolle Anwendung. 

Notarielle Ausfertigungen ſind von dem Notar zu unterſchreiben und mit 
dem Dienſtſiegel zu verſehen. Auf Antrag können die Protokolle vom Notar 
auch auszugsweiſe ausgefertigt werden. 


Artikel 46. 
Die Ausfertigung ſoll den Ort und den Tag der Ertheilung angeben und 
die Bezeichnung der Perſon enthalten, der fie ertheilt wird. 
Auf der Arſchrift foll vermerkt werden, wem und an welchem Tage Aus⸗ 
fertigungen ertheilt worden ſind. 


Artikel 47. 

Soll ein Protokoll auszugsweiſe ausgefertigt werden, ſo ſind in die Aus⸗ 
fertigung außer ſolchen Theilen des Protokolls, welche die Beobachtung der 
Förmlichkeiten nachweiſen, diejenigen Theile aufzunehmen, welche den Gegenſtand 
betreffen, auf den ſich der Auszug beziehen ſoll. In dem Ausfertigungsvermerk 
iſt der Gegenſtand anzugeben und zu bezeugen, daß weitere den Gegenſtand be⸗ 
treffende Beſtimmungen in dem Protokolle nicht enthalten ſind. Bei gerichtlichen 
Ausfertigungen hat der Richter den Umfang des Auszugs und den Inhalt des 
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Ausfertigungsvermerkes anzuordnen und der Gerichtsſchreiber in dem Aus⸗ 
fertigungsvermerke die Anordnung des Richters zu erwähnen. 


Artikel 48. 

Anlagen des Protokolls find, foweit fie nicht nach §. 176 des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit einen Theil des Protokolls 
ſelbſt bilden, der Ausfertigung oder dem Auszug in beglaubigter Abſchrift bei— 
zufügen; die Beifügung erfolgt nur auf Antrag. 


Artikel 49. 

Von den Protokollen können, ſofern nicht in der Urkunde oder durch eine 
beſondere Erklärung gegenüber dem Gericht oder dem Notar eine abweichende 
Beſtimmung getroffen iſt, eine Ausfertigung fordern: 

1. diejenigen, welche das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen vorgenommen 

haben oder in deren Namen das beurkundete Rechtsgeſchäft von 
Anderen vorgenommen worden iſt ; 

2. die Rechtsnachfolger der in Nr. 1 bezeichneten Perſonen. 

Die im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen ſind auch berechtigt, eine einfache 
oder beglaubigte Abſchrift zu verlangen und die Urſchrift einzuſehen. 

Hat derjenige, welcher eine Ausfertigung fordert, ſein Rechtsvorgänger 
oder ſein Rechtsnachfolger ſchon eine Ausfertigung erhalten, ſo iſt die Ertheilung 
einer weiteren Ausfertigung zu verweigern, wenn ihr rechtliche Bedenken ent- 
gegenſtehen. 

Artikel 50. 

Die Einſicht der notariellen Protokolle kann denjenigen geſtattet werden, 
in deren Intereſſe die Urkunde errichtet worden iſt, ſowie den Rechtsnachfolgern 
dieſer Perſonen. Das Gleiche gilt von der Ertheilung einer einfachen oder be— 
glaubigten Abſchrift. 

Artikel 51. 

Der Gerichtsſchreiber ſoll Ausfertigungen oder Abſchriften nur auf An⸗ 
ordnung des Gerichts ertheilen. 5 

Weigert ſich ein Notar, eine Ausfertigung oder Abſchrift zu ertheilen oder 
die Einſicht der Urſchrift zu geſtatten, ſo entſcheidet auf Antrag des Betheiligten 
eine Civilkammer des Landgerichts, in deſſen Bezirke der Notar ſeinen Amtsſitz hat. 


Artikel 52. 

Die Rechte, welche Behörden oder Beamten ſowie anderen als den in den 
Artikeln 49, 50 bezeichneten Perſonen in Bezug auf die Aushändigung oder 
Einſicht gerichtlicher oder notarieller Urkunden oder in Bezug auf die Mittheilung 
ihres Inhalts zuſtehen, werden durch die Vorſchriften dieſes Titels nicht berührt. 
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Dritter Titel. 
Sonftige Urkunden. 


Artikel 53. 

Für notarielle Urkunden über andere Gegenſtände als Rechtsgeſchäfte gelten 
die Vorſchriften der Artikel 54 bis 62. Die gleichen Vorſchriften finden auf 
gerichtliche Urkunden der bezeichneten Art Anwendung, ſoweit nicht die Be— 
urkundung einen Theil eines anderen Verfahrens bildet. 


Artikel 54. 

Die Urkunde muß den Ort und den Tag der Verhandlung oder, falls 
ſie nicht in der Form eines Protokolls aufgenommen wird, den Ort und den 
Tag der Ausſtellung angeben und mit der Unterſchrift des Richters oder des 
totars verſehen fein. Wird die Urkunde den Betheiligten in Urſchrift aus- 
gehändigt, ſo muß ſie auch mit Siegel oder Stempel verſehen ſein. 


Artikel 55. 

Die Beurkundung ſoll, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt, in der Form 
eines Protokolls erfolgen. Außer dem Richter oder dem Notar ſollen auch die 
übrigen bei der Verhandlung mitwirkenden Perſonen das Protokoll unterzeichnen. 

Inwieweit das Protokoll den Betheiligten behufs der Genehmigung vor— 
zuleſen oder ihnen zur Durchſicht vorzulegen und von ihnen zu unterſchreiben iſt, 
bleibt dem Ermeſſen des Richters oder des Notars überlaſſen. 


Artikel 56. 

Bei Zuſtellungen, bei der Beglaubigung von Abſchriften, bei der Sicher— 
ſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde ausgeſtellt ift, bei Lebens⸗ 
beſcheinigungen und bei ſonſtigen einfachen Zeugniſſen bedarf es nicht der Auf— 
nahme eines Protokolls. 

Artikel 57. a 

Die Beglaubigung einer Abſchrift geſchieht durch einen unter die Abſchrift 
zu ſetzenden Vermerk, der die Uebereinſtimmung mit der Hauptſchrift bezeugt. 
In dem Vermerke ſoll erſichtlich gemacht werden, ob die Hauptſchrift eine Urſchrift, 
eine einfache oder beglaubigte Abſchrift oder eine Ausfertigung ift; iſt fie eine 
beglaubigte Abſchrift oder eine Ausfertigung, ſo iſt der Beglaubigungsvermerk 
oder der Ausfertigungsvermerk in die beglaubigte Abſchrift mitaufzunehmen. 

Durchſtreichungen, Aenderungen, Einſchaltungen, Radirungen oder andere 
Mängel einer von den Betheiligten vorgelegten Schrift ſollen in dem Vermerk 
angegeben werden. i 

Soll ein Auszug aus einer Urkunde beglaubigt werden, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des Artikel 47 Satz 1, 2 entſprechende Anwendung. 
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Artikel 58. 

Die Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde ausgeſtellt iſt, 
geſchieht durch einen unter die Urkunde zu ſetzenden Vermerk, in welchem der 
Richter oder der Notar bezeugt, wann ihm die Urkunde vorgelegt worden iſt. 
Die Vorſchriften des Artikel 57 Abſ. 2 finden Anwendung. 


75 Artikel 59. 

Wird von dem Gerichtsſchreiber eine Abſchrift oder die Zeit, zu welcher 
eine Privaturkunde ihm vorgelegt worden iſt, beglaubigt, ſo finden die Bor 
ſchriften der Artikel 54, 57, 58 und bei der Beglaubigung eines Auszugs auch 
die Vorſchrift des Artikel 47 Satz 3 entſprechende Anwendung. 


Artikel 60. i 

Bei der Beglaubigung einer Unterſchrift oder eines Handzeichens iſt der 
Richter oder der Notar ohne Zuſtimmung der Betheiligten nicht befugt, von dem 
Inhalte der Urkunde Kenntniß zu nehmen. 

Wenn der Notar den Entwurf einer Urkunde anfertigt und nach ihrer 
Vollziehung durch die Betheiligten die Unterſchriften oder Handzeichen beglaubigt, 
fo hat er eine beglaubigte Abſchrift der Urkunde zu feinen Akten zurückzubehalten , 
dieſe Abſchrift iſt ſtempelfrei. 5 

Werden von dem Richter oder dem Notar Wahrnehmungen gemacht, die 
geeignet ſind, Zweifel an der unbeſchränkten Geſchäftsfähigkeit der Perſon zu be⸗ 
gründen, deren Unterſchrift oder Handzeichen beglaubigt werden ſoll, ſo ſoll dies 
in dem Beglaubigungsvermerke feſtgeſtellt werden. 


Artikel 61. 

Die Urſchriften der im Artikel 53 bezeichneten Urkunden ſind, falls die 
Beurkundung in der Form eines Protokolls erfolgt iſt, in der Verwahrung des 
Gerichts oder des Notars zu belaſſen. Die Vorſchriften des $. 182 des Reichs— 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Artikel 43 
bis 48 dieſes Geſetzes finden entſprechende Anwendung. 

Eine Ausfertigung können, ſofern nicht in der Urkunde oder durch eine 
beſondere Erklärung gegenüber dem Gericht oder dem Notar eine abweichende 
Beſtimmung getroffen iſt, diejenigen Perſonen fordern, auf deren Antrag die 
Urkunde aufgenommen worden iſt. Wer eine Ausfertigung fordern kann, iſt auch 
berechtigt, eine einfache oder beglaubigte Abſchrift zu verlangen und die Urſchrift 
einzuſehen. Inwieweit anderen Perſonen eine einfache oder beglaubigte Abſchrift 
zu ertheilen oder die Einſicht der Urſchrift zu geſtatten iſt, beſtimmt ſich auch für 
notarielle Urkunden nach den Vorſchriften des §. 34 des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Vorſchrift des Artikel 52 
findet entſprechende Anwendung. 

Artikel 62. 

Wechſelproteſte werden den Auftraggebern in Urſchrift ausgehändigt. Die 

beglaubigten Abſchriften der Wechſelproteſte für das Proteſtregiſter ſind ſtempelfrei. 
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Vierter Titel. 
Aeußere Form und Vernichtung der Urkunden. 


Artikel 63. 


Umfaßt die Urſchrift einer von einem Notar aufgenommenen Urkunde 
allein oder mit den Anlagen mehrere Bogen, ſo ſollen dieſe entweder mit fort⸗ 
laufenden Zahlen verſehen und von dem Notar einzeln unterſchrieben oder durch 
Schnur und Siegel verbunden werden. 

Umfaßt die Ausfertigung, die beglaubigte Abſchrift oder die den Be⸗ 
theiligten auszuhändigende Urſchrift einer unter die Vorſchriften des zweiten oder 
dritten Titels fallenden gerichtlichen oder notariellen Urkunde allein oder mit 
ihren Anlagen mehrere Bogen, fo ſollen dieſe durch Schnur und Siegel ver- 
bunden werden. . 

Artikel 64. 

Die von den Notaren ausgeſtellten Urkunden und die Eintragungen in die 
Regiſter der Notare ſowie die gerichtlichen Urkunden, auf welche die Vorſchriften 
des zweiten oder dritten Titels Anwendung finden, ſollen deutlich und ohne 
Abkürzungen geſchrieben, es ſoll in ihnen nichts radirt oder ſonſt unleferlich 
gemacht werden. 

Zuſätze ſollen am Schluſſe oder am Rande beigefügt und im letzteren Falle 
von den mitwirkenden Perſonen beſonders unterzeichnet werden. In entſprechender 
Weiſe ſollen auch andere Aenderungen beurkundet werden. Auf Aenderungen 
geringfügiger Art finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 

Wird eine Schrift nach §. 176 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem Protokoll als Anlage beigefügt, 
ſo bedarf es einer Unterzeichnung der in der eingereichten Schrift ſich findenden 
Aenderungen nicht, wenn aus dem Protokolle hervorgeht, daß die Aenderungen 
genehmigt worden ſind. 

Artikel 65. 

Gerichtliche und notarielle Urkunden können nach Maßgabe der Anord- 

nungen des Juſtizminiſters vernichtet werden. 


Fünfter Abſchnitt. 


Verfahren bei der freiwilligen gerichtlichen Verſteigerung von 
Grundſtücken. 


Artikel 66. 

Wer die freiwillige gerichtliche Verſteigerung eines Grundſtücks beantragt, 
hat feine Befugniß zur Verfügung über das Grundſtück dem Gerichte nach⸗ 
zuweiſen. 
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Der Richter ſoll, ſoweit die Betheiligten nicht ein Anderes beſtimmen, bei 
der Verſteigerung nach den Vorſchriften der Artikel 67 bis 74 verfahren. 


Artikel 67. 

Der Verſteigerungstermin ſoll erſt beſtimmt werden, nachdem ein das 
Grundſtück betreffender neueſter Auszug aus der Grundſteuermutterrolle und der 
Gebäudeſteuerrolle beigebracht worden iſt. In den Hohenzollernſchen Landen 
tritt an die Stelle des Auszugs aus den Steuerrollen ein Auszug aus dem Beſitz⸗ 
und Steuerhefte des Schuldners. Wird das Grundbuch nicht bei dem Gerichte 
geführt, welches die Verſteigerung vornimmt, ſo ſoll auch eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des Grundbuchblatts beigebracht werden. 

Der Zeitraum zwiſchen der Anberaumung des Termins und dem Termine 
ſoll, wenn nicht beſondere Gründe vorliegen, nicht mehr als ſechs Monate be 
tragen. Zwiſchen der Bekanntmachung der Terminsbeſtimmung und dem Termine 
ſoll in der Regel ein Zeitraum von mindeſtens ſechs Wochen liegen. 


Artikel 68. 

Die Terminsbeſtimmung ſoll enthalten: 

1. die Bezeichnung des Grundſtücks) 

2. Zeit und Ort des Verſteigerungstermins, 

3. die Angabe, daß die Verſteigerung eine freiwillige ift; 

4. die Bezeichnung des eingetragenen Eigenthümers ſowie die Angabe des 

Grundbuchblatts und der Größe des Grundſtücks. 

Sind vor der Bekanntmachung der Terminsbeſtimmung Verſteigerungs⸗ 
bedingungen feſtgeſtellt, ſo ſoll in der Terminsbeſtimmung der Ort angegeben 
werden, wo die Verſteigerungsbedingungen eingeſehen werden können. 


Artikel 69. 

Die Terminsbeſtimmung iſt durch einmalige Einrückung in ein vom Ge⸗ 
richte zu beſtimmendes Blatt öffentlich bekannt zu machen. Die Vorſchriften des 
$. 39 Abſ. 2 und des F. 40 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 70. 
Die Terminsbeſtimmung iſt dem Antragſteller mitzutheilen. 


Artikel 71. 
Die Einſicht der Abſchrift des Grundbuchblatts ſowie der Auszüge aus 
den Steuerbüchern iſt Jedem geſtattet. 
Das Gleiche gilt von anderen das Grundſtück betreffenden Nachweiſungen, 
welche ein Betheiligter einreicht, insbeſondere von Abſchätzungen. 
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Artikel 72. 

In dem Verſteigerungstermine werden nach dem Aufrufe der Sache die 
Verſteigerungsbedingungen, ſofern ihre Feſtſtellung nicht ſchon vorher erfolgt iſt, 
feſtgeſtellt und dieſe ſowie die das Grundſtück betreffenden Nachweiſungen bekannt 
gemacht. Hierauf fordert das Gericht zur Abgabe von Geboten auf. 


Artikel 73. 
Hat ein Bieter durch Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren Sicher— 
heit zu leiſten, fo gilt in dem Verhältniſſe zwiſchen den Betheiligten die Ueber⸗ 
gabe an das Gericht als Hinterlegung. 


Artikel 74. 

Zwiſchen der Aufforderung zur Abgabe von Geboten und dem Zeitpunkt, 
in welchem bezüglich ſämmtlicher zu verſteigernder Grundſtücke die Verſteigerung 
geſchloſſen wird, ſoll mindeſtens eine Stunde liegen. Die Verſteigerung ſoll ſo 
lange fortgeſetzt werden, bis der Aufforderung des Gerichts ungeachtet ein Ge— 
bot nicht mehr abgegeben wird. 

Das Gericht hat das letzte Gebot mittelſt dreimaligen Aufrufs zu verkünden 
und den Antragſteller über den Zuſchlag zu hören. 


Artikel 75. 
Unberührt bleiben die beſonderen Vorſchriften, welche bei der Verſteigerung 
der Grundſtücke gewiſſer juriſtiſcher Perſonen zu beobachten ſind. 


Artikel 76. 

Auf die freiwillige gerichtliche Verſteigerung eines Bergwerkseigenthums, 
eines unbeweglichen Bergwerksantheils ſowie einer ſelbſtändigen Kohlenabbau— 
Gerechtigkeit finden außer den Artikeln 33, 66 bis 75 dieſes Geſetzes die Artikel 18, 
20 des Ausführungsgeſetzes zu dem Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung entſprechende Anwendung. 


Sechster Abſchnitt. 
Amtsſtellung der Notare. 


Artikel 77. 
Zur Bekleidung des Amtes eines Notars iſt befähigt, wer in einem Deut⸗ 
ſchen Bundesſtaate die Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat. 


Artikel 78. 

Die Notare werden von dem Juſtizminiſter auf Lebenszeit ernannt. 

Die Ernennung eines Rechtsanwalts zum Notar kann für die Zeit erfolgen, 
während welcher er bei einem beſtimmten Gerichte zur Rechtsanwaltſchaft zuge— 
laſſen iſt. 
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Artikel 79. 

Jedem Notar wird bei ſeiner Ernennung ein Amtsſitz angewieſen. Inner⸗ 
halb des Amtsſitzes hat er feine Geſchäftsräume zu halten, mehrere Geſchäfts⸗ 
ſtellen darf er nicht halten. 

In Orten, die in mehrere Amtsgerichtsbezirke getheilt ſind, wird dem Notar 
innerhalb des Ortes einer dieſer Bezirke als Amtsſitz angewieſen. Erfolgt die 
Theilung erſt nach der Ernennung des Notars, ſo gilt innerhalb des Ortes der— 
jenige Amtsgerichtsbezirk, in welchem der Notar ſeine Geſchäftsräume hält, als 
Amtsſitz; in dieſem Falle iſt der Notar befugt, innerhalb des Ortes den Amts⸗ 
ſitz zu wechſeln. 

In Städten von mehr als hunderttauſend Einwohnern kann dem Notar 
eine beſtimmt begrenzte Gegend der Stadt als Amtsſitz angewieſen werden. 


Artikel 80. 
Der Amtsbezirk eines Notars umfaßt den ganzen Oberlandesgerichtsbezirk, 
in welchem ihm der Amtsſitz angewieſen iſt. 


Artikel 81. 

Der Notar hat, ſofern er nicht ſchon bei ſeiner Ernennung Preußiſcher 
Staatsbeamter iſt, vor dem Präſidenten des Landgerichts, in deſſen Bezirk ihm 
der Amtsſitz angewieſen iſt, oder vor einem von biejem beauftragten Richter den 
Dienſteid zu leiſten. Vor der Erfüllung dieſer Verpflichtung ſoll er keine Amts⸗ 
handlungen vornehmen. 

Der Notar hat ſeine bei Amtshandlungen anzuwendende Unterſchrift dem 
Landgerichtspräſidenten einzureichen. 


Artikel 82. 


Der Notar bedarf zur Uebernahme eines unbeſoldeten Amtes in der Ge⸗ 
meindeverwaltung oder der Gemeindevertretung nicht der Genehmigung feiner Auf 
ſichtsbehörde. 

Das Gleiche gilt von der Uebernahme der Mitgliedſchaft in dem Vorſtand 
oder in dem Aufſichtsrath einer Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit oder 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder in dem Aufſichtsrath einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung. 

Artikel 83. 


Der Notar darf ſeine Dienſte nicht ohne triftigen Grund verweigern. 
Nimmt er einen Auftrag nicht an, ſo iſt er verpflichtet, die Ablehnung dem 
Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen. 

Hat Jemand nach F. 14 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder nach Artikel 1 Satz 1 dieſes Geſetzes Anſpruch auf 
Bewilligung des Armenrechts, ſo hat ihm der Notar ſeine Dienſte gebührenfrei 
zu gewähren. 
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Artikel 84. 

Auf Amtshandlungen des Notars, die nicht die Beurkundung eines Rechts⸗ 
geſchäfts zum Gegenſtande haben, finden die Vorſchriften, die in den HF. 6 bis 9 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
Bezug auf die Ausſchließung des Richters, in Bezug auf ſeine Befugniß, ſich 
wegen Befangenbeit der Ausübung ſeines Amtes zu enthalten, ſowie in Bezug 
auf die Gerichtsſprache und die Dolmetſcher getroffen ſind, entſprechende An— 
wendung. 

Artikel 85. 

In einer Sache, in der mehrere Perſonen betheiligt ſind, ſoll der Notar, 
der in dieſer Sache für einen der Betheiligten als Prozeßbevollmächtigter thätig 
iſt oder geweſen iſt, keine Amtshandlungen vornehmen, wenn einer der Betheiligten 
widerſpricht. Der Notar ſoll den Betheiligten von einem ſolchen Widerſpruchs⸗ 
grund unverzüglich Mittheilung machen; der Widerſpruch iſt nur zuläſſig, wenn 
er unverzüglich nach der Mittheilung erfolgt. 

Artikel 86. 

Wird bei einer Amtshandlung des Notars die Beeidigung eines Dolmetſchers 
erforderlich, ſo erfolgt ſie durch das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Notar 
ſeinen Amtsſitz hat oder die Thätigkeit des Dolmetſchers ſtattfinden ſoll. In 
dringenden Fällen kann die Beeidigung auch durch den Notar erfolgen; die Bes 
eidigung iſt nicht deshalb unwirkſam, weil der Fall nicht dringlich war. 


Artikel 87. 
Die Notare ſind zuſtändig, Siegelungen und Entſiegelungen im Auftrage 
des Gerichts oder des Konkursverwalters vorzunehmen. 


Artikel 88. 

Die Vorſchriften, nach denen die Notare noch zu anderen als den in 
dieſem und in dem zweiten und vierten Abſchnitte bezeichneten Geſchäften zuſtändig 
ſind, bleiben unberührt. 

Artikel 89. 

Der Notar ſoll in Anſehung von Geſchäften, die er beurkundet, keine 
Gewährleiſtung übernehmen. 

Notare, die ihren Amtsſitz in Oſtfriesland und Harlingerland ſowie im 
Regierungsbezirk Osnabrück haben, dürfen die Gewähr für die von ihnen auf 
Grund einer Verſteigerung zu erhebenden Kauf- oder Pachtgelder übernehmen, 
falls es ſich um Gegenſtände handelt, die ſich in dieſen Landestheilen befinden. 


i Artikel 90. ö 
Der Notar hat, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes beſtimmt, über die 
Verhandlungen, bei denen er mitgewirkt hat, Verſchwiegenheit zu beobachten, 
es ſei denn, daß die in der Sache Betheiligten ihn von dieſer Verpflichtung 
entbinden. 
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Artikel 91. 
Das Recht der Aufſicht ſteht zu: 
1. dem Juſtizminiſter hinſichtlich aller Notare 
2. dem Präſidenten des Oberlandesgerichts hinſichtlich der Notare des 
Oberlandesgerichtsbezirkes ; 
3. dem Präſidenten des Landgerichts hinſichtlich der Notare, welche ihren 
Amtsſitz in dem Landgerichtsbezirke haben. 


Artikel 92. 
Die Notare ſind verpflichtet, den Beamten, welchen das Recht der Aufſicht 
zuſteht, ſowie den von dieſen beauftragten richterlichen Beamten auf Verlangen 
die Urkunden und Regiſter zur Einſicht vorzulegen. 


Artikel 93. 

Die Vorſchriften des $. 21 des Geſetzes, betreffend die Abänderung von 
Beſtimmungen der Disziplinargeſetze, vom 9. April 1879 (Geſetz-Samml. S. 345) 
werden auf den ganzen Umfang der Monarchie ausgedehnt. 

Die Vorſchriften des $. 13 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der 
Richter ꝛc., vom 7. Mai 1851 GGeſetz-Samml. S. 218) und der §§. 23, 24 des 
Geſetzes, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Disziplinargeſetze, 
finden bei der Aufſicht über die Notare entſprechende Anwendung. 


Artikel 94. 
Die Strafen, auf die das Disziplinargericht zu erkennen befugt iſt, ſind: 
1. Warnung; 
2. Verweis; 


3. Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark, allein oder in Verbindung mit 
einem Verweiſe 

4. Verluſt des Amtes oder Dienſtentlaſſung; auf den Verluſt des Amtes 
iſt zu erkennen, wenn das Gericht den Verurtheilten nicht für un— 
würdig erachtet, an einem anderen Orte wiederangeſtellt zu werden. 


Artikel 95. 

Der Notar hat ein Regiſter zu führen, in welches die aufgenommenen 
Verhandlungen, die angefertigten und beglaubigten Entwürfe und die Beglaubi⸗ 
gungen von Unterſchriften oder Handzeichen ſowie die ſonſtigen Zeugniſſe mit 
Ausnahme der Beglaubigung von Abſchriften in ununterbrochener Reihenfolge 
unter fortlaufenden Nummern einzutragen ſind. Das Regiſter iſt mit fortlaufenden 
Seitenzahlen zu verſehen und die Zahl der Seiten von dem Amtsgericht, in deſſen 
Bezirke der Notar ſeinen Amtsſitz hat, zu beglaubigen. Die Eintragungen ſollen 
in verſchiedenen Spalten den Tag der Ausſtellung und den Gegenſtand der 
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Urkunde ſowie eine Bezeichnung der Betheiligten enthalten. Auf der Urfchrift 
jeder Urkunde ſowie auf jeder Ausfertigung oder Abſchrift ſoll der Notar die 
Nummer angeben, unter der die Urſchrift im Regiſter eingetragen iſt. 

Die Vorſchriften des Ab. 1 finden auf Wechſelproteſte keine Anwendung. 


Artikel 96. 
Die Notare haben nach Maßgabe der Anordnungen des Juſtizminiſters 
ein beſonderes Verwahrungsbuch über die bei ihnen eingehenden fremden Gelder, 
geldwerthen Papiere und Koſtbarkeiten zu führen. 


Artikel 97. 

Für die Zeit, während welcher ein Notar beurlaubt oder durch Krankheit 
oder ſonſt verhindert iſt, ſeine Geſchäfte wahrzunehmen, kann er die ſein Amt 
betreffenden Akten (Urſchriften, Regiſter ꝛc.) einem anderen Notar im Bezirke 
desſelben oder eines benachbarten Amtsgerichts in Verwahrung geben. Hiervon 
hat er dem Amtsgerichte ſeines Amtsſitzes Mittheilung zu machen. Er kann 
dieſem Amtsgericht auch die Verwahrung überlaſſen. 


Artikel 98. 
Hat ein Notar für die Zeit, während welcher er beurlaubt oder verhindert 
iſt, ſeine Geſchäfte wahrzunehmen, die Verwahrung ſeiner Akten in der im 
Artikel 97 bezeichneten Art nicht veranlaßt, jo hat, falls ein Antrag auf Ertheilung 
einer Ausfertigung aus den Akten des Notars oder auf Ertheilung einer Ab— 
ſchrift oder auf Gewährung der Einſicht geſtellt wird, das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirke der Notar ſeinen Amtsſitz hat, die Dienſtakten in Verwahrung zu nehmen, 
bis der Notar die Geſchäfte wieder übernimmt. 


Artikel 99. 


Der Juſtizminiſter kann einem Notar auf deſſen Antrag für die Dauer 
einer Krankheit ſowie für die Dauer einer durch erhebliche Gründe gerechtfertigten 
Abweſenheit oder anderweitigen Verhinderung einen Vertreter beſtellen. Zum 
Vertreter darf nur beſtellt werden, wer von dem Notar vorgeſchlagen und 
zur Uebernahme der Vertretung bereit iſt. Iſt der Notar durch die Krankheit 
verhindert, den Antrag zu ſtellen oder einen Vertreter vorzuſchlagen, ſo kann ein 
nach §. 1910 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellter Pfleger dieſe Handlungen 
für ihn vornehmen. 

Der Vertreter muß zum Richteramte befähigt fen. Er hat vor dem Be- 
ginne der Vertretung feine bei den Notariatsverhandlungen anzuwendende Unter: 
ſchrift dem Landgerichtspräſidenten einzureichen und, ſofern er nicht ſchon 
Preußiſcher Staatsbeamter ift, vor dem Landgerichtspräſidenten oder einem be⸗ 
auftragten Richter den Dienſteid zu leiſten. Vor der Erfüllung dieſer Ver— 
pflichtung ſoll er keine Amtshandlungen vornehmen. Iſt er ſchon einmal als 
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Vertreter eines Notars beeidigt worden, fo genügt es, wenn er auf den früher 
geleiſteten Eid verwieſen wird. 
Die Beſtellung des Vertreters kann jederzeit widerrufen werden. 


Artikel 100. 
Der Anfang ſowie die Beendigung der Vertretung iſt im Notariatsregiſter 
von dem Notar oder deſſen Vertreter zu vermerken; die Beendigung der Ver⸗ 
tretung iſt dem Landgerichtspräſidenten anzuzeigen. 


Artikel 101. 

Der Vertreter verſieht das Amt des Vertretenen unter deſſen und ſeiner 
eigenen Verantwortlichkeit und auf deſſen Koſten. Er hat ſeiner Unterſchrift 
einen ihn als Vertreter kennzeichnenden Zuſatz beizufügen und das Dienſtſiegel 
des Vertretenen zu gebrauchen. 

Der Vertreter ſoll, unbeſchadet der aus ſeiner Perſon ſich ergebenden 
Hinderungsgründe, auch inſoweit keine Amtshandlungen vornehmen, als der von 
ihm vertretene Notar ausgeſchloſſen ſein würde. 

Die Amtshandlungen des Vertreters ſind nicht deshalb ungültig, weil 
die für feine Beſtellung nach Artikel 99 Abf. 1 erforderlichen Vorausſetzungen 
zur Zeit der Beſtellung nicht vorhanden waren oder ſpäter weggefallen ſind. 

Der Vertretene ſoll während der Dauer der Vertretung keine Amts⸗ 
handlungen vornehmen. 

Artikel 102. 

Bei dem Ausſcheiden oder dem Tode ſowie bei der Verſetzung eines 
Notars in einen anderen Amtsgerichtsbezirk hat das Amtsgericht, in deſſen Be⸗ 
zirke der Notar ſeinen Amtsſitz hatte, die das Amt des Notars betreffenden 
Papiere (Urſchriften, Regiſter ꝛc.) in Verwahrung zu nehmen. Dem Präſidenten 
des Landgerichts, in deſſen Bezirke der Notar ſeinen Amtsſitz hatte, iſt hiervon 
Anzeige zu machen. 

Bei dem Ausſcheiden oder dem Tode eines Notars hat das im Abſ. 1 
bezeichnete Amtsgericht das Dienſtſiegel des Notars zum Zwecke der Vernichtung 
an ſich zu nehmen; dasſelbe gilt von Dienſtſiegeln, die in Folge einer Ver—⸗ 
ſetzung des Notars unbrauchbar geworden ſind. 


Artikel 103. 


Wird ein Notar vom Amte vorläufig enthoben, ſo hat der Präſident des 
Landgerichts zu beſtimmen, ob während der Dauer der Enthebung alle Papiere 
an das Amtsgericht abgegeben oder dieſem nur das Regiſter nebſt dem Dienſt⸗ 
ſiegel ausgeliefert und die Urſchriften, deren Einſichtnahme verlangt oder von 
denen eine Ausfertigung oder eine Abſchrift gefordert wird, behufs der Gewährung 
der Einſicht oder behufs der Ertheilung der Ausfertigung oder der Abſchrift vor⸗ 
gelegt werden ſollen. 
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Siebenter Abſchnitt. 


Veſondere Gerichte. Mitwirkung der Gemeindebeamten in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Artikel 104. 

Im Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts iſt für die im $. 1960 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehene Sicherung des Nachlaſſes außer den 
Amtsgerichten das Dorfgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke das Bedürfniß der 
Fürſorge hervortritt, es ſei denn, daß ſich am Sitze des Dorfgerichts ein Amts— 
gericht befindet. 

Zum Zwecke der Sicherung kann das Dorfgericht insbeſondere Siegel 
anlegen, Geld, Werthpapiere und Koſtbarkeiten an ſich nehmen und ein Nach⸗ 
laßverzeichniß aufnehmen. Ein auf Grund dieſer Vorſchrift aufgenommenes Ver⸗ 
zeichniß kann nicht nach §. 2004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Nachlaßinventar 
benutzt werden. Zur Beſtellung eines Nachlaßpflegers iſt das Dorfgericht 
nicht befugt. 

Artikel 105. 

Das Dorfgericht ſoll von den Maßregeln, die es zur Sicherung des 
Nachlaſſes ergriffen hat, dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk es ſeinen Sitz hat, 
Mittheilung machen. Verfügungen von Todeswegen, die ſich im Nachlaſſe be- 
finden, ſowie Geld, Werthpapiere oder Koſtbarkeiten, die das Dorfgericht an ſich 
genommen hat, hat es unverzüglich an das Amtsgericht abzuliefern. 

In zweifelhaften Fällen hat das Dorfgericht, wenn es keine Sicherungs⸗ 
maßregeln trifft, dem Amtsgerichte den Sachverhalt anzuzeigen. 


Artikel 106. 

Die Abänderung einer Anordnung des Dorfgerichts iſt bei dem im 
Artikel 105 bezeichneten Amtsgerichte nachzuſuchen. Das Amtsgericht iſt auch 
berechtigt, eine Anordnung des Dorfgerichts, die es für ungerechtfertigt erachtet, 
von Amtswegen zu ändern. 

Hat das Dorfgericht Siegel angelegt, ſo ſoll die Abnahme der Siegel 
in der Regel nur auf Anordnung des Amtsgerichts erfolgen. 


Artikel 107. 

Die Dorfgerichte können von den Amtsgerichten mit der Ausführung der 
auf Grund des F. 1960 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordneten Maßregeln 
beauftragt werden. 

Artikel 108. 

Die Dorfgerichte ſind zuſtändig, im Auftrage des Amtsgerichts Vermögens⸗ 

verzeichniſſe, insbeſondere Nachlaßinventare, aufzunehmen. 
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Die Dorfgerichte find zuſtändig, im Falle des §. 20 des Geſetzes, betreffend 
das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 
(GGeſetz-Samml. S. 124) im Auftrage der Generalkommiſſion Nachlaßinventare 
aufzunehmen. 

Artikel 109. 

Die Dorfgerichte ſind zuſtändig, freiwillige öffentliche Verſteigerungen be— 
weglicher Sachen ſowie öffentliche Verpachtungen an den Meiſtbietenden vorzu- 
nehmen und zu beurkunden. Sie ſollen dieſe Geſchäfte nur im Auftrage des 
Amtsgerichts vornehmen; eines beſonderen Auftrags für jedes einzelne Geſchäft 
bedarf es nicht. 

Artikel 110. 

Die Dorfgerichte ſind gehörig beſetzt, wenn neben dem Schulzen zwei 
Schöffen oder ein Schöffe und ein vereidigter Gerichtsſchreiber mitwirken. Für 
die Aufnahme von Taxen bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften. 

Den Amtsgerichten ſteht in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barkeit hinſichtlich der Dorfgerichte ihres Bezirkes das Recht der Aufſicht zu. 


Artikel 111. 

Die Vorſchriften der Artikel 104 bis 109 finden entſprechende Anwendung 
auf die Ortsvorſteher in den Hohenzollernſchen Landen, auf die Bürgermeiſter in 
dem vormals Landgräflich Heſſiſchen Amtsbezirke Homburg und in den Gebieten 
des vormaligen Herzogthums Naſſau ſowie der vormals freien Stadt Frankfurt 
mit Ausnahme des Gebiets der jetzigen Stadtgemeinde Frankfurt und auf die 
Ortsgerichtsvorſteher in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen. 


Artikel 112. 

Die im Artikel 111 bezeichneten Beamten ſind zuſtändig, im Auftrage des 
Gerichts freiwillige öffentliche Verſteigerungen von Grundſtücken vorzunehmen 
und zu beurkunden. Sie ſollen hiermit nur auf Antrag der Betheiligten beauf— 
tragt werden. 

Artikel 113. 

Die im Artikel 111 bezeichneten Beamten ſind zuſtändig, auf Antrag eines 
Betheiligten die Theilung eines gemeinſchaftlichen Vermögens, Verträge, durch 
welche Eltern ihr Vermögen den Kindern übergeben, ſowie Eheverträge und Erb— 
verträge vorzubereiten. Sie haben insbeſondere, falls ein Betheiligter die Ver⸗ 
mittelung einer Auseinanderſetzung nach den §§. 86 bis 99 des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beantragen will, den 
Antrag aufzunehmen und dem zuſtändigen Amtsgerichte zu überſenden. 


Artikel 114. 

Die im Artikel 111 bezeichneten Beamten ſind zuſtändig, Geſindedienſt— 
verträge zu beurkunden ſowie auf Antrag eines Betheiligten einſeitige Willens⸗ 
erklärungen an Perſonen, die in ihrem Amtsbezirk ihren Wohnſitz haben, bekannt 
zu machen und die Bekanntmachung zu beurkunden. 
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Artikel 115. 
Die im Artikel 111 bezeichneten Beamten ſind zuſtändig, Unterſchriften zu 
beglaubigen. Die Anterſchrift einer Perſon, die in ihrem Amtsbezirke weder 
einen Wohnſitz noch den gewöhnlichen Aufenthalt hat, ſollen ſie nicht beglaubigen. 

Die Beglaubigung darf nur erfolgen, wenn die Unterſchrift in Gegenwart 
des beglaubigenden Beamten vollzogen oder anerkannt wird. 

Die Beglaubigung geſchieht durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden 
Vermerk. Der Vermerk muß die Bezeichnung desjenigen, welcher die Unterſchrift 
vollzogen oder anerkannt hat, enthalten und den Ort und den Tag der Aus⸗ 
ſtellung angeben ſowie mit Anterſchrift und Siegel oder Stempel verſehen ſein. 
Er ſoll außerdem die Angabe enthalten, daß die Vollziehung oder Anerkennung 
der Unterſchrift in Gegenwart des beglaubigenden Beamten erfolgt iſt. 


Artikel 116. 

Die im Artikel 111 bezeichneten Beamten ſind verpflichtet, die Gerichte bei 
der Beurkundung einer Theilung oder eines Uebergabevertrags ſowie bei der Ver— 
mittelung einer Auseinanderſetzung auf Erſuchen zu unterſtützen. 

Auch in anderen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit können ſich 
die Gerichte ihrer Beihülfe bedienen, insbeſondere die Ertheilung von Auskunft 
oder Zeugniſſen über perſönliche Verhältniſſe und über Beſitzverhältniſſe ſowie die 
Abgabe von Gutachten verlangen. 


Artikel 117. 
Die Vorſchriften der Artikel 111 bis 116 gelten nicht für Orte, die Sitz 
eines Amtsgerichts ſind. 
Artikel 118. f 
Die Vorſchriften der Artikel 104 bis 106 finden entſprechende Anwendung 
auf die Gemeindevorſtände (Bürgermeiſter, Dorfſchaftsvorſteher, Bauerſchafts⸗ 
vorſteher, Gutsvorſteher) in Schleswig-Holſtein. 


Artikel 119. 

Die Vorſchriften des bisherigen Rechtes, nach denen die Dorfgerichte im 
Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts zu Geſchäften der freiwilligen Gerichts— 
barkeit befugt ſind, ſowie die Vorſchriften des Allerhöchſten Erlaſſes vom 14. De⸗ 
zember 1868 über die Zuſtändigkeit der Rathmänner in der Landſchaft Eiderſtedt 
werden aufgehoben. Das Gleiche gilt von den Vorſchriften des bisherigen Rechtes, 
nach welchen in den Hohenzollernſchen Landen, in dem vormaligen Herzogthume 
Naſſau, in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, in dem vor— 
mals Landgräflich Heſſiſchen Amtsbezirke Homburg und in dem Gebiete der vor— 
mals freien Stadt Frankfurt Ortsbehörden (Ortsgerichte, Feldgerichte, Bürger— 
meiſter, Schultheißen, Schöffen ꝛc.) befugt ſind, ſelbſtändig oder als gerichtliche 
Hülfsbeamte Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorzunehmen. 

Geſet⸗Samml. 1899. (Nr. 10114) 5¹ 
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Unberührt bleiben die Vorſchriften über die Aufnahme von Taxen ſowie 
die Vorſchriften derjenigen Geſetze, deren Geltungsbereich ſich nicht auf die im 
Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Gebietstheile beſchränkt, ſondern ſich über dieſe Gebiets— 
theile hinaus erſtreckt. 8 
Artikel 120. 
Der Juſtizminiſter iſt befugt, über die Aufſicht , welcher die im Artikel 111 
und im Artikel 119 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Behörden und Beamten in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit unterliegen, Beſtimmung zu treffen. 


Artikel 121. 
In dem Gebiete des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen ſind nur die 
Amtsgerichte zuſtändig, auf Grund des $. 1960 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen. N 


Artikel 122. a 

Durch Königliche Verordnung können in den im Artikel 119 Abſ. 1 
Satz 2 bezeichneten Gebietstheilen ſowie in den vormals Kurheſſiſchen Theilen 
des Oberlandesgerichtsbezirkes Frankfurt Ortsgerichte errichtet werden. Die Orts⸗ 
gerichte ſind für die in den Artikeln 104 bis 109, 112 bis 116 bezeichneten 
Angelegenheiten zuſtändig; die im Artikel 111 genannten Beamten verlieren mit 
der Errichtung der Ortsgerichte ihre Zuständigkeit für dieſe Angelegenheiten. Im 
vormaligen Herzogthume Naſſau gehen auf die Ortsgerichte auch die im Artikel 12 
F. 3 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bezeichneten Ver⸗ 
richtungen über. 

Die Einrichtung ſowie die dienſtliche Stellung der Ortsgerichte wird durch 
Königliche Verordnung geregelt. Für Orte, in deren Nähe ſich ein Amtsgericht 
befindet, kann die Zuſtändigkeit der im Artikel 111 genannten Beamten auf⸗ 
gehoben werden, ohne daß dieſe Orte in die Bezirke der neuen Ortsgerichte ein- 
bezogen werden. 

Artikel 123. 
Durch Königliche Verordnung können für den Bezirk des vormaligen 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein Ortsgerichte errichtet werden. 5 

Die Ortsgerichte ſind für die in den Artikeln 104 bis 109, 112 bis 116 
bezeichneten Angelegenheiten zuſtändig. Mit der Errichtung der Ortsgerichte 
hören die Befugniſſe auf, welche zu dieſer Zeit in dem Bezirke des vormaligen 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein den Feldgerichten, den Schultheißen, den Schöffen, 
den Bürgermeiſtern und den Ortsvorſtehern in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zuſtehen. Für Orte, an denen oder in deren Nähe ſich ein Amts⸗ 
gericht befindet, kann die Zuſtändigkeit dieſer Beamten aufgehoben werden, ohne 
daß dieſe Orte in die Bezirke der neuen Ortsgerichte einbezogen werden. Die 
Vorſchriften des Artikel 119 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. ä 
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Artikel 124. 

Den Ortsgerichten (Artikel 122, 123) können durch Königliche Verordnung 
unter Aufhebung der geltenden Beſtimmungen ſolche durch die Vorſchriften dieſes 
Abſchnitts nicht betroffene Angelegenheiten übertragen werden, welche in dem 
einzelnen Rechtsgebiete den jetzt beſtehenden Ortsbehörden obliegen. 

Für Orte, die in die Bezirke der neuen Ortsgerichte nicht einbezogen 
werden, können die im Abſ. 1 bezeichneten Angelegenheiten durch Königliche Ver⸗ 
ordnung in anderer Weiſe als im Wege der Uebertragung auf Ortsgerichte neu 
geregelt werden. 

Mit dem Ortsgerichte kann unter Zuſtimmung des Kommunallandtags, 
im Bezirke des vormaligen Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein unter Zuſtimmung des 
Provinziallandtags, durch Königliche Verordnung das Amt des Gemeindewaiſen⸗ 
raths ſowie das Amt des Schiedsmanns verbunden werden. 


: Artikel 125. 
In Oſtfriesland und Harlingerland ſowie im Regierungsbezirk Osnabrück 
können zur Vornahme und Beurkundung freiwilliger öffentlicher Verſteigerungen 
beſondere Beamte (beeidigte Auktionatoren) angeſtellt werden. 


Artikel 126. 

Der Juſtizminiſter kann über das Verfahren, welches die in dieſem Ab⸗ 
ſchnitte bezeichneten Behörden und Beamten in den Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit zu beobachten haben, allgemeine Beſtimmungen treffen. 

Die Vorſchriften über die dienſtliche Stellung der im Artikel 125 bezeichneten 
beeidigten Auktionatoren, über das von ihnen zu beobachtende Verfahren ſowie 
über die Höhe ihrer Gebühren werden von dem Juſtizminiſter und dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe getroffen. 


8 Artikel 127. 

Für die Landestheile, in welchen die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichts— 
ordnung über die Aufnahme gerichtlicher Taxen nicht gelten, kann durch König⸗ 
liche Verordnung die Aufnahme von Tagen einer Behörde übertragen, für die 
Abſchätzung von Grundſtücken auch beſtimmt werden, daß ſie durch ſtaatlich 
anzuſtellende Sachverſtändige zu erfolgen hat. Das Verfahren ſowie die Höhe 
der Gebühren iſt von den zuſtändigen Miniſtern zu regeln. 

Eine in Gemäßheit der Vorſchriften des Abſ. 1 aufgenommene Tage fteht 
einer gerichtlichen Taxe gleich. 


Achter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 128. 
Der Juſtizminiſter kann über das Verfahren bei der Aufnahme eines Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes, insbeſondere eines Nachlaßinventars, über das Verfahren 
(Nr. 10114.) 51* 
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bei der Sicherung eines Nachlaſſes ſowie über das Verfahren bei einer aus einem 
anderen Anlaß erfolgenden Siegelung oder Entfiegelung allgemeine Beſtim— 
mungen treffen. 
Artikel 129. a 
In dem Geſetze, betreffend die Befugniß der Auditeure zur Aufnahme 
von Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ze, vom 8. Juni 1860 (eſetz— 
Samml. S. 240) werden der $. 3 Abſ. 2 und der $. 11 Satz 2 geſtrichen. 


Artikel 130. 
Das Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 
24. April 1878 GGeſetz-Samml. S. 230) wird dahin geändert: 
I. Die $$. 25, 28, 30 bis 32, 40, 51 bis 56, 69, der $. 70 Abſ. 2, der 
§. 74 Abſ. 2 und die $$. 75, 106 bis 109 fallen weg. 
II. Der F. 2 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 2 

Zur Artheilsfällung, zur Beurkundung einer Verfügung von 
Todeswegen, zur Beurkundung eines Ehevertrags, zur Entſcheidung 
über Durchſuchungen, Beſchlagnahmen und Verhaftungen, ſowie zu 
den Geſchäften des Amtsrichters bei Bildung der Schöffengerichte und 
Schwurgerichte ſind Referendare nicht befähigt. 

II. Der H. 20 erhält folgende Faſſung: 

In den durch Landesgeſetz den ordentlichen Gerichten übertragenen 
Angelegenheiten erfolgt die Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichts, 
ſoweit nicht die Vorſchriften der Deutſchen Prozeßordnungen Anwendung 
finden, durch das gemeinſchaftliche obere Gericht, wenn Streit oder 
Ungewißheit darüber beſteht, welches von mehreren Gerichten örtlich 
zuſtändig iſt oder wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtellen 
iſt. In Ermangelung eines gemeinſchaftlichen oberen Gerichts erfolgt 
die Beſtimmung durch den Juſtizminiſter. 

Iſt das zuſtändige Gericht in einem einzelnen Falle an der Aus: 
übung des Richteramts rechtlich oder thatfächlich verhindert, fo erfolgt 
die Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichts durch das zunächſt 
höhere Gericht, in Ermangelung eines ſolchen durch den Juſtizminiſter. 

Eine Anfechtung der Entſcheidung findet nicht ſtatt. 

Im Sinne der Vorſchriften der Abſ. 1, 2 gilt als das dem Land⸗ 
gericht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht das Oberlandesgericht, zu 
deſſen Bezirke das Landgericht gehört. 

IV. Der F. 24 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Angelegenheiten, auf welche die bezeichneten Vorſchriften der 
Deutſchen Prozeßordnungen keine Anwendung finden, können, wenn 
die Vertretung nicht durch Richter desſelben Amtsgerichts erfolgen kann, 
von dem Landgericht einem anderen Amtsgerichte zugewieſen werden. 


SV. 
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Im F. 39 Abſ. 1 erhält die Nr. 4 folgende Faſſung: 
4. für die Anſprüche gegen den Landesfiskus in Betreff der Verpflichtung 
zur Entrichtung einer Erbſchaftsſteuer oder einer Stempelabgabe. 
Der F. 43 erhält folgende Faſſung: 

Die gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum Zwecke 
der Legaliſation im diplomatiſchen Wege erfolgt durch den Präſidenten 
des Landgerichts, ſie kann von dem Juſtizminiſter auch dem zur Führung 
der Aufſicht bei einem Amtsgerichte berufenen Richter übertragen werden. 

Der F. 49 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 
2. die bisher zur Zuſtändigkeit des Kreisgerichts in Ratzeburg ge— 
hörigen Familienfideikommißſachen und die Lehnsſachen in Schleswig, 


Im F. 57 fällt der Hinweis auf die §§. 24, 32, 51 weg. 
Im $. 74 erhält der Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 
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. das thatſächliche Angebot einer Leiſtung zu beurkunden; 
5. öffentliche Verpachtungen an den Meiſtbietenden im Auftrage des 
Gerichts vorzunehmen. 


Als F. 86 werden folgende Vorſchriften eingeftellt: 


Sachverſtändige für gerichtliche Angelegenheiten im Allgemeinen 
zu beeidigen, iſt Sache der Juſtizverwaltung. Das Gleiche gilt für 
die Ausſtellung von Zeugniſſen über das in Preußen geltende Recht. 


Der $. 87 erhält folgenden Abſ. 2: 


Ueber Beſchwerden anderer als gerichtlicher Behörden wegen einer 
vom Gerichte verweigerten Beiſtandsleiſtung entſcheiden die Oberlandes— 
gerichte; eine Anfechtung dieſer Entſcheidungen findet nicht ſtatt. 


Artikel 131. 
Der F. 5 des Geſetzes, betreffend die Dienſtverhältniſſe der Gerichtsſchreiber, 


vom 3. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 99) erhält folgende Faſſung: 


Die Gerichtsſchreibergehülfen ſind zur Wahrnehmung der Gerichts— 
ſchreibergeſchäfte befähigt. n 

Zur Ertheilung von vollſtreckbaren Ausfertigungen und von 
Zeugniſſen, welche ſich auf die Rechtskraft der Urtheile beziehen, zur 
Aufnahme eines Protokolls über Reviſionsanträge und ihre Begründung 
in Strafſachen, ſowie über weitere Beſchwerden in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, zur Aufnahme von Wechſelproteſten und 
Vermögensverzeichniſſen, zur Vornahme von Siegelungen und Ent⸗ 
ſiegelungen, ſowie zu den Geſchäften, welche dem Gerichtsſchreiber bei 
der Führung des Grundbuchs und des Schiffsregiſters obliegen, ſollen 
jedoch außer in den Fällen einer nothwendigen Aushülfe oder Vertretung 
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nur ſolche Gerichtsſchreibergehülfen verwendet werden, welche, abgeſehen 
von der Erledigung der aktiven Dienſtpflicht, die Vorbedingungen für 
die Anſtellung als Gerichtsſchreiber erfüllt haben. Das Gleiche gilt 
für die Entgegennahme von Anmeldungen zu dem Vereinsregiſter, 
Güterrechtsregiſter, Handelsregiſter, Genoſſenſchaftsregiſter, Muſter⸗ 
regiſter und Börſenregiſter. 


Artikel 132. 

Der K. 154 Abſ. 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 237) 
wird aufgehoben. 

Artikel 133. 

In dem bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes bleiben für 
die Geſchäfte, die den Gerichten in Anſehung der bis zum 1. Januar 1876 ge⸗ 
führten Standesregiſter obliegen, die Landgerichte zuſtändig. Der Juſtizminiſter 
kann jedoch anordnen, daß dieſe Geſchäfte auf die Amtsgerichte übergehen. | 


Artikel 134. 
Die Gebührenordnung für Notare vom 25. Juni 1895 (Geſetz⸗Samml. 
S. 256) wird dahin geändert: = 

I. Der F. 3 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

Bei Verſteigerungen werden die Gebühren für die Beurkundung 
des Zuſchlags nur dann auf den Mindeſtbetrag erhöht, wenn die 
Summe dieſer Gebühren in einem Verſteigerungsverfahren 1 Mark 
50 Pf. nicht erreicht. 

II. Der F. 5 erhält folgende Faſſung: 

Soweit die Notare für die Geſchäfte zuſtändig find, über welche 
der zweite Abſchnitt des erſten Theiles, der $. 65 Nr. 1 und der F. 81 
Abſ. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Beſtimmung treffen, er⸗ 
halten ſie die daſelbſt für die Thätigkeit des Richters feſtgeſetzten Gebühren. 

III. Der F. 6 wird geſtrichen. 

IV. Im F. 9 werden die Worte „Aufnahme“, „aufgenommen“ erſetzt durch 
die Worte „Beurkundung“, „beurkundet “. 

V. Im F. 10 werden die Worte „ſowie für den Verkehr des Notars mit 
den Hypothekenbewahrern“ geſtrichen. Hinter dem Worte „Legaliſationen“ 
wird das Wort „ſowie“ eingeſchaltet. 

VI. Der F. 11 erhält folgende Faſſung: 

Für die Vermittelung einer Auseinanderſetzung, die dem Notar 
von dem Gericht oder von den Betheiligten übertragen iſt, erhält er 
das Zweifache des im $. 56 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes be⸗ 


VII. D 


D 
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ſtimmten Gebührenſatzes B. Wird das Verfahren nicht durchgeführt 
oder beſchränkt es ſich auf die Ermittelung oder Feſtſtellung einer Maſſe, 
ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf die Hälfte. 

Die Gebühren für die Beurkundung oder den Entwurf eines das 
Verfahren abſchließenden Vertrags oder eines mit einem Dritten ge 
ſchloſſenen Vertrags ſowie die Gebühren für Vermögensverzeichniſſe, 
Schätzungen und Verſteigerungen werden neben den im Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmten Gebühren beſonders erhoben. Wird die Vermittelung der 
Auseinanderſetzung dem Notar vom Gericht übertragen, ſo ſteht die 
Anfertigung des Auseinanderſetzungsplans dem Entwurfe, die Beur⸗ 
kundung der Auseinanderſetzung der Beurkundung eines das Verfahren 
abſchließenden Vertrags gleich. 

In Anſehung der Zahlungspflicht und der Verpflichtung zur 
Leiſtung von Vorſchüſſen finden, wenn die Vermittelung der Aus⸗ 
einanderſetzung dem Notar von dem Gericht überwieſen iſt, dieſelben 
Vorſchriften Anwendung, wie wenn die Vermittelung dem Notar von 
den Betheiligten übertragen wäre. 
er $. 18 erhält folgende Faſſung: 

Im Bezirke des Oberlandesgerichts zu Cöln erhält der Notar für 
die Vermittelung eines hypothekariſchen Darlehens, wenn nicht eine 
geringere Vergütung vereinbart iſt, bis zur Summe von 7500 Mark 
1 Prozent der Darlehnsſumme, von dem Mehrbetrage bis 30 000 Mark 
½ Prozent und von dem Mehrbetrage darüber hinaus / Prozent. 
Steht dem Notar die Vermittelungsgebühr zu, ſo kommt die Gebühr 
für die Verwahrung von Geld ($. 14) in Wegfall. 
er F. 23 wird geſtrichen. e 


I. Im . 27 Abſ. 4 Satz 2 werden hinter dem Worte „vorliegt“ die Worte 


„oder die Beſchwerdeſumme fünfzig Mark nicht überſteigt“ eingeſchaltet, 
Im Abf. 3 wird das Wort „Wohnſitz“ durch das Wort „Amtsſitz“ 
erſetzt. 


X. Im F. 28 Abſ. 1 erhält die Nr. 3 folgende Faſſung: 
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3. um eine von den Betheiligten dem Notar übertragene Vermittelung 
einer Auseinanderſetzung 
er F. 30 erhält folgende Faſſung: 8 

Dieſe Gebührenordnung tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft und findet auf alle zu dieſem Zeitpunkte noch nicht 
beendigten Geſchäfte, auch hinſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten, 
Anwendung. . 

Im Bezirke des Oberlandesgerichts zu Cöln bleiben für die Aus⸗ 
fertigungen und beglaubigten Abſchriften der vor dem 1. Oktober 1895 
aufgenommenen Urkunden, für ein nach den bisherigen Vorſchriften 
) 
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zu erledigendes gerichtliches Theilungsverfahren oder Gütertrennungs⸗ 
verfahren, ſowie in Anſehung der dem Grundbuchrechte noch nicht 
unterliegenden Grundſtücke für die Anzeige der Hypothekenbeſtellung 
an den Verſicherer, für Schuld- und Pfandverſchreibungen, für die 
Anfertigung des Bordereau und für die Beſorgung und Prüfung des 
Hypothekenauszugs die bisherigen Koſtenvorſchriften in Kraft. 


Artikel 135. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, den Text der Gebührenordnung für 
Notare, wie er ſich aus den im Artikel 134 beſtimmten Aenderungen ergiebt, 
unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und unter Herſtellung einer 
einheitlichen Schreibweiſe durch die Geſetz- Sammlung in der Weiſe bekannt zu 
machen, daß die Verweiſungen auf die Vorſchriften der Civilprozeßordnung und 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes durch Verweiſungen auf die entſprechenden 
Vorſchriften der durch den Reichskanzler und den Juſtizminiſter bekannt gemachten 
Texte erſetzt werden. 

Artikel 136. 

Die in den Artikeln 57, 58 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche gemachten Vorbehalte gelten auch gegenüber den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes. 

Artikel 137. 

Für die Geſchäfte, die in Vormundſchafts-, Nachlaß- und Theilungsſachen 
der Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen Königshauſes, des vormaligen 
Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes den Ge⸗ 
richten obliegen, ſind die Civilſenate der Oberlandesgerichte zuſtändig; die örtliche 
Zuſtändigkeit beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Artikel 138. 5 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche durch dieſes 
Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden neuen 
Vorſchriften. 

Artikel 139. 

Soweit nach den Uebergangsvorſchriften anderer Geſetze die bisherigen Vor⸗ 
ſchriften noch künftig maßgebend ſind, gilt das Gleiche auch für die durch dieſes 
Geſetz aufgehobenen oder abgeänderten Vorſchriften. 

Bis zu dem Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen 
iſt, bleiben in den im Artikel 119 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Gebietstheilen die 
Vorſchriften unberührt, welche die Mitwirkung der Ortsbehörden bei der Führung 
der öffentlichen Bücher über die Nechtsverhältniffe an Grundſtücken, insbeſondere 
die Zuſtändigkeit zun Beurkundung der darauf bezüglichen Rechtsgeſchäfte, betreffen. 

Die neuen Vorſchriften über das Verfahren bei der Aufnahme gericht 
licher oder notarieller Urkunden kommen auch dann zur Anwendung, wenn für 


de) 


das beurkundete Rechtsverhältniß das bisherige Recht maßgebend bleibt. Das 
Gleiche gilt von der Vorſchrift, wonach die Amtsgerichte und die Notare in 
Bezug auf die Zuſtändigkeit zur Aufnahme von Urkunden einander gleichſtehen. 

Soweit nach den Uebergangsvorſchriften die Zuſtändigkeit von Ortsbehörden 
begründet bleibt, kann der Juſtizminiſter die Zuſtändigkeit auf andere Behörden 
oder Beamte übertragen. In dieſem Falle findet die Vorſchrift des Artikel 126 
Abſ. 1 entſprechende Anwendung, der Juſtizminiſter kann über die zu erhebenden 
Koſten Beſtimmungen treffen. 
Artikel 140. 

Für die Anfechtung einer Entſcheidung, die vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erlaſſen iſt, bleiben die bisherigen Vorſchriften maß— 
gebend, dies gilt auch dann, wenn nur die Entſcheidung erſter Inſtanz vor dem 
bezeichneten Zeitpunkt erfolgt iſt. 

Artikel 141. 

Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs an— 
hängiges Verfahren nach den Artikeln 5, 6 des Einführungsgeſetzes zum Handels— 
geſetzbuche vom 24. Juni 1861 (GGeſetz-Samml. S. 449) finden die Vorſchriften 
des §. 135 Abſ. 2 Satz 2 und des F. 136 des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. Im Uebrigen bleiben 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 


Artikel 142. i 
Die Berichtigung einer Eintragung in dem Standesregiſter erfolgt auch 
dann nach den Vorſchriften des neuen Rechtes, wenn die Eintragung aus der 
Zeit vor dem 1. Januar 1876 herrührt. 


Artikel 143. 
In dem Oberlandesgerichtsbezirke Cöln gelten für die bei dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes im Amte befindlichen Notare die Vorſchriften des Artikel 102 
Abſ. 1 mit folgender Maßgabe: 5 

Der aus dem Amte ausſcheidende oder in einen anderen Autsgerichtsbezirk 
verſetzte Notar kann bis zum Ablaufe von drei Monaten nach dem Tage des 
Ausſeheidens oder der Verſetzung dem Amtsgerichte feines bisherigen Amtsſitzes 
zur weiteren Aufbewahrung der Papiere einen Notar bezeichnen, der in dem 
Bezirke dieſes Gerichts ſeinen Amtsſitz hat. Die gleiche Befugniß ſteht im Falle 
des Todes eines Notars den Erben zu. Das Amtsgericht hat die Papiere dem 
ihm bezeichneten Notar zu übergeben. 

Auf Grund der Vorſchriften des vorigen Abſatzes kann die Uebergabe der 
Papiere an einen anderen Notar nur einmal verlangt werden. Im Falle des Aus⸗ 
ſcheidens, der Verſetzung oder des Todes des anderen Notars findet die Abgabe 
der dieſem auf Grund der Vorſchriften des vorigen Abſatzes übergebenen Papiere 
an einen anderen Notar nicht ſtatt. 
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Artikel 144. 


Die nachſtehenden Vorſchriften werden, ſoweit ſie nicht ſchon in Folge 
Reichsgeſetzes außer Kraft treten, unbeſchadet der Uebergangsvorſchriften, auf⸗ 


gehoben: 


1. Theil 1 Titel 44 bis 46, 52, Theil 2 Titel 1 bis 5, Theil 3 Titel 7 


der Allgemeinen Gerichtsordnung für die Preußiſchen Staaten, Theil 1 
Titel 46 jedoch nur inſoweit, als er ſich nicht auf die Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen einem Lehns⸗ oder Fideikommißfolger und den Allodial⸗ 
erben feines Vorbeſitzers bezieht; 


„die Artikel 203, 812 bis 818, 839 bis 853, 855 bis 864, 907 


bis 944, 986 bis 1002, 1040 des code de procédure civile, die 
Artikel 844, 845, 1040 jedoch nur für das Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, 


die Artikel 16 bis 19, 37 bis 46 des Franzöſiſchen Dekrets über die 


Erhaltung und Verwaltung der Güter der Geiſtlichkeit vom 6. No- 
vember 1813; 


die Vorſchriften des gemeinen Rechtes über die Exemplifikation oder 


Innovation von Urkunden; 


die $$. 1 bis 8, 10 bis 31 der Hannoverſchen Verordnung über 


das Verbot aller Privateide ꝛc. vom 28. Dezember 1821 (Hannov. 
Geſetz⸗Samml. 1822 Abth. I S. 43), die §§. 17 bis 20 und die 
$$. 28 bis 31 jedoch nur inſoweit, als fie ſich nicht auf Lehen oder 
Fideikommiſſe beziehen; 


die Verordnung und Taxordnung für die Notarien in den Nieder⸗ 


rheiniſchen Provinzen vom 25. April 1822 (Geſetz-Samml. S. 109) 
ſowie der $. 67 des Geſetzes, betreffend die Dienſtpergehen der nicht 
richterlichen Beamten ꝛc., vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465); 


„die Vorſchriften des Rheiniſchen Rechtes über die Einregiſtrirung von 


Urkunden; 


für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt die ſich auf die 


Rechtsmittel in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beziehenden 
Vorſchriften der Gerichtsordnung für das gemeinſame Oberappellations⸗ 
gericht der vier freien Städte Deutſchlands (Bekanntmachung vom 
23. Auguſt 1831; Frankf. Gefeß- und Statuten⸗Samml. Bd. 4 S. 229, 
231) und des Geſetzes über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſachen 
vom 7. November 1848 (Geſetz- und Statuten⸗Samml. Bd. 8 S. 282) 
ſowie der $. 11 des Geſetzes über das Fiskalat vom 3. Dezember 1861 
(Geſetz⸗ und Statuten⸗Samml. Bd. 15 S. 79); 


die Kabinetsorder über die Vidimation der Urkunden und die Ab⸗ 


zweigung der Schulddokumente vom 6. November 1834 (Geſetz⸗Samml. 
S. 180); a 


> 
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14; 


die Verſteigerungsordnung für Oſtfriesland und Harlingerland vom 
16. Dezember 1834 (Hannov. Geſetz-Samml. Abth. III S. 245) ſowie 
die ergänzenden und abändernden Geſetze vom 10. Januar 1840 (Hannov. 
Geſetz⸗Samml. Abth. III S. 51), vom 26. Juli 1841 (Hannov. Geſetz⸗ 
Samml. Abth. III. S. 79), vom 27. Dezember 1842 (Hannov. Geſetz⸗ 
Samml. Abth. III S. 115) und vom 24. März 1897 (Geſetz⸗Samml. 
S. 103) a 

die Verſteigerungsordnung für den Landdroſteibezirk Osnabrück vom 
14. Juli 1838 (Hannov. Geſetz-Samml. Abth. III S. 149) mit Aus⸗ 
nahme des Artikel 3 Abſ. 3, ſoweit er ſich auf die Befugniß der 
Magiſtrate bezieht, Sachen der Stadt oder des Fleckens an den Meiſt⸗ 
bietenden zu verkaufen oder zu verpachten; 


. die Verordnung, betreffend das Verfahren bei freiwilligen Subhaſtationen, 


vom 6. April 1839 (Geſetz-Samml. S. 125), 


die Kabinetsorder, betreffend Siegelanlage bei dem Ableben eines Be⸗ 


amten im Bezirke des Appellationsgerichts zu Cöln, vom 14. Juli 1843 
(Geſetz-Samml. S. 321); 


für das Jadegebiet die Oldenburgiſche Auftionator- und Vergantungs⸗ 


ordnung vom 14. Mai 1844 (Oldenb. Gefeß-Samml. 1845 S. 278); 


5. das Geſetz über das Verfahren bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten 


vom 11. Juli 1845 (Geſetz⸗Samml. S. 487); 


. die 88. 457, 458 der Hannoverſchen Bürgerlichen Prozeßordnung vom 


8. November 1850 (Hannov. Geſetz-Samml. Abth. J S. 341), 


„die Hannoverſche Notariatsordnung vom 18. September 1853 (Hannov. 


Geſetz⸗Samml. Abth. I S. 345); 


die $$. 6 bis 8 und der $. 11 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Ge⸗ 


ſchäftsſprache der Behörden, Beamten und politiſchen Körperſchaften 
des Staates, vom 28. Auguſt 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 389), die 
§§. 6 bis 8 jedoch nur inſoweit, als es ſich um ihre Anwendung auf 
die ordentlichen Gerichte handelt; 


„das Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über das Notariat, vom 8. März 


1880 GGeſetz⸗Samml. S. 177) 


das Geſetz, betreffend das Theilungsverfahren und den gerichtlichen 


Verkauf von Immobilien im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes, 
vom 22. Mai 1887 (Geſetz⸗Samml. S. 136) ſowie der $. 16 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zur Deutſchen Konkursordnung vom 6. März 1879 
(Geſetz-Samml. S. 109), 


das Geſetz, betreffend die Vereinigung der Rechtsanwaltſchaft und des 


Notariats im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes, vom 13. April 
1888 Geſetz-Samml. S. 72); 


das Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über das Notariat und über die 


gerichtliche oder notarielle Beglaubigung von Unterſchriften oder Hand⸗ 
zeichen, vom 15. Juli 1890 (Gefeg-Samml. S. 229). 
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Artikel 145. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 
Die Vorſchrift des Artikel 135 tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . 
Gegeben Snogeholm, den 21. September 1899. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10115.) Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetze vom 17. Mai 1898, betreffend Aenderungen 
der Civilprozeßordnung. Vom 22. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 
Das Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Civilprozeßordnung vom 24. März 
1879 (Geſetz-Samml. S. 281) wird dahin geändert: 
I. Die $$.1, 4 bis 7, 11 bis 13, 16 bis 19, 23 bis 26, 29, 31, 32 
fallen weg. 
II. Der F. 3 erhält folgenden Abſ. 2: 

Das Gleiche gilt in Anſehung der Mitglieder des vormaligen 
Hannoverſchen Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des 
vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 

III. An die Stelle des F. 8 tritt folgende Vorſchrift: 

Die Entmündigung wegen Verſchwendung oder wegen Trunkſucht 
kann auch von dem Armenverbande beantragt werden, dem die Für⸗ 
ſorge für den zu Entmündigenden im Falle ſeiner Hülfsbedürftigkeit 
obliegen würde. 
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IV. An die Stelle der §§. 20 bis 22 treten folgende Vorſchriften: 


$. 20. 

Bezweckt das Aufgebotsverfahren die Kraftloserklärung einer 
Urkunde der im F. 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art, 
fo erfolgt die Veröffentlichung des Aufgebots und der im F. 1017 
Abſ. 2, 3 und in den §. 1019, 1020, 1022 der Civilprozeßordnung 
vorgeſchriebenen Bekanntmachungen, unbeſchadet der Vorſchriften des 
F. 1009 Abſ. 3 und des F. 1017 Abſ. 2 Satz 2, durch einmalige 
Einrückung in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts. Das Gericht 
kann anordnen, daß die Einrückung noch in andere Blätter und zu 
mehreren Malen erfolge. Die öffentliche Bekanntmachung des Auf— 
gebots erfolgt außerdem durch Anheftung an die Gerichtstafel. 

Die Aufgebotsfriſt muß mindeſtens drei Monate betragen. 

Unterbleibt die Bekanntmachung des Aufgebots im Deutſchen 
Reichsanzeiger, ſo beginnt die Aufgebotsfriſt mit der erſten Einrückung 
in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts. Dieſe Einrückung tritt 
in dem bezeichneten Falle bei Anwendung des F. 1014 der Civilprozeß⸗ 
ordnung an die Stelle der Einrückung in den Reichsanzeiger. 


§. 21. 

Bei Aufgeboten, welche auf Grund der $$. 887, 927, 1104, 
1112, 1170, 1171, 1269 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie auf 
Grund des F. 765 des Handelsgeſetzbuchs und des $. 110 des Geſetzes, 
betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, er⸗ 
gehen, erfolgt die Veröffentlichung des Aufgebots in der im $. 20 
Abſ. 1 beſtimmten Art. Die Vorſchrift des F. 20 Abſ. 3 Satz 1 findet 
Anwendung. 

Ordnet das Gericht die öffentliche Bekanntmachung des weſent— 
lichen Inhalts des Ausſchlußurtheils an, ſo erfolgt ſie durch einmalige 
Einrückung in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts. 


99 
Bei Aufgeboten, welche auf Grund des F. 1162 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs oder des §. 136 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 ergehen, 
erfolgt die Veröffentlichung des Aufgebots, des Ausſchlußurtheils und 
des im F. 1017 Abſ. 3 der Civilprozeßordnung bezeichneten Artheils 
in der im F. 20 Abſ. 1 beſtimmten Art. 
Die Aufgebotsfriſt (§§. 1014, 1015 der Civilprozeßordnung) 
muß mindeſtens drei Monate betragen. Die Vorſchriften des F. 20 
Abſ. 3 finden Anwendung. 
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V. Der F. 27 erhält folgende Faſſung: b 

Die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über das Aufgebots⸗ 
verfahren finden auf Aufgebote, deren Zuläſſigkeit auf landesgeſetzlichen 
Vorſchriften beruht, nur Anwendung, wenn nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der Eintritt von Rechtsnachtheilen durch beſonderen Beſchluß 
des Gerichts feſtgeſtellt werden muß. 

In den im Abſ. 1 bezeichneten Aufgebotsfällen kann nach $. 972 
der Civilprozeßordnung verfahren werden. 

Iſt in dieſen Fällen nach den beſtehenden Vorſchriften die Mit⸗ 
theilung des Aufgebots an beſtimmte Perſonen erforderlich, ſo kann 
die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt (§§. 175, 213 der Civilprozeß⸗ 
ordnung) erfolgen; die Poſtſendungen ſind mit der Bezeichnung „Ein⸗ 
ſchreiben“ zu verſehen. 

VI. An die Stelle des F. 28 tritt folgende Vorſchrift:, 

Bei Aufgeboten, welche auf Grund des Artikel 29 F. 11 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ergehen, finden die 
Vorſchriften über das Aufgebotsverfahren im Falle des $. 1104 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 

VII. Der F. 30 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Auf das Verfahren bei den nach der Gemeinheitstheilungsordnung 
zu behandelnden Theilungen und Ablöſungen in den Landestheilen des 
linken Rheinufers finden die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über 
Zuſtellungen, über den Umfang der Verpflichtung dritter Perſonen zur 
Vorlegung von Urkunden, über die Berechtigung zur Verweigerung 
eines Zeugniſſes, über die Verpflichtung zur Erſtattung eines Gut⸗ 
achtens, über die Vernehmung und Beeidigung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen, über die zur Erzwingung eines Zeugniſſes oder Gutachtens 
zuläſſigen Maßregeln und über das Verfahren bei der Abnahme von 
Eiden entſprechende Anwendung. Im Uebrigen verbleibt es bei den 
beſtehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Mai 1851 Geſetz⸗ 
Samml. S. 383). Eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft findet 
nicht ſtatt. 

Artikel 2. 
Der F. 59 der Feldpolizeiordnung vom 1. November 1847 (Geſetz⸗Samml. 
S. 376) wird aufgehoben. 
Artikel 3. 
Der F. 32 Abſ. 3 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 
(Geſetz-Samml. S. 321) erhält folgende Faſſung: 
In den Fällen des F. 726 Abſ. 1, der $$. 727 bis 729, 738, 
742, 744, des F. 745 Abſ. 2 und des $. 749 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung iſt die vollſtreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des 


„„ 


Amtsgerichts zu ertheilen, in deſſen Bezirke der Schiedsmann ſeinen 
Wohnſitz hat. 
Artikel 4. 


Das Geſetz, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, 
vom 18. Februar 1880 GGeſetz-Samml. S. 59) wird dahin geändert: 
Im F. 1 Abſ. 2 iſt hinter den Worten: „und des Einführungsgeſetzes 
vom 30. Januar 1877“ einzuſchalten: 


„in der Faſſung des Artikel II des Einführungsgeſetzes zu dem Reichs⸗ 
geſetze „ betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung, vom 17. Mai 
18984, 


Im b. 6 iſt hinter den Worten „Geſetz-Samml. S. 281)“ einzufchalten: 


„in der Faſſung des Artikel 1 Nr. II des Ausführungsgeſetzes zum 
Reichsgeſetze vom 17. Mai 1898, betreffend Aenderungen der Civil: 
prozeßordnung “. 


Als F. 10a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


Für die erſte und die zweite Inſtanz kann einer armen Partei zur 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte in den Inſtruktionsterminen 
einer der bei der Auseinanderſetzungsbehörde beſchäftigten Beamten, der 
nicht als Richter angeſtellt iſt, auf Antrag beigeordnet werden, ſoweit 
die Inſtruktionstermine nicht an dem Wohnort oder regelmäßigen Auf— 
enthaltsorte der Partei ſtattfinden. Die in Folge deſſen erwachſenden 
baaren Auslagen werden von der Staatskaſſe beſtritten und als Prozeß⸗ 
koſten in Anſatz gebracht. 


Der F. 19 wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


Auf die Verhandlung mit tauben, blinden, ſtummen oder ſonſt 
am Sprechen verhinderten und mit ſchreibensunfähigen Perſonen finden 
die für die Aufnahme gerichtlicher Urkunden gegebenen Vorſchriften der 
§§. 169, 174, des §. 177 Abſ. 2, 3, des F. 178 und, ſoweit fie 
ſich auf den Gerichtsſchreiber und die Zeugen beziehen, der SS. 170 
bis 173 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 Anwendung. Das Gleiche gilt 
von dem Artikel 41 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Ge 
richtsbarkeit. An die Stelle des Gerichtsſchreibers tritt ein vereideter 
Protokollführer. f 


V. Der F. 21 erhält folgende Faſſung: 


(Nr. 10115.) 


Zur Bewirtung von Zuſtellungen können fi) die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden und ihre Kommiſſare an Stelle der Gerichtsdiener 
auch vereideter Boten und anderer Beamten bedienen. 

Die in den $$. 211, 213 der Civilprozeßordnung erwähnten Ob⸗ 
liegenheiten des Gerichtsſchreibers können an Stelle des Kommiſſars 
durch einen von dieſem hierzu beſtellten Beamten wahrgenommen werden. 


VI. 
Na, 


XII. 
XIII. 


XIV. 
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Der F. 24 fällt weg. 
Im F. 54 tritt an die Stelle des Abſ. 5 folgende Vorſchrift: 

Erſcheint in dem erſten zur Leiſtung eines Eides beſtimmten 
Termine der Schwurpflichtige nicht, ſo darf ein Urtheil erſt erlaſſen 
werden, wenn innerhalb einer Nothfriſt von einer Woche nach dem 
Termin ein Antrag auf nachträgliche Abnahme des Eides nicht geſtellt 
worden iſt. 


. Der F. 56 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


War das Verſäumnißurtheil vom Reichsgericht erlaſſen, ſo ſind 
die Akten mit dem Einſpruche dieſem Gerichte zu überſenden. 


Der F. 65 erhält folgende Faſſung: 


Ein Verſäumnißurtheil iſt in der Berufungsinſtanz nicht zu er⸗ 
laſſen. 


Der F. 76 erhält folgenden Zuſatz: 


„gegen Entſcheidungen in Betreff der Prozeßkoſten, unbeſchadet der 
Vorſchrift des §. 96 Abſ. 2 nur, wenn außerdem die Beſchwerde— 
ſumme den Betrag von einhundert Mark überſteigt “. 


Als F. 83a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


Die Beſtimmung des F. 711 der Civilprozeßordnung findet auf 
die Urtheile des Oberlandeskulturgerichts entſprechende Anwendung. 
Wenn auf Ausführung des Gegenſtandes einer Auseinanderſetzung 
erkannt wird, fo finden die $$. 710 bis 719 der Civilprozeßordnung 
keine Anwendung. Für dieſen Fall verbleibt es bei der Vorſchrift des 
$. 6 der Verordnung vom 22. November 1844. 
Im F. 84 wird der letzte Abſatz geſtrichen. 
Im F. 88 werden die Worte: „oder handelt es ſich um die Vollſtreckung 
eines Urtheils für die Rechtsnachfolger des in demſelben bezeichneten 
Gläubigers oder gegen die Rechtsnachfolger des in demſelben bezeichneten 


Schuldners“ erſetzt durch die Worte: 


„oder handelt es ſich in den Fällen, wo ſolches zuläſſig iſt, um die 
Vollſtreckung des Urtheils für oder gegen eine andere als die in dem 
Urtheile bezeichnete Perſon“. 
Im F. 96 wird 
a) im Abſ. 3 hinter den Worten: „neben den Fh. 9“, eingeſchaltet: 
„9a, 10a“ 
b) die Verweiſung „(F. 43 des Ausführungsgeſetzes vom 10. März 1879)“ 
geſtrichen, 
e) als Abſ. 4 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 
Die $$. 5, 6 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie die 
$$. 16, 17, 129 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes finden 
Anwendung. 
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XV. Im F. 99 wird hinter dem Worte „iſt“ eingeſchaltet: 

„ eunbeſchadet der Vorſchrift des $. 9a des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes, “. 

XVI. In dem Geſetze werden die angezogenen Vorſchriften der Deutſchen Civil— 
prozeßordnung durch folgende Vorſchriften der Civilprozeßordnung in der 
Faſſung der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai 1898 
erſetzt und zwar: 

im F. 8 Abſ. 3 die $$. 97 bis 100 durch die $$. 102, 104 bis 107; 

im F. 12 Abſ. 1 die §§. 133 bis 144 durch die $$. 142 bis 158; 

im F. 23 Abſ. 1 die $$. 165 bis 172 durch die $$. 180 bis 184, 
186 bis 189; 

im F. 35 Abſ. 1 die $$. 217 bis 219, 222 durch die $$. 239 bis 
242, 245 

im $. 88 die $$. 664, 665 durch den F. 726 Abſ. 1, die $$. 727 
bis 729, 738, 742, 744, den F. 745 Abſ. 2 und den $. 749; 

im $. 89 Abſ. 2 die SS. 678, 681, 685, 693, 698, 699, 771 
durch die $$. 758, 761, 765, 766, 779, 787, 789, 790, 885. 


Artikel 5. 

Der F. 10 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus 
Forderungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, vom 3. Auguſt 1897 
Geſetz-Samml. S. 388) erhält folgende Faſſung: | 

In den Fällen des $. 726 Abſ. 1, der $$. 727 bis 729, 738, 
742, 744, des $. 745 Abſ. 2 und des $. 749 der Civilprozeßordnung 
iſt die vollſtreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichts 
zu ertheilen, in deſſen Bezirke die Anſtalt ihren Sitz hat. 


i Artikel 6. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 


Artikel 7. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, ſchon vor dem im Artikel 6 bezeichneten 
Zeitpunkte den Text des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeßordnung 
vom 24. März 1879, wie er ſich aus den Aenderungen im Artikel 1 ergiebt, 
unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen durch die Geſetz-Sammlung 


bekannt zu machen. Hierbei iſt der §. 33 des Geſetzes wegzulaſſen. 


Bezüglich des Textes des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinander— 
ſetzungsangelegenheiten, vom 18. Februar 1880, wie er ſich aus den Aenderungen 
im Artikel 4 ergiebt, wird dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten und dem Juſtizminiſter die gleiche Ermächtigung ertheilt. Bei der Be— 

Geſetz-Samml. 1899. (Nr. 10115.) 53 


So 


kanntmachung find diejenigen Worte des Geſetzes, welche ſich nur auf die die 
Stelle von Generalkommiſſionen einnehmenden Regierungen und auf die Spruch⸗ 
kollegien für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten beziehen, ſowie die SS. 30, 
104 bis 111 des Geſetzes wegzulaſſen. 

In den bekannt zu machenden Texten iſt den Verweiſungen auf Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung das Geſetz in der Faſſung des durch den Reichskanzler im 
Reichs⸗Geſetzblatte für 1898 S. 410 veröffentlichten Textes, den Verweiſungen 
auf Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes das Geſetz in der Faſſung 
des durch den Juſtizminiſter in der Geſetz-Sammlung veröffentlichten Textes zu 
Grunde zu legen. 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften der in den Abſ. 1, 2 bezeichneten 
Geſetze verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften der nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen bekannt gemachten Texte an ihre Stelle. 


Artikel 8. 

Soweit in Geſetzen und Verordnungen auf Vorſchriften der Verordnung, 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, 
vom 7. September 1879 (Geſetz-Samml. S. 591) verwieſen iſt, treten die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften einer dieſes Verfahren anderweit regelnden Königlichen 
Verordnung an ihre Stelle. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Skabersjö, den 22. September 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


en = 


(Nr. 10116.) Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung. Vom 23. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Erſter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Grundſtücken 
im Wege der Zwangsvollſtreckung. 


Artikel 1. 

Oeffentliche Laſten eines Grundſtücks im Sinne des F. 10 Abſ. 1 Nr. 3 
und des F. 156 Abf. 1 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 ſind: 

1. die zur Erfüllung der Deichpflicht erforderlichen Beiträge und Leiſtungen, 
ohne Unterſchied, ob ſie von der zuſtändigen Staatsbehörde ausge: 
ſchrieben ſind oder aus der auf einem Deichverbande beruhenden Deich» 
pflicht entſpringen; 

2. die auf einem nicht privatrechtlichen Titel beruhenden Abgaben und 
Leiſtungen, die auf dem Grundſtücke nach Geſetz oder Verfaſſung haften 
(gemeine Laſten). 

Die im Abſ. 1 unter Nr. 1 bezeichneten Laſten gehen den unter Nr. 2 

bezeichneten im Range vor. 
Artikel 2. 

Zu den gemeinen Laſten gehören namentlich: 

1. Abgaben und Leiſtungen, die aus dem Kommunal Kirchen-, Pfarr 
oder Schulverband entſpringen oder an Kirchen, Pfarren, Schulen, 
Kirchen⸗ oder Schulbediente zu entrichten find; 

2. Beiträge, die aus der Verpflichtung zu öffentlichen Wege⸗, Waſſer⸗ 
oder Uferbauten entſtehen; 

3. Beiträge, die an öffentliche Meliorationsgenoſſenſchaften oder andere 
einen gemeinnützigen Zweck verfolgende Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes, insbeſondere an Verbände, welche die Verſicherung ihrer 
Mitglieder gegen den durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben ent— 
ſtehenden Schaden bezwecken, zu entrichten find; 

4. diejenigen Beiträge zur Entſchädigung oder zu den Koſten der Schutz⸗ 
anlagen, welche nach Maßgabe des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen 
und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 416) 
den Eigenthümern gefährdeter oder gefahrbringender Grundſtücke auf 
erlegt ſind. ö 
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Artikel 3. 

In Anſehung des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtücke ftehen 

den öffentlichen Laſten gleich: 

1. die an die Rentenbanken oder die Tilgungskaſſen abgetretenen Renten 
ſowie die an die Staatskaſſe zu entrichtenden Ablöſungsrenten; 

2. wenn das Grundſtück bei einer Auseinanderſetzung betheiligt iſt, die im 
$. 7 Nr. 6 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 397) bezeichneten Koſten 
und Terminalvorſchüſſe auch außerhalb des urſprünglichen Geltungs⸗ 
bereichs des genannten Geſetzes. 

Die Renten, Koſten und Vorſchüſſe haben den Rang zwiſchen den im 

Artikel 1 Abſ. 1 unter Nr. 1 und den daſelbſt unter Nr. 2 bezeichneten Laſten. 


Artikel 4. 

Dem Antrag auf Zwangsverſteigerung ſoll ein das Grundſtück betreffender 
neueſter Auszug aus der Grundſteuermutterrolle und der Gebäudeſteuerrolle bei- 
gefügt werden, ſoweit er nach Lage der Rollen ertheilt werden kann. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Auszugs aus 
den Steuerrollen ein Auszug aus dem Beſitz- und Steuerhefte des Schuldners. 


Artikel 5. 

Für die Bekanntmachung der Terminsbeſtimmung wird der Anzeiger des 

Amtsblatts beſtimmt. | 
Artikel 6 

Die Rechte an dem Grundſtücke, die nach Artikel 22 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch oder nach ſonſtigen landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
der Eintragung nicht bedürfen, bleiben auch dann beſtehen, wenn ſie bei der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt ſind. 

Das Gleiche gilt, unbeſchadet der Vorſchrift des §. 9 Abſ. 2 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Reichsgeſetze, von den im Grundbuch als Leibgedinge, Leib: 
zucht, Altentheil oder Auszug eingetragenen Dienſtbarkeiten und Reallaſten ſowie 
von Grunddienſtbarkeiten, die zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen. = 

Artikel 7. 

Iſt das Grundſtück vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einem Miether oder Pächter überlaffen, fo finden die Vorſchriften des $. 57 des 
Reichsgeſetzes Anwendung. 

Weitergehende Rechte eines Miethers oder Pächters, die ſich aus den bis⸗ 
herigen Geſetzen ergeben, bleiben unberührt. i 
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Artikel 8. 

In den Fällen der $$. 64, 112 des Reichsgeſetzes ift der Werth der 
Grundſtücke auf den vierzigfachen Betrag des ſtaatlich ermittelten Grundſteuer— 
reinertrags und den fünfundzwanzigfachen Betrag des ſtaatlich ermittelten Ge— 
bäudeſteuernutzungswerths zu beſtimmen. Ergeben ſich begründete Bedenken gegen 
die Richtigkeit dieſer Beſtimmung oder find die Grundſtücke nicht zur Grund- 
ſteuer oder zur Gebäudeſteuer ſtaatlich veranlagt, ſo hat das Gericht den Werth 
nach freiem Ermeſſen, nöthigenfalls unter Zuziehung eines Sachverſtändigen, zu 
beſtimmen. 

In den Hohenzollernſchen Landen iſt an Stelle des nach der Grund- und 
Gebäudeſteuer zu berechnenden Werthes der Steueranſchlag maßgebend. 


Artikel 9. 
Für ein Gebot einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbandes, 
einer landſchaftlichen, ritterſchaftlichen, ſtädtiſchen oder provinzialen Kreditanſtalt 
oder einer öffentlichen Sparkaſſe kann Sicherheitsleiſtung nicht verlangt werden. 


Artikel 10. 

Im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes darf die Sicherheit 
für ein Gebot auch durch Stellung eines Bürgen nach $. 239 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geleiſtet werden. f 

Wird dem Bieter der Zuſchlag ertheilt, fo iſt in dem Beſchluſſe der Bürge 
unter Angabe der Höhe ſeiner Schuld für mithaftend zu erklären. Soweit zur 
Ausführung des Theilungsplans die Forderung gegen den Erſteher auf die 
Berechtigten übertragen wird, iſt den Berechtigten nach der Rangordnung 
ihrer Anſprüche die Forderung gegen den Bürgen mitzuübertragen. Die For⸗ 
derung iſt nach Maßgabe des $. 132 des Reichsgeſetzes gegen den Bürgen 
vollſtreckbar. 

Auf Gebote des Schuldners oder eines neu eingetretenen Eigenthümers 
finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


Artikel 11. 

Iſt in dem Termine zur Vertheilung des Verſteigerungserlöſes oder eines 
im Zwangsverwaltungsverfahren erzielten Ueberſchuſſes ein Berechtigter, dem nach 
dem Theilungsplan ein Betrag zugetheilt iſt, nicht erſchienen, ſo erfolgt die 
Ueberſendung des Betrags nach Maßgabe der $$. 25, 26 der Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 14. März 1879 (Gefeg-Samml. S. 249) durch die Poſt, Beträge 
von nicht mehr als dreihundert Mark können innerhalb des Gebiets des Deutſchen 
Reichs dem Berechtigten auch ohne Antrag überſandt werden. Die nach $. 25 
Abſ. 2 erforderliche Beglaubigung der Unterſchrift des Berechtigten iſt ſtempel⸗ 
frei; geſchieht fie durch ein Gericht oder einen Notar, fo iſt dafür eine Gebühr 
von drei Mark zu entrichten. 
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Auf Antrag des Berechtigten iſt die Auszahlung durch ein erſuchtes Gericht 
zu bewirken. Die Koſten und die Gefahr der Ueberſendung an das erſuchte 
Gericht trägt der Berechtigte. 

Artikel 12. 

Im Falle des §. 6 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung 
aus Forderungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, vom 3. Auguſt 
1897 (Geſetz-Samml. S. 388) findet die Vorſchrift des F. 155 Abſ. 1 des 
Reichsgeſetzes auch auf die Ausgaben und Koſten der durch die Kreditanſtalt 
eingeleiteten Zwangsverwaltung Anwendung. 

Der Kreditanſtalt ſteht wegen ihrer Ausgaben zur Erhaltung oder nöthigen 
Verbeſſerung des Grundſtücks ein Recht auf Befriedigung nach §. 10 Abſ. 1 
Nr. 1 des Reichsgeſetzes auch inſoweit zu, als ſie die Ausgaben während der 
von ihr eingeleiteten Zwangsverwaltung aufgewendet hat. Im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung gilt dies auch dann, wenn die von der Kreditanſtalt eingeleitete 
Zwangsverwaltung bis zum Zuſchlage fortdauert. 

Die Kreditanſtalt ift berechtigt, von den im Abſ. 2 bezeichneten Ausgaben 
ſeit der Zeit der Aufwendung Zinſen mit dem Range des Anſpruchs auf Erſatz 
der Ausgaben in Anſatz zu bringen. 


Artikel 13. 

Iſt bei der Vertheilung eines im Zwangsverwaltungsverfahren erzielten 
Ueberſchuſſes ein Anſpruch aus einem eingetragenen Rechte zu berückſichtigen, 
wegen deſſen der Berechtigte Befriedigung aus dem Grundſtücke lediglich im Wege 
der Zwangsverwaltung ſuchen kann, ſo iſt in den Theilungsplan der ganze 
Betrag des Anſpruchs aufzunehmen. 


Artikel 14. 

In dem Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Ausſchließung eines unbekannten 
Berechtigten von der Befriedigung aus einem zugetheilten Betrag erfolgt die 
öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots nach den für die öffentliche Bekannt⸗ 
machung eines Verſteigerungstermins geltenden Vorſchriften. 

Die Aufgebotsfriſt muß mindeſtens drei Monate betragen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Bergwerkseigen⸗ 
thum, unbeweglichen Bergwerksantheilen und ſelbſtändigen Kohlen⸗ 
abbau⸗Gerechtigkeiten im Wege der Zwangsvollſtreckung. 


Artikel 15. 

Für die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung eines Berqwerks⸗ 
eigenthums, eines unbeweglichen Bergwerksantheils oder einer ſelbſtändigen Kohlen 
abbau⸗Gerechtigkeit in den vormals Sächſiſchen Landestheilen gelten die beſonderen 
Vorſchriften der Artikel 16 bis 21. 1 
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Artikel 16. 
Zu den Betheiligten gehört in jedem Falle der Repräſentant oder Gruben 
vorſtand. 


Artikel 17. 

Die Anſprüche der zum Betriebe des Bergbaues angenommenen, in einem 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe ſtehenden Perſonen, insbeſondere der Bergleute 
und der Betriebsbeamten, auf Lohn und andere Bezüge gewähren wegen der 
laufenden und der aus dem letzten Jahre rückſtändigen Beträge ein Recht auf 
Befriedigung in der zweiten Klaſſe. 

Die Beiträge, die der Werksbeſitzer nach §. 174, F. 175 Abſ. 2 oder 
§. 176 Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes zu den Knappſchafts⸗ und Kranken⸗ 
kaſſen zu leiſten hat, gelten als gemeine Laſten im Sinne des Artikel 1 Abſ. 1 
Nr. 2 dieſes Geſetzes. 


Artikel 18. 

Dem Antrag auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung iſt eine 
oberbergamtlich, gerichtlich oder notariell beglaubigte Abſchrift der Verleihungs⸗ 
urkunde des Bergwerkes oder, wenn der Antrag eine Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit 
betrifft, eine in gleicher Art beglaubigte Abſchrift des Aktes beizufügen, durch 
den die Gerechtigkeit vom Eigenthum an dem Grundſtücke getrennt worden iſt. 


Artikel 19. N 
Die Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungsverfahren umfaßt nicht die 
bereits gewonnenen Mineralien. 


Artikel 20. i 

Iſt ein Bergwerkseigenthum oder ein unbeweglicher Bergwerksantheil zu 
verſteigern, ſo ſoll die Terminsbeſtimmung außer dem Grundbuchblatte den 
Namen des Bergwerkes ſowie die Mineralien, auf die das Bergwerkseigenthum 
verliehen ift, bezeichnen und im Falle der Verſteigerung eines Bergwerksantheils 
auch die Zahl der Kuxe angeben, in welche das Bergwerk getheilt iſt. 

Außerdem ſoll die Terminsbeſtimmung eine Angabe der Feldesgröße, des 
Kreiſes, in welchem das Feld liegt, und der dem Werke zunächſt gelegenen Stadt 
enthalten. Dieſe Vorſchrift findet auf Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 21. 
Iſt der Werth des Gegenſtandes des Verfahrens feftzuftellen, fo erfolgt 
die Feſtſtellung durch das Gericht nach freiem Ermeſſen, nöthigenfalls unter Zu⸗ 
ziehung des zuſtändigen Revierbeamten. | 
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Dritter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung in beſonderen 
Fällen. 


Artikel 22. 

Die Vorſchriften der $$. 172 bis 184 des Reichsgeſetzes gelten mit den 
Aenderungen, die ſich aus dem erſten und zweiten Abſchnitte dieſes Geſetzes 
ergeben, auch für Bergwerkseigenthum, unbewegliche Bergwerksantheile und 
ſelbſtändige Gerechtigkeiten. 

Artikel 23. 

Auf die Zwangsverſteigerung eines Bergwerkes oder eines Bergwerks⸗ 
antheils nach den §§. 159, 161, 162, 234, 235 des Allgemeinen Berggeſetzes 
finden die Vorſchriften, die für die Zwangsverſteigerung im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung gelten, entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 24 
bis 27 ein Anderes ergiebt. 

- Artikel 24. 

Der Antragſteller hat die Thatſachen, welche fein Recht zur Stellung des 
Antrags begründen, ſoweit ſie nicht bei dem Gericht offenkundig ſind, durch 
Urkunden glaubhaft zu machen. 

Iſt der Antrag von einem nach F. 159 Abſ. 1 des Allgemeinen Berg— 
geſetzes Berechtigten geſtellt, ſo ſind mit dem Beſchluſſe, durch den die Zwangs— 
verſteigerung angeordnet wird, der Antrag und, wenn der Berechtigte nicht im 
Grundbuch eingetragen iſt, die im Abſ. 1 bezeichneten Urkunden dem Bergwerks— 
eigenthümer zuzuſtellen. 

Artikel 25. . 

Auf Antrag des Bergwerkseigenthümers darf die Zwangsverſteigerung nur 
angeordnet werden, wenn der Antragſteller als Eigenthümer im Grundbuch ein— 
getragen oder wenn er Erbe des eingetragenen Eigenthümers iſt. 


Artikel 26. 

ft die Zwangsverſteigerung eines Bergwerkes auf Antrag des Bergwerks— 
eigenthümers oder die Zwangsverſteigerung eines Bergwerksantheils auf Antrag 
der Gewerkſchaft angeordnet oder hat der Bergwerkseigenthümer nach den $$. 161, 
162 des Allgemeinen Berggeſetzes auf das Bergwerkseigenthum verzichtet, ſo gilt 
der Beſchluß, durch den das Verfahren angeordnet wird, nicht als Beſchlag— 
nahme. Im Sinne der $$. 13, 55 des Reichsgeſetzes iſt jedoch die Zuſtellung 
des Beſchluſſes an den Antragſteller als Beſchlagnahme anzuſehen. 


Artikel 27. 
Die Vorſchriften über das geringſte Gebot finden keine Anwendung. Das 
Meiſtgebot iſt in ſeinem ganzen Betrage durch Zahlung zu berichtigen. 
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Artikel 28. 
Auf den Verkauf eines Grundſtücks nach den §§. 40, 58, 60 Theil I 
Titel 8 des Allgemeinen Landrechts finden die Vorſchriften, die für die Zwangs⸗ 
verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung gelten, entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 29 bis 32 ein Anderes ergiebt. 


Artikel 29. 
Antragsberechtigt iſt die Ortspolizeibehörde. 
Der Antrag ſoll das Grundſtück, den Eigenthümer und die Thatſachen 
bezeichnen, welche das Recht zur Stellung des Antrags begründen. Die Vor⸗ 
ſchriften des Artikel 24 finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 30. 
Der Anſpruch auf Erſatz der im F. 43 Theil I Titel 8 des Allgemeinen 
Landrechts bezeichneten Verwendungen gewährt ein Recht auf Befriedigung aus 
dem Grundſtücke vor allen anderen Anſprüchen. 


Artikel 31. 
Die Vorſchriften über das geringſte Gebot finden keine Anwendung. 
Das Gericht hat die Uebernahme der Wiederherſtellung des Gebäudes 
von Amtswegen als Verſteigerungsbedingung zu beſtimmen. 


Artikel 32. 

Angebote nach den FF. 45 bis 47 Theil I Titel 8 des Allgemeinen 
Landrechts ſind nur zu berückſichtigen, wenn ſie im Verſteigerungstermine geltend 
gemacht werden. 

Bleibt die Verſteigerung ergebnißlos, ſo iſt der Zuſchlag nach Maßgabe 
der $$. 45 bis 48 des bezeichneten Titels zu ertheilen. Die Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung über den Zuſchlag kann auch auf die Verletzung einer dieſer 
Vorſchriften geſtützt werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


Artikel 33. 

Im bisherigen Geltungsbereiche des Geſetzes über das Grundbuchweſen im 
Bezirke des Appellationsgerichts zu Caſſel ꝛc. vom 29. Mai 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 273) iſt eine vor dem 1. Juli 1874 entſtandene Hypothek, die nicht in eine 
Hypothek des Preußiſchen Rechtes umgewandelt iſt, bei der Feſtſtellung des 
geringſten Gebots und bei der Aufſtellung des Theilungsplans nur zu berück— 
ſichtigen, wenn ſie rechtzeitig angemeldet wird. 
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Artikel 34. 

Die Verfaſſungen und Satzungen der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) 
Kreditanſtalten und der provinzial⸗(kommunal) ftändifchen öffentlichen Grundkredit⸗ 
anſtalten werden, auch ſoweit ſie den Anſtalten weitergehende Befugniſſe gewähren, 
durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 


Artikel 35. 

Iſt im Falle der Enteignung eines mit Reallaſten, Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden oder Rentenſchulden belaſteten Grundſtücks die für den Eigenthümer ver⸗ 
einbarte oder durch Beſchluß oder Urtheil endgültig feſtgeſtellte Entſchädigungs⸗ 
ſumme nach $. 37 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes über die Enteignung von Grund- 
eigenthum vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗-Samml. S. 221) hinterlegt und find die 
Wirkungen der Enteignung eingetreten, ſo haben die Realberechtigten an dieſer 
Entſchädigung, unbeſchadet der Vorſchriften der $$. 38, 49 des genannten Ge⸗ 
ſetzes, dieſelben Rechte, welche ihnen im Falle des Erlöſchens ihres Rechtes durch 
Zwangsverſteigerung an dem Exlöſe zuſtehen. 

Der Eigenthümer und jeder der im Abſ. 1 bezeichneten Realberechtigten 
kann die Eröffnung eines gerichtlichen Vertheilungsverfahrens beantragen. Für 
das Verfahren gelten die Vorſchriften der Artikel 36 bis 41. 


: Artikel 36, 
Das Vertheilungsverfahren iſt auf Antrag des Eigenthümers aufzuheben, 
wenn dieſer bis zum Schluſſe des erſten Termins nachweiſt, daß er nach $. 38 
des Enteignungsgeſetzes über die Entſchädigungsſumme verfügen kann. 


Artikel 37. 

Nimmt der Eigenthümer die Vermittelung der Auseinanderſetzungsbehörde 
wegen Auszahlung oder Verwendung der Entſchädigungsſumme in Anſpruch, ſo 
hat die Auseinanderſetzungsbehörde von der Einleitung des Vermittelungsverfahrens 
und nach deſſen Beendigung von der Art der Erledigung dem für das Ver⸗ 
theilungsverfahren zuſtändigen Gerichte Mittheilung zu machen. 

Solange dieſen Mittheilungen zufolge ein Vermittelungsverfahren bei der 
Auseinanderſetzungsbehörde anhängig iſt, hat das Gericht Anträge auf Eröffnung 
des Vertheilungsverfahrens abzulehnen. 


Artikel 38. 

Erlangt das Gericht in einem anhängigen Vertheilungsverfahren vor dem 
Schluſſe des erſten Termins von der Einleitung eines Vermittelungsverfahrens 
Kenntniß, ſo iſt das Vertheilungsverfahren bis zur Erledigung dieſes Verfahrens 
einſtweilen einzuſtellen. 5 

Das Gleiche gilt, wenn der Eigenthümer vor dem Schluſſe des erften 
Termins die Beſtimmung einer Friſt nachſucht und vor dem Ablaufe der Friſt 
die Einleitung des Vermittelungsverfahrens zur Kenntniß des Gerichts gelangt. 


„ 


Endigt das Vermittelungsverfahren mit der vollſtändigen Freigabe oder Ver⸗ 
theilung der Entſchädigungsſumme, ſo iſt das Vertheilungsverfahren aufzuheben. 


Artikel 39. 

Erlangt das Gericht erſt nach dem Schluſſe des erſten Termins oder nach 
dem Ablaufe der im Artikel 38 Abſ. 2 bezeichneten Friſt von der Einleitung 
des Vermittelungsverfahrens Kenntniß, ſo iſt hiervon der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde Mittheilung zu machen; dieſe hat das bei ihr anhängige Verfahren auf 
zuheben. 
8 Artikel 40. 

In den Fällen des Artikel 36, des Artikel 37 Abſ. 2 und des Artikel 38 
Abſ. 3 werden Gerichtskoſten nicht erhoben. 


Artikel 41. 

Auf das Vertheilungsverfahren finden die für die Vertheilung des Erlöſes 

im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften des Reichsgeſetzes mit 
folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

1. Als Betheiligte gelten der Eigenthümer, diejenigen, für welche zur Zeit 
des Ueberganges des Eigenthums auf den Unternehmer ein Recht der 
im Artikel 35 bezeichneten Art im Grundbuch eingetragen oder durch 
Eintragung geſichert iſt, ſowie diejenigen, welche ein ſolches Recht bei 
der Enteignungsbehörde angemeldet haben oder bei dem Vertheilungs— 
gericht anmelden und auf Verlangen des Gerichts oder eines Betheiligten 
glaubhaft machen. 

2. Die Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den das Vertheilungsverfahren 
eröffnet wird, an den Antragſteller iſt im Sinne des F. 13 des Reichs— 
geſetzes als Beſchlagnahme anzuſehen. 

3. Das Vertheilungsgericht hat bei der Eröffnung des Verfahrens das 
Grundbuchamt um die im F. 19 Abf. 2 des Reichsgeſetzes bezeichneten 
Mittheilungen zu erſuchen. In die beglaubigte Abſchrift des Grund— 
buchblatts ſind die zur Zeit des Ueberganges des Eigenthums auf den 
Unternehmer vorhandenen Eintragungen ſowie die ſpäter eingetragenen 
Veränderungen und Löſchungen aufzunehmen. 


Im Falle der Enteignung eines Grundſtückstheils kann, wenn die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Hauptgrundſtücks angeordnet iſt, das Vertheilungsverfahren mit 
en bei der Zwangsverſteigerung ſtattfindenden Vertheilungsverfahren verbunden 
werden. 

Artikel 42. 

Ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragtes Verfahren iſt, auch 
wenn es der Vorſchrift des §. 15 des Einführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze nicht 
unterliegt, nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 
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Artikel 43. 


In einem vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragten Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren beſtimmen ſich die Rechte und die Pflichten des Verwalters 
von der bezeichneten Zeit an nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes. 

Von derſelben Zeit an ſind die Vorſchriften des Reichsgeſetzes auch für die 
Vertheilung der Nutzungen maßgebend. Eine über die Vertheilung vorher ge⸗ 
troffene Beſtimmung bleibt, unbeſchadet der Vorſchriften des §. 159 des Reichs⸗ 
geſetzes, in Kraft. Auch behält ein Anſpruch feinen bisherigen befjeren Rang, 
wenn für ihn vor dem bezeichneten Zeitpunkt eine Beſchlagnahme erfolgt war 


Artikel 44. 


Das Geſetz, betreffend die Gerichtskoſten bei Zwangsverſteigerungen und 
Zwangsverwaltungen von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens, vom 
18. Juli 1883 Geſetz-Samml. S. 189) wird dahin geändert: 


I. In den 98.3, 6 und 9 iſt ſtatt des Wortes „Artheil“ das Wort 
„Beſchluß“ zu ſetzen. Im H. 5 werden die Worte „durch das Urtheil“ 
geſtrichen. 


II. An die Stelle des F. 1 treten folgende Vorſchriften: 

Zwei Zehntheile der im F. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
beſtimmten Gebühr werden erhoben für die Entſcheidung, einſchließlich 
des vorangegangenen Verfahrens, über Anträge auf Anordnung der 
Zwangsverſteigerung, der Zwangsverwaltung oder der Zwangsliqui⸗ 
dation. Iſt ein Gläubiger der Antragſteller, ſo werden die Gebühren 
nach dem Betrage der einzuziehenden Forderungen nebſt den mit- 
einzuziehenden Zinſen berechnet; im Uebrigen werden die Gebühren nach 
der Hälfte des Werthes des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung, 
der Zwangsverwaltung oder der Zwangsliquidation berechnet. Bei 
Gegenſtänden, welche der Grundſteuer oder der Gebäudeſteuer unter⸗ 
liegen, iſt der Werth auf den vierzigfachen Betrag des ſtaatlich er⸗ 
mittelten Grundſteuerreinertrags und den fünfundzwanzigfachen Betrag 
des ſtaatlich ermittelten Gebäudeſteuernutzungswerths zu beſtimmen. 
In den Hohenzollernſchen Landen iſt an Stelle des nach der Grund— 
und Gebäudeſteuer zu berechnenden Werthes der Steueranſchlag maß—⸗ 
gebend. 

Wird der Antrag zurückgenommen, ehe eine gebührenpflichtige 
Entſcheidung ergangen iſt, ſo wird ein Zehntheil der im Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmten Gebühr erhoben. Im Falle einer theilweiſen Zurücknahme 
wird dieſe Gebühr nur inſoweit erhoben, als die im Abſ. 1 beſtimmte 
Gebühr ſich erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung auf den 
zurückgenommenen Theil erſtreckt worden wäre. 
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III. Im F. 2 werden die Worte „Intereſſenten“, „Kaufbedingungen“ erſetzt 
durch die Worte „Betheiligten“, „Verſteigerungsbedingungen “. 8 
Als letzter Abſatz werden folgende Vorſchriften hinzugefügt: 

Findet nach $. 144 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung ein Vertheilungsverfahren nicht ſtatt oder 
wird nach H. 143 desſelben Geſetzes ein Vertheilungsverfahren nach der 
Zuſtellung der Beſtimmung des Vertheilungstermins, aber vor dem 
Beginne des Vertheilungstermins eingeſtellt, ſo werden zwei Zehntheile 
der im F. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühr 
erhoben. Iſt dieſe Gebühr und die Gebühr der Nr. 4 von ver 
ſchiedenen Theilen des Erlöſes zu berechnen, fo darf der Geſammt— 
betrag die nach Nr. 4 von dem Geſammterlöſe zu berechnende Gebühr 
nicht überſchreiten. 


IV. Im H. 3 erhält der Abſ. 3 folgende Faſſung: 

Im Falle der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
einer Gemeinſchaft findet bei der Berechnung der Gebühren, Stempel 
und Abgaben die Vorſchrift im Abſ. 3 der Tarifſtelle 32 des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 (Geſetz-Samml. S. 413) 
Anwendung. 


V. Im FK. 4 erhält der Abſ. 3 folgende Faſſung: 

Auf die Berechnung des Werthes finden die Vorſchriften des 

§. 1 Abſ. 1 Satz 3, 4 Anwendung. 
Der Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

Sind nach F. 65 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung Gegenſtände beſonders verſteigert oder anderweit 
verwerthet worden, ſo tritt für die Berechnung der Gebühren für das 
Vertheilungsverfahren ihr Erlös dem Gebote hinzu. 

Der Abſ. 5 wird geſtrichen. 


VI. Der F. 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die im F. 2 beſtimmten Gebühren werden, wenn der Zuſchlag 
ertheilt iſt und ein Vertheilungstermin ſtattfindet, nicht vor dieſem 
Termin erhoben. 


VII. Im F. 7 Abſ. 2 Satz 1 werden die Worte: „und der im $. 148 
Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen, bezeichneten laufenden Leiſtungen“ erſetzt durch die 
Worte: „und der laufenden Beträge der öffentlichen Laſten “. 

Der Abſ. 3 wird geſtrichen. 
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VIII. Im F. 10 werden die Worte „Grundbuch- oder Hypothekenrichters“ 
erſetzt durch das Wort „Grundbuchamts“. An die Stelle der Worte: 
„Eintragung rückſtändigen Kaufgeldes“ treten die Worte: „Eintragung 
der Sicherungshypothek oder des Pfandrechts für die Forderung gegen 
den Erſteher “. 

IX. An die Stelle des F. 11 Abf. I, 2 treten folgende Vorſchriften: 

Zur Zahlung der im F. 1 beſtimmten Gebühren iſt der Antrag: 
ſteller, zur Zahlung der im F. 3 beſtimmten Gebühren, Stempel und 
Abgaben iſt der Erſteher verpflichtet. Für die nach den $$. 2, 7 zu 
erhebenden Gebühren haftet der Antragſteller, ſofern ſie nicht aus einer 
baar vorhandenen Theilungsmaſſe entnommen werden können. 


Artikel 45. 

Die §§. 117 bis 121 a und der §. 122 Abſ. I des Preußiſchen Gerichts— 
koſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 GGeſetz-Samml. S. 203) fallen weg. Im 
$. 122 Abſ. 2 werden die Worte „oder Genehmigung“ geſtrichen und die 
Worte „der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen“ durch die 
Worte „der Zwangsverſteigerung, der Zwangsverwaltung oder der Zwangs⸗ 
liquidation“ erſetzt. Der §. 114 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchriften der §§. 8, 10, 13, 16, 17, 30, 31, 110 
finden auch in den Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit An— 
wendung. In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung oder der 
Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens 
ſowie der Zwangsliquidation einer Bahneinheit finden alle Vorſchriften 
des erſten und zehnten Abſchnitts des erſten Theiles Anwendung. 


Artikel 46. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, bei der Bekanntmachung des neuen 
Textes des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes die §§. 1 bis 11 des Geſetzes vom 
18. Juli 1883 und die §§. 121 b, 122 des Preußischen Gerichtskoſtengeſetzes in 
den zweiten Theil des letzteren Geſetzes als zweiten Abſchnitt unter der Ueberſchrift 
„Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des unbeweg- 
lichen Vermögens. Zwangsliquidation einer Bahneinheit.“ aufzunehmen. Hierbei 
find die $$. 121b, 122 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes hinter den §§. 1 
bis 8, 10, 11 des Geſetzes vom 18. Juli 1883 und der $. 9 des letzteren Ge⸗ 
fees am Schluſſe des Abſchnitts einzuſtellen. Die §§. 114 bis 116, 122, 
123 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhalten als erſter Abſchnitt des zweiten 
Theiles die Ueberſchrift: „Allgemeine Beſtimmungen.“ 


Artikel 47. 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche durch dieſes 
Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden neuen 
Vorſchriften. 
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Artikel 48. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Reichsgeſetz in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikel 46 treten mit der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Skabersjö, den 23. September 1899, 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10117.) Ausführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuche. Vom 24. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 

Für den Erlaß von Beſtimmungen, durch welche die Grenze des Klein— 
gewerbes nach Maßgabe des F. 4 Abſ. 3 des Handelsgeſetzbuchs näher feſtgeſetzt 
wird, ſind der Juſtizminiſter und der Miniſter für Handel und Gewerbe gemein⸗ 
ſchaftlich zuſtändig. Vor dem Erlaſſe ſolcher Beſtimmungen find in der Regel 
die Organe des Handelsſtandes gutachtlich zu hören. 

Das Gleiche gilt von den Beſtimmungen, welche nach §. 30 Abſ. 4 des 
Handelsgeſetzbuchs erlaſſen werden können. 


Artikel 2. 

Iſt auf Grund des bisherigen Landesrechts eine Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter bewirkt, die nach dem Handelsgeſetzbuch unzuläſſig iſt, ſo kann das Re⸗ 
giſtergericht fie von Amtswegen löſchen, ſoweit nicht das bisherige Recht maß⸗ 
gebend bleibt. 

Das Gericht hat den Betheiligten, wenn ſein Aufenthalt bekannt iſt, von 
der beabſichtigten Löſchung zu benachrichtigen und ihm zugleich eine angemeſſene 
Friſt zur Geltendmachung eines Widerſpruchs zu beſtimmen. 

(Nr. 10116— 101179 i 


= ni 


Auf das weitere Verfahren finden die Vorſchriften des $. 141 Abſ. 3, 4 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 Anwendung. ü 

Die Löſchung erfolgt gebührenfrei. Wird jedoch der Widerſpruch eines 
Betheiligten zurückgewieſen, ſo hat er für die Zurückweiſung die für die Löſchung 
beftimmte Gebühr zu entrichten. 

Eintragungen, die den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehe betreffen, bleiben unberührt. 


lrtikel 3. 5 

Die Gerichte, die Beamten der Staatsanwaltſchaft, die Polizei⸗ und Ge⸗ 
meindebehörden ſowie die Notare haben von den zu ihrer amtlichen Kenntniß 
gelangenden Fällen einer unrichtigen, unvollſtändigen oder unterlaſſenen Anmeldung 
zum Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter dem Regiſtergerichte Mittheilung 
zu machen. 

Die Steuerbehörden ſind verpflichtet, dem Regiſtergericht über die An⸗ 
meldung und die Abmeldung ſteuerpflichtiger Gewerbe, über das Ergebniß der 
Veranlagung zur Gewerbeſteuer ſowie über ſpäter eingetretene Veränderungen 
Auskunft zu ertheilen. 

Artikel 4. 

Eine Aktiengeſellſchaft ſowie eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien kann 
aufgelöſt werden, wenn ſie ſich rechtswidriger Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird. 

Ueber die Auflöſung entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren der Bezirks⸗ 
ausſchuß in erſter Inſtanz. Für die Erhebung der Klage iſt der Regierungs⸗ 
präſident zuſtändig. 

Von der Auflöſung hat der Regierungspräſident dem Regiſtergerichte Mit⸗ 
theilung zu machen. 

Artikel 5. 

Verſicherungsverträge und Verlagsverträge bedürfen, wenn fie Handels 

gefchäfte find, zu ihrer Gültigkeit nicht der ſchriftlichen Form. 


Artikel 6. 
Zur Bekanntmachung des Verluſtes eines Inhaberpapiers nach S. 367 


des Handelsgeſetzbuchs ſind die Polizeibehörden auf Antrag des Eigenthümers 


verpflichtet, wenn glaubhaft gemacht wird, daß das Papier dem Eigenthümer 
geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen iſt. Die 
Koſten der Bekanntmachung hat der Antragſteller zu tragen und auf Erfordern 
vorzuſchießen. 
Artikel 7. 
Königlicher Verordnung bleibt vorbehalten: 


1. die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, welche ſich auf den Aufenthalt 
des Schiffes im Heimathshafen beziehen, auf alle oder einige Häfen 


2. 
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des Reviers des Heimathshafens auszudehnen (Handelsgeſetzbuch $. 480 
Abſ. 2); 

zu beſtimmen, daß auf kleineren Fahrzeugen (Küſtenfahrern und der— 
gleichen) die Führung eines Tagebuchs nicht erforderlich iſt (Handels— 
geſetzbuch §. 521), 


3. zu beſtimmen, daß die Vorſchrift des §. 566 Abſ. 1 des Handels— 


geſetzbuchs, ſoweit ſie die Beladung des Verdecks betrifft, auf die 
Küſtenſchiffahrt keine Anwendung findet. 


Bis zur anderweitigen Regelung durch eine ſolche Verordnung bleiben 


1 


1 


os 


die $$. 32, 33, 34 des i zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuche für das ße Königreich. Hannover vom 5. Ok— 
tober 1864 (Hannoverſche Geſetz-Samml. Abth. I S. 213), 


die SS. 67, 68 der Verordnung, betreffend die Einführung des ALL 


gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs in die Herzogthümer Holſtein 
und Schleswig, vom 5. Juli 1867 Geſetz-Samml. S. 1133), 


der FK. 2 des Geſetzes, betreffend die eee e e zum 


Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch für das Jadegebiet, vom 
9. März 1870 Geſetz-Samml. S. 248) 


für ihr Geltungsgebiet mit der Maßgabe in Kraft, daß an die Stelle der darin 
in Bezug genommenen Vorſchriften des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
die entſprechenden Vorſchriften des neuen Handelsgeſetzbuchs treten. 


Artikel 8. 


Die nachſtehenden Geſetze und Verordnungen ſowie die zu ihrer Ergänzung, 
Ausführung oder Abänderung erlaſſenen landesrechtlichen Vorſchriften werden, 
ſoweit ſie noch in Geltung find und nicht ſchon in Folge Reichsgeſetzes außer 
Kraft treten, unbeſchadet der Vorſchrift des Artikel 7 Abſ. 2 dieſes Geſetzes und 
der ee anderer Geſetze, aufgehoben: 
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das Preußiſche Einführungsgeſetz zum Allgemeinen Deutſchen Handels— 
geleg ce vom 24. Juni 1861 Geſetz-Samml. S. 449); 

das Einführungsgeſetz für das Herzogthum Naſſau vom 2. Oktober 1861 
(Verordnungs-Blatt S. 121); 

das Einführungsgeſetz für das Königreich Bayern vom 10. November 1861 
(Geſetzblatt S. 425); 


das Einführungsgeſetz für das Großherzogthum Heſſen vom 1. Auguſt 1862 


(Regierungs-Blatt S. 627); 


das Einführungsgeſetz für die Freie Stadt Frankfurt vom 17. Ob 


tober 1862 (Geſetz- und Statuten-Samml. Bd. 15 S. 113); 
das Einführungsgeſetz für das Landgrafthum Heſſen vom 25. Auguſt 1863 
(Regierungs-Blatt Nr. 7); 
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7. das Einführungsgeſetz für das Königreich Hannover vom 5. Ok⸗ 
tober 1864 (Geſetz-Samml. Abth. I S. 213); 
8. das Einführungsgeſetz für das Kurfürſtenthum Heſſen vom 3. Mai 1865 
(Geſetz»Samml. Bd. 17 S. 55); 
9. die Verordnung, betreffend die Einführung verſchiedener ſeerechtlicher 
Vorſchriften des Preußiſchen Rechts in das vormalige Königreich Han⸗ 
nover, vom 24. Juni 1867 (Geſetz-Samml. S. 1165); 
10. die Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs in die Herzogthümer Holſtein und Schleswig, vom 
5. Juli 1867 (Geſetz-Samml. S. 1133); 
11. die Verordnung, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in 
den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit 
der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, vom 24. Auguſt 1867 
(Geſetz-Samml. S. 1645); 
12. das Einführungsgeſetz für das Herzogthum Lauenburg vom 21. Ok⸗ 
tober 1868 (Offiz. Wochenblatt S. 475); N 
13. das Geſetz, betreffend die Einführungsbeſtimmungen zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch für das Jadegebiet und die Einführung 
verſchiedener ſeerechtlicher Vorſchriften in dasſelbe, vom 9. März 1870 
(Geſetz⸗Samml. S. 248); 
14. der §. 1 Nr. IV der Verordnung, betreffend die Einführung Preußiſcher 
Landesgeſetze in Helgoland, vom 22. März 1891 Geſetz-Samml. S. 39). 
Unberührt bleiben jedoch diejenigen Vorſchriften der vorbezeichneten Geſetze 
und Verordnungen, welche die vor ihrem Erlaß entſtandenen Rechtsverhältniſſe 
betreffen. 
Artikel 9. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Skabersjö, den 24. September 1899. 


(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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(Jr. 10118.) Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung. Vom 26. September 1899. 


?. K f 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: N 5 
Artikel 1. 

Die Amtsgerichte ſind die Grundbuchämter für die in ihrem Bezirke be⸗ 
legenen Grundſtücke. 

Artikel 2. 

Liegt ein Grundſtück in den Bezirken mehrerer Grundbuchämter oder ſollen 
mehrere in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter belegene Grundſtücke zu 
einem Grundſtücke vereinigt werden, ſo iſt das zuſtändige Grundbuchamt nach 
$. 20 des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze zu beſtimmen. 


Artikel 3. 

Soll ein Grundſtück einem in dem Bezirk eines anderen Grundbuchamts 
belegenen Grundſtück als Beſtandtheil zugeſchrieben werden, ſo iſt für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Antrag auf Zuſchreibung und, wenn dem Antrage ſtattgegeben 
wird, für die Führung des Grundbuchs über das ganze Grundſtück das andere 
Grundbuchamt zuſtändig. 

2 Artikel 4. 8 

Für die Entgegennahme eines auf eine Eintragung gerichteten Antrags 
oder Erſuchens und die Beurkundung des Zeitpunkts, in welchem der Antrag 
oder das Erſuchen bei dem Grundbuchamt eingeht, ſind nur die mit der Führung 
des Grundbuchs über das betreffende Grundſtück beauftragten Beamten, und zwar 
ſowohl der Richter als auch der Gerichtsſchreiber, zuſtändig. 

Bezieht ſich der Antrag oder das Erſuchen auf mehrere Grundſtücke, in 
Anſehung deren die Führung des Grundbuchs verſchiedenen Grundbuchbeamten 
obliegt, ſo iſt jeder dieſer Beamten zuſtändig. 


- Artikel 5. 
Wird eine Erklärung, welche der im F. 29 der Grundbuchordnung vor- 
geſchriebenen Form bedarf, vor dem Grundbuchamt abgegeben, ſo iſt das Pro— 
tokoll von dem Richter aufzunehmen. 


Artikel 6. 

Die Eintragungen ſollen von dem Richter mit Angabe des Wortlauts 
verfügt, von dem Gerichtsſchreiber ausgeführt und von beiden unterſchrieben 
werden. 

Artikel 7. 

Die Hypotheken-, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe ſowie die nachträglich 
auf fie geſetzten Vermerke find von dem Richter und dem Gerichtsſchreiber zu 
unterſchreiben. i 
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Auch die beglaubigten Abſchriften aus dem Grundbuche ſind von dem 
Richter und dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 


Artikel 8. 
Verletzt ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit die 
ihm obliegende Amtspflicht, fo trifft ihn dem Staate gegenüber die im F. 839 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Verantwortlichkeit. Die im §. 852 Abſ. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehene dreijährige Verjährung beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Erſatzpflicht des Staates von dieſem dem Verletzten 
gegenüber anerkannt oder dem Staate gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 


Artikel 9. 5 

Erklärungen oder Erſuchen einer Behörde, auf Grund deren eine Ein— 
tragung erfolgen ſoll, ſind ordnungsmäßig zu unterſchreiben und mit Siegel oder 
Stempel zu verſehen. 

Artikel 10. 

Soll bei einem zum Nachlaß oder zu dem Geſammtgut einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft oder einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehörenden Grundſtück 
oder Erbbaurecht einer von den Betheiligten als Eigenthümer oder Erbbauberechtigter 
eingetragen werden, fo finden die Vorſchriften der $$. 37, 38 der Grundbuch— 
ordnung entſprechende Anwendung. 

Die Vorſchriften über die Zuſtändigkeit zur Beurkundung der Auflaſſung. 
bleiben unberührt. 

Artikel 11. 

Die öffentlichen Laſten des Grundſtücks, die bei der Zwangsverſteigerung 
und der Zwangsverwaltung den Rechten an dem Grundſtück im Range vorgehen, 
find von der Eintragung in das Grundbuch ausgefchloffen. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften des $. 17 Abſ. 4 und des F. 39 des 
Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 
(Geſetz-Samml. S. 416). 

Artikel 12. 

Die Rentenbankrenten und die Domänen-Amortiſationsrenten werden im 
Geltungsbereiche des Geſetzes über die Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 
1850 Geſetz-Samml. ©. 112) nach deſſen Vorſchriften eingetragen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften treten ſtatt der entgegenſtehenden bisherigen Beſtimmungen auch für die 
Provinz Hannover in Kraft. Die Vorſchriften des F. 6 Nr. 6 des Geſetzes, 
betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 
(Geſetz-Samml. S. 279) und des F. 23 Abſ. 3 Nr. 3 des Geſetzes, betreffend 
das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Gefeb- 
Samml. S. 124) bleiben unberührt. 

Im Uebrigen iſt der Inhalt der von den Auseinanderſetzungsbehörden 
beſtätigten Rezeſſe nur in folgenden Fällen in das Grundbuch einzutragen: 

1. wenn ein im Grundbuche vermerktes Sach- oder Rechtsverhältniß auf 

gehoben oder verändert wird; 
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. wenn für ein mit dem Eigenthum an dem Grundſtücke verbundenes 
Recht eine Entſchädigung durch ein baar oder in Rentenbriefen zu 
zahlendes Kapital von mehr als ſechszig Mark gewährt wird; 

wenn das Grundſtück mit einem Rechte, das zu ſeiner Begründung 
der Eintragung in das Grundbuch bedarf, neu belaſtet wird. 


Artikel 13. 

Sind auf Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde über die Vorſchriften 
des Artikel 12 hinausgehende Eintragungen erfolgt, fo kann die Auseinander- 
ſetzungsbehörde das Grundbuchamt um die Löſchung erſuchen; auf Antrag des 
Eigenthümers hat ſie die Löſchung herbeizuführen. Die Löſchung erfolgt koſtenfrei. 


Artikel 14. 

Die Auseinanderſetzungsbehörden ſind in einem vor ihnen anhängigen 
Verfahren befugt, das Grundbuchamt um die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines Eigenthümers zu erſuchen und den Eigenthümer zur Bei— 
bringung der nach ihrem Ermeſſen zum Nachweiſe des Eigenthums erforderlichen 
Urkunden durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Die einzelne Strafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überſteigen. 


Artikel 15. 

Lehns⸗, Meier-, Erbzins- und Erbleihegüter ſowie ſonſtige Güter, an denen 
ein Obereigenthum beſteht, Erbpacht- und Familienfideikommißgüter ſowie die 
nach dem Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze vom 11. September 1858 (Reg.-Bl. 

S. 537) errichteten landwirthſchaftlichen Erbgüter ſind auf den Namen des 
on zu 8 555 und Nutzung Berechtigten einzutragen. Die Eigenſchaft des 
Gutes iſt als Verfügungsbeſchränkung einzutragen. 

Gehört zu dem Verband eines Gutes der bezeichneten Art eine Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld, jo finden die Vorſchriften des Abſ. 1 ent— 
ſprechende Anwendung; gehört das Recht zu einem Familienfideikommiſſe, ſo 
findet außer den Vorſchriften des Abſ. 1 auch die Vorſchrift des §. 41 a 1 der 
Grundbuchordnung entſprechende Anwendung.“ 


Artikel 16. 

Bei Familienfideikommiſſen, die unter Aufſicht einer Fideikommißbehörde 
ſtehen, erfolgt die Eintragung der Fideikommißeigenſchaft auf Erſuchen dieſer 
Behörde, die Eintragung des Fideikommißfolgers auf Grund einer Beſcheinigung 
der Behörde über ſeine Berechtigung, die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft 
auf Grund einer Beſcheinigung der Behörde über das Erlöſchen oder auf Grund 
nn von der Behörde beſtätigten Familienſchluſſes über die Aufhebung der 

igenſchaft. 

ur die Beſcheinigung über die Berechtigung des Fideikommißfolgers finden 
die für den Erbſchein geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
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Artikel 17. 

Fideikommißbehörde im Sinne des Artikel 16 iſt die Behörde, welche 
geſetzlich als ſolche beſtellt oder welcher das Fideikommiß ſtiftungsmäßig zur 
Beaufſichtigung unterſtellt iſt. 

Ein Fideikommiß kann fortan ſtiftungsmäßig nur dem Oberlandesgerichte 
zur Beaufſichtigung unterſtellt werden. Die Beſtimmung bedarf der Genehmigung 
des Juſtizminiſters, ſofern nicht die Verfügung, durch die ſie getroffen wird, der 
landesherrlichen Genehmigung unterliegt. ö 


Artikel 18. 

In Ermangelung einer Fideikommißbehörde erfolgt die Eintragung ſowie 
die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft auf Grund des Nachweiſes ihrer Ent- 
ſtehung oder Endigung, die Eintragung des Fideikommißfolgers auf Grund der 
Beſcheinigung des Gerichts über die Berechtigung des Fideikommißfolgers. 

Auf die Beſcheinigung finden die für den Erbſchein geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung. Zuſtändig für die Ertheilung iſt das Amtsgericht, 
bei welchem das Grundbuch über den Gegenſtand des Fideikommiſſes geführt 
wird. Umfaßt das Fideikommiß Gegenſtände, über die das Grundbuch von ver⸗ 
ſchiedenen Amtsgerichten geführt wird, ſo iſt das örtlich zuſtändige Gericht nach 
§. 20 des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze zu beſtimmen. 


Artikel 19. 

Auf die Eintragung eines Lehnsfolgers und die Löſchung der Lehns⸗ 
eigenſchaft finden die Vorſchriften des Artikel 16, auf die Eintragung ſowie die 
Löſchung der Stammgutseigenſchaft und die Eintragung des Stammgutsnach⸗ 
folgers finden die Vorſchriften des Artikel 18 entſprechende Anwendung. 

Bei Erbſtammgütern nach Bremiſchem Ritterrechte kann die Eintragung 
ſowie die Löſchung auch auf Antrag des Präſidiums der Bremiſchen Ritterſchaft 
($. 7 des revidirten Ritterrechts vom 19. April 1847) erfolgen. 


Artikel 20. 

Im Falle der Veräußerung eines Theiles eines Grundſtücks, das im 
Lehns-⸗, Fideikommiß⸗, Erbſtammguts⸗, Stammguts⸗ oder Leiheverbande ſteht 
oder mit Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden belaſtet iſt, 
kann der Theil auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes der zuſtändigen Behörde 
frei von allen oder einzelnen Belaſtungen des Hauptgrundſtücks von dieſem 
ohne die Bewilligung der Berechtigten unter folgenden Vorausſetzungen abge⸗ 
ſchrieben werden: 

1. Wird der Grundſtückstheil gegen Auferlegung einer Rente veräußert, 
ſo kann die Abſchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig die Rente 
auf dem Grundſtückstheile mit dem Vorrange vor ſonſtigen Belaſtungen 
als Reallaſt zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers des Haupt⸗ 
grundſtücks eingetragen und auf dem Blatte des Hauptgrundſtücks 
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vermerkt wird. Zu den Belaſtungen, denen die Rente vorzugehen hat, 
gehören nicht die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Beförderung 
der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juni 1891 (Geſetz Samml. 
S. 270 feſtgeſtellten Rentenbankrenten. 

2. Wird der Grundſtückstheil gegen ein anderes Grundſtück vertauſcht, 
ſo kann die Abſchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das eingetauſchte 
Grundſtück dem Hauptgrundſtück als Beſtandtheil zugeſchrieben wird; 
iſt ein Ausgleichungskapital feſtgeſtellt, ſo finden auf dieſes die unter 
Nr. 3 für ein vereinbartes Kaufgeld gegebenen Vorſchriften Anwendung. 

3. Iſt der Grundſtückstheil verkauft, ſo kann die Abſchreibung nur 
erfolgen: 

a) wenn gleichzeitig auf dem Grundſtückstheil eine Hypothek für die 
Kaufgeldforderung zur erſten Stelle und die Zugehörigkeit dieſer 
Forderung zu dem Verbande, dem das Hauptgrundſtück angehört, 
oder ein Pfandrecht an der Forderung für diejenigen Neallaft- 
berechtigten, Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldgläubiger 
eingetragen wird, deren Bewilligung durch das Unſchädlichkeits— 
zeugniß erſetzt wird; 
wenn die Auseinanderſetzungsbehörde beſcheinigt, daß das Kauf— 
geld zu ihrer Verfügung hinterlegt oder ſichergeſtellt oder daß 
die Verwendung des Kaufgeldes erfolgt oder nicht erforderlich iſt. 

4. Wird der Grundſtückstheil zu öffentlichen Zwecken unentgeltlich ver— 

äußert, fo kann die Abſchreibung nur erfolgen, wenn die Auseinander- 
ſetzungsbehörde beſcheinigt, daß mit der Ausführung der öffentlichen 
Anlage begonnen iſt. 

Auf eine Eintragung, die auf Grund des Unſchädlichkeitszeugniſſes bei 
einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld zu bewirken iſt, finden 
die Vorſchriften der $$. 42 bis 44 der Grundbuchordnung keine Anwendung. 
Wird der Hypotheken, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbrief nachträglich vorgelegt, 
ſo hat das Grundbuchamt die Eintragung auf dem Briefe zu vermerken. 


b 
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Artikel 21. 

Die ſatzungsmäßigen Vorſchriften, welche für die zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden landſchaftlichen oder ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditanſtalten über die Aufnahme, Eintragung oder Löſchung der Pfand⸗ 
briefdarlehen ſowie über die Umſchreibung eingetragener Forderungen in Pfand⸗ 
briefdarlehen und die Umwandlung der Pfandbriefe ergangen ſind, bleiben 
in Kraft. 

Als landſchaftliche Kreditanſtalten im Sinne des Abſ. 1 gelten auch die 
Provinzial (kommunal) ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalten. 12 
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Artikel 22. 

Die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften der Grundbuchordnung 
und dieſes Geſetzes finden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, auf Bergwerke, 
ſelbſtändige Kohlenabbau-Gerechtigkeiten und andere ſelbſtändige Gerechtigkeiten 
entſprechende Anwendung. 

Artikel 23. 

Iſt das Bergwerkseigenthum durch Verleihung begründet oder durch 
Konſolidation, Theilung von Grubenfeldern oder Austauſch von Feldestheilen er⸗ 
worben, ſo hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mittheilung einer 
beglaubigten Abſchrift der Verleihungsurkunde oder einer Ausfertigung des be⸗ 
ſtätigten Konſolidations-, Theilungs- oder Austauſchakts um die Bewirkung der 
erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 


Artikel 24. 
Wird die Verleihungsurkunde geändert, ſo hat das Oberbergamt das 
Grundbuchamt unter Mittheilung der Urkunde über die Aenderung um die Ein⸗ 
tragung der Aenderung zu erſuchen. 


Artikel 25. 

Wird das Bergwerkseigenthum oder die Verleihungsurkunde aufgehoben, 
ſo hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mittheilung einer Ausfertigung 
des Aufhebungsbeſchluſſes um die Schließung des über das Bergwerk geführten 
Grundbuchblatts zu erſuchen. 

Bei der Schließung ſind die eingetragenen Belaſtungen von Amtswegen 
zu löſchen. 

Grundſtücke, die dem Bergwerk als Beſtandtheil zugeſchrieben ſind, werden 
mit den darauf haftenden Belaſtungen in das über die Grundſtücke ihres Be⸗ 
zirkes geführte Grundbuch eingetragen. 


Artikel 26. 

Soweit in den Fällen der Artikel 23 bis 25 Hypotheken, Grundſchulden 
oder Rentenſchulden von den Eintragungen betroffen werden, finden die Vor⸗ 
ſchriften der §§. 42 bis 44 der Grundbuchordnung keine Anwendung. Das 
Grundbuchamt hat den Beſitzer des Hypotheken-, Grundſchuld- oder Renten⸗ 
ſchuldbriefs zur Vorlegung anzuhalten, um nach den Vorſchriften des §. 62 
Abſ. 1, des §. 69 und des $. 70 Abſ. 1 der Grundbuchordnung zu verfahren. 


Artikel 27. 

Auf die Anlegung eines Grundbuchblatts für eine ſelbſtändige Kohlenabbau⸗ 
Gerechtigkeit finden die für das Erbbaurecht geltenden Vorſchriften des §. 7 der 
Grundbuchordnung entſprechende Anwendung. 

Für andere ſelbſtändige Gerechtigkeiten wird ein Grundbuchblatt nur auf 
Antrag des Berechtigten angelegt, ſoweit ſich nicht aus den für die Anlegung 
der Grundbücher geltenden Vorſchriften ein Anderes ergiebt. 
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i Artikel 28. 

Die für das Erbbaurecht geltenden Vorſchriften des F. 20 und des $. 22 
Abſ. 2 der Grundbuchordnung finden auf das Bergwerkseigenthum, auf un⸗ 
bewegliche Bergwerksantheile und ſelbſtändige Gerechtigkeiten entſprechende An— 
wendung. 

Artikel 29. 

Landesgeſetzliche Vorſchriften über die Einrichtung der Grundbücher, die 
neben der Grundbuchordnung in Kraft bleiben, können durch Anordnung des 
Juſtizminiſters geändert werden. 5 

Artikel 30. 

Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juni 1895 GGeſetz-Samml. 
S. 203) wird dahin geändert: 

I. Der F. 65 Nr. 4 und die $$. 69 bis 72 werden, unbeſchadet der weiteren 

Anwendung bis zur Anlegung des Grundbuchs, geſtrichen. 

Soweit in dem Geſetze neben dem Grundbuchblatte der Artikel er— 

wähnt iſt, iſt dieſe- Erwähnung zu ſtreichen. 
II. In der Ueberſchrift des dritten Abſchnitts des erſten Theiles, im F. 16, 
im F. 21 Nr. 3 und im F. 56 iſt ſtatt „Grundbuch- und Hypotheken— 
ſachen“, „Grund- oder Hpypothekenbuche“ zu ſetzen „Grundbuchſachen“, 

„Grundbuche “. — 

Im F. 21 Nr. 3 und im F. 36 wird das Wort „Vorrechtsein— 
räumungen“ erſetzt durch das Wort „Vorrangseinräumungen“. 


III. Im F. 57 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „Im Falle des F. 59 
der Grundbuchordnung“ die Worte „Wenn nach F. 90 der Grundbuch— 
ordnung ein Eigenthumserwerb unter Ausſcheiden des Grundſtücks aus 
dem Grundbuche ſtattfindet“. 


IV. Im $. 58 treten an die Stelle der Worte „jede endgültige Eintragung 
in der zweiten oder dritten Abtheilung“ die Worte „jede Eintragung der 
Belaſtung des Grundſtücks mit einem Rechte“. a 

Als Satz 2 wird folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

Als Belaſtungen des Grundſtücks gelten auch das Recht des Nach— 
erben, die Lehns- oder Fideikommißeigenſchaft, ein bedingtes Recht 
auf Eigenthumserwerb ſowie die Zugehörigkeit zu einer Waſſer— 
genoſſenſchaft, einer Bahneinheit oder einer ſonſtigen mit Be 
ſchränkungen des Eigenthümers verbundenen Vermögensmaſſe und 
die nach §. 1010 des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetragenen Be— 
ſtimmungen oder Anſprüche. 


V. Im F. 59 wird hinter dem Worte „Vormerkungen“ das Wort „Wider— 


ſprüchen“ eingeſchaltet. 
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Im F. 60 werden Satz 2, 3 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Gebührenfrei iſt die nach $. 54 der Grundbuchordnung erfolgende 
Eintragung. 

Als Abſ. 2 wird folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

Wird ein Antrag zurückgewieſen, nachdem nach §. 18 der 
Grundbuchordnung eine Vormerkung oder ein Widerſpruch ein⸗ 
getragen war, ſo wird nur die Gebühr für dieſe Eintragung 
erhoben. 


VII. Im F. 61 werden hinter dem Worte „Erwerbspreiſes“ die Worte ein- 


VIII. 


IX. 


geſchaltet: „für die Eintragung des Verzichts auf das Eigenthum am 
Grundſtücke, für die Eintragung der nachträglichen Ausſchließung der 
Ertheilung eines Briefes oder der Aufhebung dieſer Ausſchließung, für 
die Anlegung eines Blattes für ein noch nicht in das Grundbuch ein— 
getragenes oder aus dem Grundbuch ausgeſchiedenes Grundſtück, für das 
Ausſcheiden eines Grundſtücks aus dem Grundbuche, falls nicht gleich— 
zeitig eine Eigenthumsveränderung eingetragen wird, für den Vermerk 
von Rechten, welche dem jeweiligen Eigenthümer zuſtehen “. 


Als Abſ. 2 wird hinzugefügt: 
Auf die Berechnung des Werthes findet die Vorſchrift des 
$. 22 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


Im F. 64 werden hinter dem Worte „Forderung“ folgende Worte ein⸗ 
geſchaltet: „oder der Grundſchuld, bei Rentenſchulden der Betrag der 
Ablöſungsſumme “,; an die Stelle der Worte „bei den in F. 63 Abſ. 1 
bezeichneten Eintragungen oder Löſchungen“ treten die Worte „ſoweit 
nach F. 63 Abſ. 1 nur fünf Zehntheile der Gebühr zu erheben find”. 


Im F. 65 Nr. 1 und 3 werden die Worte „oder Grundſchuldbriefes“, 
„oder Grundſchuldbriefe“ erſetzt durch die Worte „Grundſchuld- oder 
Rentenſchuldbriefs“, „Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefe “. 

In Nr. treten an die Stelle der Worte „für die Erneuerung eines 
Hypotheken- oder Grundſchuldbriefes einſchließlich der dabei vorkommenden 
Nebengeſchäfte, ingleichen für die Ausfertigung eines Hypotheken- oder 
Grundſchuldbriefes an Stelle einer anderen Urkunde über die Hypothek 
oder Grundſchuld“ die Worte „für die Ertheilung eines neuen Briefes, 
einſchließlich des über die Ertheilung im Grundbuch einzutragenden Ver⸗ 
merkes, für die Ergänzung des Auszugs aus dem Grundbuche ſowie für 
die Herſtellung eines Theilbriefs “. 


Im F. 66 Abſ. 1 werden die Worte „ſelbſtändige Gerechtigkeiten“ erſetzt 


durch die Worte „andere Berechtigungen, für welche die ſich auf Grund— 
ſtücke beziehenden Vorſchriften gelten“. 
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XI. Im . 66a erhält der Abſ. 1 Satz 2 folgende Faſſung: 
Es werden erhoben für die Anlegung und für die Schließung des Bahn⸗ 
grundbuchs der Satz des $. 61 und für den Vermerk des Erlöſchens 
der Genehmigung einſchließlich der öffentlichen Bekanntmachung des Ver⸗ 
merkes der Satz des F. 59. 


Artikel 31. 

Im F. 25 des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen 

und Kleinbahnen und die Zwangsvollſtreckung in dieſelben, vom 19. Auguſt 1895 
Geſetz-Samml. S. 499) treten an die Stelle des Abſ. 3 Satz 2 folgende Vor— 
chriften: 

5 Der Inhaber des Zinsſcheins kann gegen Aushändigung des Scheines 
den Betrag in Empfang nehmen. Sein Recht erliſcht mit dem Ablaufe 

von ſechs Monaten nach dem Eintritte der Verjährung; der Hinterleger 

iſt zur Zurücknahme berechtigt. Ein Aufgebot der Zinsſcheine findet nicht ftatt. 


Artikel 32. 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche durch dieſes Geſetz 
außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden neuen 
Vorſchriften. 

Artikel 33. 

Die nachſtehenden Vorſchriften werden, ſoweit ſie nicht ſchon in Folge 
Reichsgeſetzes außer Kraft treten oder nach der zu erlaſſenden Königlichen Ver— 
ordnung für die Anlegung der Grundbücher maßgebend bleiben, unbeſchadet der 
Uebergangsvorſchriften, aufgehoben: 

1. die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446); 

2. das Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Jadegebiete vom 23. März 
1873 (Geſetz-Samml. S. 111); 

3. das Geſetz über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von See— 
ſchiffen in Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mai 1873 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 229) mit Ausnahme des F. 26 und des F. 28 Nr. 4; 

4. das Geſetz über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von See⸗ 
ſchiffen in der Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 27. Mai 1873 Geſetz⸗ 
Samml. S. 241), 

5. das Geſetz über das Grundbuchweſen in der Provinz Hannover ıc. 
vom 28. Mai 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 253) mit Ausnahme des H. 8 
und des $. 14 Abſ. 1; 

6. das Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Appellations⸗ 
gerichts zu Caſſel ꝛc. vom 29. Mai 1873 (Gefeg-Samml. S. 273) 
mit Ausnahme der $$. 45, 47; 

7. das Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Juſtizſenats 
zu Ehrenbreitſtein vom 30. Mai 1873 Geſetz-Samml. S. 287) mit 
Ausnahme des F. 10, 
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8. das Gefeß über das Grundbuchweſen in den Hohenzollernſchen Landen 
vom 31. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 301); 

9. das Geſetz, betreffend die Abänderungen der unter Nr. 2 und 7 ges 
nannten Geſetze, vom 3. Februar 1879 GGeſetz-Samml. S. 17); 

10. das Geſetz über das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts 
vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) mit Ausnahme des §. 1, 
ſoweit er ſich auf das Geſetz, betreffend die Berichtigung des Grund— 
ſteuerkataſters und der Grundbücher bei Auseinanderſetzungen vor 
Beſtätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 bezieht, ſowie der 
H. 29, 31, 76; 

11. das Geſetz, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiet der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Seliioen und 
Landgräflich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 
19. Auguſt 1895 (Geſetz-Samml. ©. 481) mit Ausnahme des F. 1, 
ſoweit er ſich auf das Geſetz vom 26. Juni 1875 bezieht, ſowie der 
FF. 4, 7, 8, des $. 21 Abſ. 2, des F. 22, des F. 72 Abſ. 2 und der 
FF. 74 bis 76; 

12. das Geſetz über das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen im Kreiſe Herzogthum Lauenburg vom 
8. Juni 1896 (Gefeß-Samml. S. 109) mit Ausnahme des F. 1, 
ſoweit er ſich auf das Geſetz vom 26. Juni 1875 bezieht, des $. 59 
Abſ. 2 und des F. 61. 

Soweit die aufrecht erhaltenen Vorſchriften noch nicht in Kraft getreten 

ſind, treten ſie gleichzeitig mit dieſem Geſetz in Kraft. 
Artikel 34. 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit der Grundbuchordnung in Kraft. 

Auf Bergwerke, die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 

verliehen werden, finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſofort Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. N 

Gegeben Neufahrwaſſer, den 26. September 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10119.) Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts— 
anwälte und der Gerichtsvollzieher. Vom 27. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Gebühren der Rechtsanwälte. 


Artikel 1. 
8 Die Vergütung für die Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte beſtimmt ſich, 
ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden Vor— 
ſchriften. 
Artikel 2. 
Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte findet entſprechende An— 
wendung auf die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts: 
1. in den vor beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die 
Civilprozeßordnung oder die Strafprozeßordnung Anwendung findet; 
2. in den nach dem Geſetze, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 
1878 Geſetz-Samml. S. 222) zu behandelnden Strafſachen; 
3. im Verwaltungsftreitverfahren; 
4. im Verfahren vor dem Bundesamte für das Heimathweſen; 
5. in dem Rechtsmittelverfahren, betreffend die Veranlagung von Staats— 
ſteuern 
6. im Verwaltungsſtrafverfahren;, 
7. im Disziplinarverfahren. 
Im Sinne der Gebührenordnung ſteht das Verwaltungsſtrafverfahren dem 
Vorverfahren, das Verfahren vor der entſcheidenden Disziplinarbehörde dem Ver⸗ 
fahren vor der Strafkammer gleich. 


Artikel 3. 

Volle Gebühr im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften iſt die im §. 9 
der Deutſchen Gebührenordnung beſtimmte Gebühr mit der Maßgabe, daß von 
10.000 bis 20000 Mark die Werthsklaſſen um je 2500 Mark und die Gebühren 
um je 4 Mark und von 20 000 Mark an die Gebühren um je 5 Mark und die 
Werthsklaſſen bis 100 000 Mark um je 5000 Mark, bis 300 000 Mark um 
je 10000 Mark, bis 1 Million Mark um je 25 000 Mark und darüber hinaus 
um je 50 000 Mark ſteigen. 
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a Artikel 4. 

Für die Vertretung eines Betheiligten im Verfahren der Zwangsverſtei⸗ 
gerung erhält der Rechtsanwalt drei Zehntheile der vollen Gebühr: 

1. für die Vertretung bis zur Einleitung des Vertheilungsverfahrens; 

2. für die Vertretung im Vertheilungsverfahren. 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehntheile der vollen 
Gebühr für die Wahrnehmung der Verſteigerungstermine. 

Die Gebühr für die Vertretung im Vertheilungsverfahren ſteht dem Rechts— 
anwalt auch dann zu, wenn unter feiner Mitwirkung eine außergerichtliche Der: 
theilung ſtattfindet. i 

Die Gebühren für die Vertretung des Gläubigers oder eines anderen Be 
rechtigten (F. I Nr. 1, 2 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung) beſtimmen ſich nach dem Werthe des Rechtes, wenn jedoch 
der Werth des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Vertheilungs⸗ 
verfahrens geringer iſt, nach dieſem; die neben einem Hauptanſpruche beſtehenden 
Anſprüche wegen der Koſten und Nebenleiſtungen bleiben unberückſichtigt. Im 
Falle der Vertretung eines anderen Betheiligten beſtimmen ſich die Gebühren nach 
dem Werthe des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Vertheilungs— 
verfahrens oder des Antheils des Vertretenen an dieſem Gegenſtande. Auf die 
Berechnung des Werthes des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des 
Vertheilungsverfahrens finden die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. d 

Beſchränkt ſich die Thätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung des 
Gläubigers in dem Verfahren bis zum Verſteigerungstermine, ſo iſt für die Ge— 
bührenberechnung an Stelle des Werthes des Rechtes der Werth des Anſpruchs, 
wegen deſſen die Zwangsverſteigerung beantragt iſt, maßgebend, ſofern nicht die 
Wahrnehmung eines anderen Termins ſtattgefunden hat. 


Artikel 5. 

Für die Vertretung des Gläubigers, des Schuldners oder des Konkurs⸗ 
verwalters im Verfahren der Zwangsverwaltung, einſchließlich des Vertheilungs—⸗ 
verfahrens, erhält der Rechtsanwalt jährlich zwei Zehntheile der vollen Gebühr 
nach dem Werthe der jährlichen Einkünfte. Auf die Berechnung dieſer Gebühr 
finden die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften entſprechende An— 
wendung. 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehntheile der vollen 
Gebühr nach dem Werthe der jährlichen Einkünfte; iſt ein Gläubiger der Antrag⸗ 
ſteller und iſt der Betrag der beizutreibenden Forderung und der miteinzuziehenden 
Zinſen geringer als der Werth der jährlichen Einkünfte, ſo iſt dieſer Betrag für 
die Gebührenberechnung maßgebend. 

Beſchräntt ſich die Thätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung in 
dem Verfahren wegen Anordnung der Zwangsverwaltung, ſo erhält er nur die 
im Abſ. 2 beſtimmte Gebühr. 
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Artikel 6. 

Auf die Vergütung der Berufsthätigkeit eines Rechtsanwalts in einem Ver- 
theilungsverfahren außerhalb der Fälle der Zwangsverſteigerung oder der Zwangs⸗ 
verwaltung finden die Vorſchriften des Artikel 4 entſprechende Anwendung. Das 
Gleiche gilt für ein Vertheilungsverfahren im Falle der Zwangsverwaltung, wenn 
der Rechtsanwalt einen anderen Betheiligten als den Gläubiger, den Schuldner 
oder den Konkursverwalter vertritt; für die Berechnung des Werthes wieder— 
kehrender Leiſtungen iſt der Werth der Leiſtungen eines Jahres, für die Berechnung 
des Werthes des Gegenſtandes des Vertheilungsverfahrens iſt der Werth der Ein⸗ 
künfte eines Jahres maßgebend. 

Artikel 7. N 

Für die Vertretung eines Betheiligten im Verfahren der Zwangsliquidation. 
einer Bahneinheit erhält der Rechtsanwalt drei Zehntheile der vollen Gebühr. 
Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehntheile der vollen Gebühr 
für die Vertretung in der Verſammlung der Bahnpfandgläubiger. 

Auf die Werthberechnung finden die Vorſchriften des Artikel 4 Abſ. 4 
entſprechende Anwendung. 

Artikel 8. 

Für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden bei Behörden erhält der Rechts— 
anwalt zwei Zehntheile der vollen Gebühr. Für bloße Benachrichtigungen, Be 
ſchleunigungsgeſuche, kurze Anzeigen und Schreiben ähnlicher Art kann dieſe Gebühr 
nur gefordert werden, falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen Angelegen— 
heit eine andere Gebühr zuſteht. 

Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer Erklärung zu Grunde 
liegende Urkunde entworfen, fo ſteht ihm die im $. 10 Abſ. 2 der Gebühren— 
ordnung für Notare beſtimmte Gebühr zu, wenn ein das Sach- und Rechts— 
verhältniß entwickelnder Vortrag erforderlich iſt und deſſen Einreichung von der 
Partei verlangt wird. 

Artikel 9. 

Für Schreiben an Privatperſonen erhält der Rechtsanwalt ein Zehntheil 
der vollen Gebühr. Für Schreiben, die rechtliche Ausführungen oder ſachliche 
Auseinanderſetzungen nicht enthalten, kann dieſe Gebühr nur gefordert werden, 
falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen Angelegenheit eine andere Gebühr 
zuſteht. Für die der Einleitung eines Prozeſſes vorausgehenden Mahnungen, 
Kündigungen oder Schreiben ähnlicher Art kann eine Gebühr nicht gefordert 
werden, wenn dem Rechtsanwalte die Prozeßgebühr zuſteht. 

Auf Schreiben an den Auftraggeber, die eine Rathsertheilung oder ein 
Gutachten enthalten, finden die für dieſe Geſchäfte in den Artikeln 11, 15 ge 
gebenen Gebührenvorſchriften Anwendung. Für andere Schreiben an den Auf⸗ 
traggeber kann eine Gebühr auch dann nicht gefordert werden, wenn ſie recht⸗ 
liche Ausführungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen enthalten; ſteht jedoch dem 
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Rechtsanwalt in der gleichen Angelegenheit eine andere Gebühr nicht zu, ſo iſt 
die im Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte Gebühr zu erheben. 


Artikel 10. 

Für die Wahrnehmung eines Termins erhält der Rechtsanwalt drei Zehn 
theile der vollen Gebühr. Werden in derſelben Angelegenheit mehrere Termine 
wahrgenommen, ſo beträgt die Gebühr für den zweiten und für jeden weiteren 
Termin zwei Zehntheile der vollen Gebühr. 

Der Geſammtbetrag der Gebühren in derſelben Angelegenheit darf in einer 
Inſtanz die volle Gebühr nicht überſteigen. 


Artikel 11. 
Ein Zehntheil der vollen Gebühr erhält der Rechtsanwalt, falls nicht eine 
der in den Artikeln 8 bis 10 beſtimmten Gebühren anzuſetzen iſt, für die Ertheilung 
eines Rathes ſowie für eine Beſprechung. 


Artikel 12. 
Der Geſammtbetrag der in einer Angelegenheit nach den Artikeln 8, 9, 11 
anzuſetzenden Gebühren darf in einer Inſtanz die volle Gebühr nicht überſteigen. 


Artikel 13. 

Auf die Anfertigung des Entwurfes eines Rechtsgeſchäfts und die Ver⸗ 
mittelung einer Auseinanderſetzung ſowie auf den Empfang, die Verwahrung und 
die Auszahlung von Geldern und Werthpapieren in Angelegenheiten, die nicht 
zur ſtreitigen Rechtspflege gehören, finden die für die Gebühren der Notare gel 
tenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Der Betrag der Vergütung für die Anfertigung eines Entwurfes kann 
nur inſoweit abweichend durch Vertrag beſtimmt werden, als dies nach F. 28 
der Gebührenordnung für Notare zuläſſig iſt. 

Die Vorſchriften der $$. 20 bis 27 der Gebührenordnung für Notare finden 
auf Rechtsanwälte keine Anwendung. 


Artikel 14. 

Iſt für das dem Rechtsanwalt übertragene Geſchäft eine Gebühr nicht be— 
ſtimmt, ſo erhält er eine unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften der 
Deutſchen Gebührenordnung und dieſes Geſetzes zu bemeſſende Gebühr. Das 
Gleiche gilt, ſoweit für die begonnene oder vorbereitete Ausführung eines vor der 
vollſtändigen Ausführung erledigten Auftrags eine Gebühr nicht vorgeſehen iſt. 


Artikel 15. 
Die Vorſchriften der $$. 2 bis 6, 8, 10 bis 12, 76 bis 86, 88, 93, 94 
der Deutſchen Gebührenordnung finden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, 
in den Fällen der Artikel 4 bis 14 entſprechende Anwendung. 


ILL 


In den Fällen der Artikel 4 bis 7 finden auch die Vorſchriften der $$. 7, 
25, 26, 29 bis 32, 35, 36, 48 bis 51 der Deutſchen Gebührenordnung ent- 
ſprechende Anwendung. Steht dem Rechtsanwalt in derſelben Inſtanz eine Gebühr 
für den Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek zu, ſo wird dieſe auf 
die im Artikel 4 Abſ. 1 Nr. 1, im Artikel 5 Abſ. 2 und im Artikel 7 Abſ. 1 
Satz 1 beſtimmten Gebühren angerechnet. 


Artikel 16. 

Allgemeine Vorſchriften über die Vergütung für eine Thätigkeit, welche die 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nicht vorausſetzt, find auch für die Nechts- 
anwälte maßgebend. 

Artikel 17. 

Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft. Für die vor dieſem Zeitpunkt ertheilten Aufträge bewendet 
es bei den bisherigen Vorſchriften. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren der Gerichtsvollzieher. 


Artikel 18. 

Die Vergütung für die Berufsthätigkeit der Gerichtsvollzieher beſtimmt ſich, 
ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden 
Vorſchriften. 

Artikel 19. 

Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher findet Anwendung 
auf die nach den Vorſchriften der Deutſchen Prozeßordnungen auszuführenden 
Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen in Angelegenheiten, welche vor beſondere 
Gerichte gehören oder durch die Deutſchen Prozeßordnungen nicht betroffen werden. 


5 Artikel 20. 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, 
für Wechſelproteſte, für Siegelungen und Entfiegelungen ſowie für die Aufnahme 
von Vermögensverzeichniſſen finden die Vorſchriften der $$. 19 bis 21, 32, 47, 
49, 50 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung; ſoweit verſchiedene Ge— 
bührenſätze für die Thätigkeit des Richters und die des Gerichtsſchreibers beſtehen, 
ſind die für Gerichtsſchreiber geltenden Vorſchriften maßgebend. 

Außer den im Abſ. 1 bezeichneten Vorſchriften findet auch die Vorſchrift 
des §. 106 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung, ſoweit ſie ſich auf 
die Gebühr im Falle der Zurücknahme bezieht. 


Artikel 21. 
Die Gebühr des Gerichtsvollziehers für die Beurkundung der Aufgabe des 
Geldes zur Poſt ($. 17 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879, Geſetz⸗ 
Samml. S. 2409) beträgt achtzig Pfennig. 
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Artikel 22. 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher, welche nicht durch die Deutſche 
Gebührenordnung beſtimmt ſind, finden die $$. 12 bis 23 der Gebührenordnung 
und der im F. 24 Nr. 2 der Gebührenordnung gemachte Vorbehalt entſprechende 
Anwendung. 

Artikel 23. 

Die im F. 24 der Deutſchen Gebührenordnung vorbehaltenen Beſtimmungen 
erfolgen durch den Juſtizminiſter. 

Soweit den Gerichtsvollziehern Geſchäfte übertragen ſind oder in Zukunft 
übertragen werden, für welche die Gebühren nicht durch Geſetz beſtimmt ſind, 
erfolgt die Beſtimmung durch den Juſtizminiſter. Das Gleiche gilt in Anſehung 
der Gebühren für Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren. 

Artikel 24. 

Zu den dem Gerichtsvollzieher zu vergütenden baaren Auslagen gehören 

auch die erforderlichen Stempel. 


Artikel 25. 
Die Zuſtellungsurkunden der Gerichtsvollzieher ſind ſtempelfrei. 


Artikel 26. 
Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft und finden auf alle zu dieſem Zeitpunkte noch nicht beendigten 
Geſchäfte, auch hinſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten, Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 27. 
Aufgehoben werden vom Zeitpunkte des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an: 

1. das Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte vom 2. Februar 1880 GGeſetz⸗Samml. S. 43) ) 

2. die noch geltenden Vorſchriften des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetz und zu den Deutſchen Gebührenordnungen für Ge⸗ 
richtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige vom 10. März 
1879 Geſetz⸗Samml. S. 145) mit Ausnahme des F. 42; 

3. das Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über Gerichtskoſten und Gebühren 
der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1882 (Geſetz-Samml. S. 129). 


Artikel 28. 

Im bisherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes bleiben für die 
Gebühren der Gerichtsvollzieher in einem Verfahren nach der Subhaſtations⸗ 
ordnung für die Rheinprovinzen vom 1. Auguft 1822 (Geſetz-Samml. S. 195) 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 


a Artikel 29. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die Artikel 1 bis 28 dieſes Geſetzes 
durch die Geſetz-Sammlung in der Weiſe bekannt zu machen, daß die Verweiſungen 
auf die Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren- 
ordnung für Notare durch Verweiſungen auf die entſprechenden Vorſchriften der 
durch den Juſtizminiſter bekannt gemachten Texte erſetzt werden. 

Bei der Bekanntmachung der Texte des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
und der Gebührenordnung für Notare ſind der §. 130 des erſteren und der §. 29 
des letzteren Geſetzes wegzulaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Jagdhaus Rominten, den 27. September 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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